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Der Europäische Datenschutzausschuss — 

gestützt auf Artikel 63 und Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, im Folgenden „DSGVO“)1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR“), 
insbesondere auf Anhang XI und Protokoll 37, geändert durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses Nr. 154/2018 vom 6. Juli 20182, 

gestützt auf die Artikel 11 und 22 seiner Geschäftsordnung (im Folgenden „Geschäftsordnung des 
EDSA“)3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Aus Artikel 60 DSGVO ergibt sich, dass die federführende Aufsichtsbehörde (im Folgenden 
„federführende Aufsichtsbehörde“) mit den anderen betroffenen Aufsichtsbehörden (im Folgenden 
„betroffene Aufsichtsbehörden“) zusammenarbeitet, um zu einem Konsens zu gelangen, dass die 
federführende Aufsichtsbehörde und die betroffenen Aufsichtsbehörden alle relevanten 
Informationen untereinander austauschen und dass die federführende Aufsichtsbehörde die 
einschlägigen Informationen unverzüglich an die anderen betroffenen Aufsichtsbehörden 
weiterleitet. Die federführende Aufsichtsbehörde legt den anderen betroffenen Aufsichtsbehörden 
unverzüglich einen Beschlussentwurf zur Stellungnahme vor und trägt deren Standpunkten 
gebührend Rechnung. 

(2) Hat eine der betroffenen Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 4 Nummer 24 und Artikel 60 Absatz 4 
DSGVO einen begründeten und maßgeblichen Einspruch gegen den Beschlussentwurf eingelegt und 
beabsichtigt die federführende Aufsichtsbehörde nicht, sich dem Einspruch anzuschließen, oder ist sie 
der Ansicht, dass der Einspruch nicht begründet und nicht maßgeblich ist, so leitet die federführende 
Aufsichtsbehörde das Kohärenzverfahren gemäß Artikel 63 DSGVO für die Angelegenheit ein. 

(3) Die wesentliche Aufgabe des Europäischen Datenschutzausschusses (im Folgenden „EDSA“) ist die 
Sicherstellung der einheitlichen Anwendung der DSGVO im gesamten EWR. Gemäß Artikel 65 Absatz 1 
Buchstabe a DSGVO erlässt der EDSA einen verbindlichen Beschluss in Bezug auf alle Angelegenheiten, 
die Gegenstand des maßgeblichen und begründeten Einspruchs sind, insbesondere in Bezug auf die 
Frage, ob ein Verstoß gegen die DSGVO vorliegt.  

(4) Der verbindliche Beschluss des EDSA wird gemäß Artikel 65 Absatz 2 DSGVO in Verbindung mit 
Artikel 11 Absatz 4 der Geschäftsordnung des EDSA innerhalb eines Monats nach dem Beschluss des 
Vorsitzenden und der betroffenen Aufsichtsbehörde über die Vollständigkeit des Dossiers mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des EDSA angenommen. Die Frist kann unter 
Berücksichtigung der Komplexität der Angelegenheit auf Beschluss des Vorsitzenden des EDSA von 

                                                             
1 ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1. 
2 Soweit in diesem Beschluss auf „Mitgliedstaaten“ Bezug genommen wird, ist dies als Bezugnahme auf „EWR-
Mitgliedstaaten“ zu verstehen. 
3 Geschäftsordnung des EDSA, angenommen am 25. Mai 2018 (aktuelle Fassung: angenommen am 6. April 
2022). 
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sich aus oder auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder des EDSA um einen weiteren 
Monat verlängert werden. 

(5) War der EDSA trotz einer solchen Verlängerung nicht in der Lage, innerhalb der Frist einen 
Beschluss anzunehmen, so nimmt er seinen Beschluss gemäß Artikel 65 Absatz 3 DSGVO innerhalb 
von zwei Wochen nach Ablauf der Verlängerung mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder an. 

(6) Gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Geschäftsordnung des EDSA ist nur der englische Text des 
Beschlusses verbindlich, da dies die Sprache des Verfahrens zur Annahme des EDSA ist —  
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HAT FOLGENDEN VERBINDLICHEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

1 ZUSAMMENFASSUNG DES STREITFALLS 

 Dieses Dokument enthält einen verbindlichen Beschluss des EDSA gemäß Artikel 65 Absatz 1 
Buchstabe a DSGVO. Der Beschluss betrifft den Streitfall, der sich aus einem Beschlussentwurf (im 
Folgenden „Beschlussentwurf“) der irischen Aufsichtsbehörde („Data Protection Commission“, im 
Folgenden „irische Aufsichtsbehörde“, in diesem Zusammenhang auch als „federführende 
Aufsichtsbehörde“ bezeichnet) und den anschließenden Einsprüchen mehrerer betroffener 
Aufsichtsbehörden ergibt („Österreichische Datenschutzbehörde“, im Folgenden „österreichische 
Aufsichtsbehörde“; „Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit“ auch 
im Namen aller deutschen Aufsichtsbehörden4, im Folgenden „deutsche Aufsichtsbehörden“; 
„Agencia Española de Protección de Datos“, im Folgenden „spanische Aufsichtsbehörde“;  
„Commission Nationale de l’Informatique et des Libertés“, im Folgenden „französische 
Aufsichtsbehörde“). 

 Der in Rede stehende Beschlussentwurf bezieht sich auf eine „Untersuchung von Amtswegen “ (IN-
20-8-1) (im Folgenden „Untersuchung“), die von der irischen Aufsichtsbehörde am 28. August 2020 
zu den Verarbeitungstätigkeiten von Facebook als sozialem Medium (im Folgenden „Facebook-
Dienst“5) von Facebook Ireland Limited und insbesondere zu Übermittlungen personenbezogener 
Daten außerhalb der EU/des EWR auf der Grundlage von Standardvertragsklauseln (im Folgenden 
„Standardvertragsklauseln“) (gemäß Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO) eingeleitet wurde.  

 Facebook Ireland Limited ist ein Unternehmen mit Sitz in Dublin, Irland. In der Folge hat das 
Unternehmen seinen Namen in „Meta Platforms Ireland Limited“ (im Folgenden „Meta IE“) geändert. 
Jede Bezugnahme auf Meta IE in diesem verbindlichen Beschluss bedeutet einen Verweis auf 
Facebook Ireland Limited bzw. Meta Platforms Ireland Limited6. 

 Der Umfang der Untersuchung der irischen Aufsichtsbehörde umfasst zufolge zwei Themen: 1) die 
Rechtmäßigkeit internationaler Übermittlungen personenbezogener Daten von EU-/EWR-Bürgern7, 
die den Facebook-Dienst von Meta IE besuchen, darauf zugreifen, nutzen oder anderweitig mit ihm 
interagieren, an Facebook Inc. gemäß Standardvertragsklauseln8 nach dem Urteil des Gerichtshofs der 

                                                             
4 Alle deutschen Aufsichtsbehörden waren an dieser Untersuchung als Aufsichtsbehörden beteiligt. Der 
Einspruch wurde von der Hamburgischen Aufsichtsbehörde auch im Namen  
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit sowie der Aufsichtsbehörden von 
Baden-Württemberg, Bayern (Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, Bayerisches Landesamt 
für Datenschutzaufsicht), Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen 
erhoben.  
5 Die irische Aufsichtsbehörde stellte klar, dass sich die Untersuchung und der Beschlussentwurf nur auf den 
Facebook-Dienst beziehen. Beschlussentwurf, Rn. 1.8. Der Facebook-Dienst wurde von Meta IE in ihrer 
Stellungnahme zum vorläufigen Beschlussentwurf vom 2. Juli 2021 (S. 5 und Absatz 1.1 auf S. 11) als „der 
Facebook-Dienst (verfügbar auf der Website www.facebook.com und über die mobile Anwendung)“ definiert.  
6 Meta Platforms, Inc. hieß früher Facebook, Inc.  
7 Die irische Aufsichtsbehörde stellte klar, dass der geografische Umfang der Untersuchung auf Nutzer des 
Facebook-Dienstes in der EU/im EWR beschränkt ist. Beschlussentwurf, Rn. 1.8.  
8 Die irische Aufsichtsbehörde stellte klar, dass sich die Untersuchung auf Übermittlungen bezieht, die auf 
folgender Grundlage durchgeführt wurden: 
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Europäischen Union vom 16. Juli 2020 in der Rechtssache C-311/18 (im Folgenden „Schrems-II-
Urteil“)9 (diese Übermittlungen personenbezogener Daten werden im Folgenden als „internationale 
Übermittlungen an FB“ bezeichnet); 2) ob (und/oder welche) Abhilfebefugnisse von der irischen 
Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 DSGVO ausgeübt werden sollten, falls der Schluss 
gezogen wird, dass Meta IE rechtswidrig handelt und gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO verstößt10.  

 Die irische Aufsichtsbehörde hat erklärt, dass sie auch an einer gesonderten und eigenständigen 
„Beschwerdeuntersuchung“ (IN-21-6-3) beteiligt ist, bei der Meta IE ebenfalls eine Auskunftsperson 
ist und in der im Wesentlichen dieselben Fragen wie im Beschlussentwurf behandelt werden.11 Diese 
Untersuchung stützt sich auf eine Beschwerde von Maximilian Schrems (im Folgenden „Herr 
Schrems“)12 und wird von der irischen Aufsichtsbehörde getrennt bearbeitet.  

 Unter diesen Umständen forderte die irische Aufsichtsbehörde Schrems als interessierte Partei auf, 
seine Ansichten zu bestimmten Zeitpunkten der Untersuchung darzulegen, wie nachstehend 
dargelegt.13  

 Darüber hinaus forderte die irische Aufsichtsbehörde die Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika (im Folgenden „US-Regierung“) auf, ihre Ansichten zu bestimmten Fragen zu bestimmten 
Zeitpunkten der Untersuchung, wie nachstehend dargelegt, mitzuteilen.14 

 Die irische Aufsichtsbehörde erklärte in ihrem Beschlussentwurf, dass sie sich davon überzeugt habe, 
die federführende Aufsichtsbehörde im Sinne der DSGVO für Meta IE als Verantwortliche für die 
Zwecke der internationalen Übermittlung personenbezogener Daten auf der Grundlage der 
Standardvertragsklauseln im Zusammenhang mit dem Facebook-Dienst zu sein.15 

 Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die zeitliche Abfolge der Ereignisse, die Teil des 
Verfahrens sind, das zur Einreichung der Angelegenheit in das Kohärenzverfahren geführt hat. 

28.8.2020 Die irische Aufsichtsbehörde legte Meta IE am 28. August 2020 
einen vorläufigen Beschlussentwurf (im Folgenden „vorläufiger 
Beschlussentwurf“) vor. Mit dem vorläufigen Beschlussentwurf 

                                                             
- Beschluss über Standardvertragsklauseln von 2010 und Standardvertragsklauseln von 2010 

(Beschluss 2010/87 der Kommission, ABl. vom 12.2.2010, aufgehoben am 26. September 2021),  
- und Beschluss über Standardvertragsklauseln von 2021 (Durchführungsbeschluss 2021/914 der 

Kommission vom 4. Juni 2021, ABl. L 199 vom 7.6.2021, S. 31) und die Standardvertragsklauseln 2021. 
Siehe Beschlussentwurf, Rn. 1.8 und 5.20.  
9 Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2020, Facebook Ireland und Schrems, C-311/18, ECLI:EU:C:2020:559.   
10 Vorläufiger Beschlussentwurf, Rn. 1.2.  
11 Beschlussentwurf, Rn. 9.50. Die Bezugnahme in dieser Randnummer auf die Untersuchung „IN-18-6-3“ stellt 
einen redaktionellen Fehler dar und ist als „IN-21-6-3“ zu verstehen.    
12 Diese Beschwerde wurde am 25. Juni 2013 eingereicht (Beschlussentwurf, Rn. 2.6), dann am 1. Dezember 
2015 neu formuliert und erneut eingereicht (Beschlussentwurf, Rn. 2.25) und anschließend im Rahmen der 
Beilegung des anschließenden gerichtlichen Überprüfungsverfahrens (wie in Rn. 2.47 des Beschlussentwurfs 
beschrieben) erneut aufgegriffen.  
13 Mitteilung an das Sekretariat des EDSA vom 19. Januar 2023, S. 1. Im Beschlussentwurf wird erläutert, dass 
Schrems auch eine gerichtliche Überprüfung gegen den DPC beantragt hat (dies erfolgte am 8. Oktober 2020). 
Nach einem Vergleich zwischen der irischen Aufsichtsbehörde und Schrems wurde der Antrag durch Beschluss 
des High Court vom 13. Januar 2021 aufgehoben und die in der vorstehenden Fußnote genannte Beschwerde 
erneut aufgegriffen. Siehe Beschlussentwurf, Rn. 2.47, in Bezug auf das Protokoll des High Court Nr. 2020/707JR. 
14 Mitteilung an das Sekretariat des EDSA vom 19. Januar 2023, S. 2.   
15 Beschlussentwurf, Rn. 4.19–4.20.  
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wurde Meta IE über die Einleitung einer Untersuchung auf 
eigene Initiative sowie deren Anwendungsbereich und 
Rechtsgrundlage informiert. Die irische Aufsichtsbehörde 
forderte Meta IE auf, sich zum vorläufigen Beschlussentwurf zu 
äußern.  

10.9.2020 Meta IE beantragte eine gerichtliche Überprüfung und focht den 
vorläufigen Beschlussentwurf an.16 Der Antrag wurde am 14. Mai 
2021 abgewiesen.17  

Mai 2021 bis September 2021 
 

Am 21. Mai 202118 erneuerte die irische Aufsichtsbehörde ihre 
Aufforderung an Meta IE, zu dem vorläufigen Beschlussentwurf 
Stellung zu nehmen; Meta IE legte diese Stellungnahme am 
2. Juli 2021 vor (im Folgenden „Stellungnahmeder Meta IE zum 
vorläufigen Beschlussentwurf“).  
Gleichzeitig forderte die irische Aufsichtsbehörde Schrems auf, 
zum vorläufigen Beschlussentwurf Stellung zu nehmen. Am 
20. Juli 2021 forderte die irische Aufsichtsbehörde Schrems auf, 
sich zur (bearbeiteten) Stellungnahme von Meta IE zum 
vorläufigen Beschlussentwurf zu äußern. Schrems übermittelte 
der irischen Aufsichtsbehörde am 15. August 2021 seine 
Stellungnahme (im Folgenden „Stellungnahme des Herrn 
Schrems zum vorläufigen Beschlussentwurf“). 
 
Am 18. August 2021 stellte die irische Aufsichtsbehörde Meta IE 
zusätzliche Fragen zu ihrer Stellungnahme. Meta IE antwortete 
am 1. September 2021 (im Folgenden „ergänzende 
Stellungnahme der Meta IE zum vorläufigen 
Beschlussentwurf“). 
 
Am 23. August 2021 übermittelte die irische Aufsichtsbehörde 
Meta IE eine Kopie der Stellungnahme von Schrems zum 
vorläufigen Beschlussentwurf; Meta IE antwortete am 
24. September 2021 (im Folgenden „Antwort der Meta IE auf die 
Stellungnahme des Herrn Schrems zum vorläufigen 
Beschlussentwurf“). 
 
Am 20. August 2021 forderte die irische Aufsichtsbehörde die 
US-Regierung als interessierte Partei auf, zu einer Reihe von 
Fragen Stellung zu nehmen, die die irische Aufsichtsbehörde ihr 
vorgelegt hatte; diese Antwort wurde am 20. September 2021 
übermittelt (im Folgenden „Stellungnahme der US-Regierung 
zum vorläufigen Beschlussentwurf“). 

                                                             
16 Beschlussentwurf, Rn. 1.6 und 2.44. 
17 Beschlussentwurf, Rn. 2.45. 
18 Beschlussentwurf, Rn. 2.46.  
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21. und 22.2.2022  Nach Prüfung der im Laufe der Untersuchung erhaltenen 
Unterlagen, einschließlich der oben genannten Stellungnahmen 
und Antworten, legte die irische Aufsichtsbehörde einen 
überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf (im Folgenden 
„überarbeiteter vorläufiger Entwurf“) vor. Die irische 
Aufsichtsbehörde forderte Meta IE auf, ihr Recht auf Anhörung 
zum überarbeiteten vorläufigen Entwurf auszuüben. Zu diesem 
Zeitpunkt bot die irische Aufsichtsbehörde Schrems und der US-
Regierung auch Gelegenheit, zu dem überarbeiteten vorläufigen 
Entwurf Stellung zu nehmen.  

März bis 
April 2022 

Schrems reichte am 21. März 2022 bei der irischen 
Aufsichtsbehörde seine Stellungnahme ein (im Folgenden 
„Stellungnahme von Schrems zum überarbeiteten vorläufigen 
Beschlussentwurf“). Die US-Regierung übermittelte der irischen 
Aufsichtsbehörde am 4. April 2022 ihre Stellungnahme (im 
Folgenden „Stellungnahme der US-Regierung zum 
überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf“).  
Meta IE reichte am 29. April 2022 ihre Stellungnahme zu dem 
überarbeiteten vorläufigen Entwurf, der Stellungnahme von 
Schrems zum überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf und 
der Stellungnahme der US-Regierung zum überarbeiteten 
vorläufigen Beschlussentwurf ein (im Folgenden „Stellungnahme 
von Meta IE zum überarbeiteten vorläufigen 
Beschlussentwurf“). 

6.7.2022 Die irische Aufsichtsbehörde übermittelte ihren 
Beschlussentwurf gemäß Artikel 60 Absatz 3 DSGVO den 
betroffenen Aufsichtsbehörden.  

Juli bis August 2022 Mehrere betroffene Aufsichtsbehörden (die österreichische 
Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die 
spanische Aufsichtsbehörde und die französische 
Aufsichtsbehörde) erhoben gemäß Artikel 60 Absatz 4 DSGVO 
Einspruch.19 Darüber hinaus äußerten sich mehrere betroffene 
Aufsichtsbehörden.20 

10.8.2022 Die irische Aufsichtsbehörde übermittelte Meta IE aus Gründen 
der Transparenz eine Kopie der Einsprüche und Stellungnahmen.  

                                                             
19 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde vom 2. August 2022, Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden vom 3. August 2022, Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde vom 29. Juli 2022, 
Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde vom 3. August 2022.  
20 Stellungnahme der norwegischen Aufsichtsbehörde vom 17. Juli 2022; Stellungnahme der finnischen 
Aufsichtsbehörde vom 22. Juli 2022; Stellungnahme der bulgarischen Aufsichtsbehörde vom 2. August 2022; 
Stellungnahme der ungarischen Aufsichtsbehörde vom 3. August 2022; Stellungnahme der polnischen 
Aufsichtsbehörde vom 3. August 2022; Stellungnahme der niederländischen Aufsichtsbehörde vom 3. August 
2022. Diese Stellungnahmen sind nicht Teil des Streitbeilegungsverfahrens. Der Vollständigkeit halber stellt der 
EDSA fest, dass die irische Aufsichtsbehörde am 22. Juli 2022 eine Antwort auf die Stellungnahme der finnischen 
Aufsichtsbehörde übermittelt hat.  
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20.9.2022 Die irische Aufsichtsbehörde legte ihre Antworten auf diese 
Einsprüche in einer Mitteilung dar und übermittelte diese den 
betroffenen Aufsichtsbehörden (im Folgenden 
„Sammelantwort“). Die irische Aufsichtsbehörde forderte die 
jeweiligen betroffenen Aufsichtsbehörden auf, bis zum 
27. September 2022 zu bestätigen, dass sie unter 
Berücksichtigung des Standpunkts der irischen Aufsichtsbehörde 
zu den in der Sammelantwort dargelegten Einsprüchen 
beabsichtigten, ihre Einsprüche aufrechtzuerhalten. Am 
27. September 2022 bestätigten die deutschen 
Aufsichtsbehörden der irischen Aufsichtsbehörde ausdrücklich, 
dass sie an ihren Einsprüchen festhalten.21 

28.9.2022 Die irische Aufsichtsbehörde erläuterte Meta IE ihre Absicht, den 
EDSA mit dem Streitfall zu befassen, und lud Meta IE ein, ihr 
Recht auf Anhörung zu den Einsprüchen (und Stellungnahmen) 
auszuüben, die die irische Aufsichtsbehörde zusammen mit der 
Sammelantwort und den Mitteilungen, die von den betroffenen 
Aufsichtsbehörden als Erwiderung auf die Sammelantwort 
eingegangen waren, an den EDSA verweisen möchte.  

2.11.2022 Meta IE übermittelte die angeforderte Stellungnahme (im 
Folgenden „Stellungnahme der Meta IE zu Artikel 65“). 

 

 Aufgrund des oben dargelegten Sachverhalts legte die irische Aufsichtsbehörde am 19. Januar 2023 
den Streitfall gemäß Artikel 60 Absatz 4 DSGVO dem EDSA vor und leitete damit am 19. Januar 2023 
das Streitbeilegungsverfahren nach Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO unter Verwendung des 
Binnenmarkt-Informationssystems (im Folgenden „IMI“) ein; zu diesem Zeitpunkt wurde auch die 
Vollständigkeit der Akte bestätigt.  

 Nachdem die irische Aufsichtsbehörde diese Angelegenheit dem EDSA gemäß Artikel 60 Absatz 4 
DSGVO vorgelegt hatte, bewertete das Sekretariat des EDSA die Vollständigkeit des Dossiers im 
Namen der Vorsitzenden des EDSA im Einklang mit Artikel 11 Absatz 2 der Geschäftsordnung des 
EDSA.  

 Das Sekretariat des EDSA kontaktierte die irische Aufsichtsbehörde am 30. Januar 2023 und ersuchte 
sie, innerhalb einer Frist von einer Woche zusätzliche Unterlagen und Erläuterungen  vorzulegen. Die 
irische Aufsichtsbehörde legte die Unterlagen und Informationen am 10. Februar 2023 vor.22  

 Eine Frage von besonderer Bedeutung, die vom Sekretariat des EDSA geprüft wurde, war das Recht 
auf Anhörung gemäß Artikel 41 Absatz 2 Buchstabe a der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union (im Folgenden „Charta“). Weitere Einzelheiten hierzu finden sich in Abschnitt 2 dieses 
verbindlichen Beschlusses.  

                                                             
21 Antwort der deutschen Aufsichtsbehörden auf die Sammelantwort vom 27. September. Darüber hinaus legten 
einige der betroffenen Aufsichtsbehörden, die Stellungnahmen abgegeben hatten (d. h. die niederländische 
Aufsichtsbehörde, die polnische Aufsichtsbehörde, die norwegische Aufsichtsbehörde und die ungarische 
Aufsichtsbehörde), eine Erwiderung auf die Sammelantwort vor.  
22 Dazu wurde die ursprüngliche Anfrage im IMI zurückgezogen und erneut eingereicht.  
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 Am 13. Februar 2023 wurde der Beschluss über die Vollständigkeit des Dossiers gefasst und vom 
Sekretariat des EDSA an alle Mitglieder des EDSA weitergeleitet. 

 Die Vorsitzende des EDSA hat im Einklang mit Artikel 65 Absatz 3 DSGVO in Verbindung mit Artikel 11 
Absatz 4 der Geschäftsordnung des EDSA beschlossen, die Normalfrist von einem Monat für die 
Annahme wegen der Komplexität der Angelegenheit um einen weiteren Monat zu verlängern. 

2 DAS RECHT AUF EINE GUTE VERWALTUNG 

 Der EDSA unterliegt der Charta, insbesondere Artikel 41 (Recht auf gute Verwaltung). Dem wird auch 
in Artikel 11 Absatz 1 der Geschäftsordnung des EDSA Rechnung getragen. Weitere Einzelheiten 
wurden in den am 13. April 2021 angenommenen Leitlinien 03/2021 des EDSA zur Anwendung von 
Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO (Fassung für die öffentliche Konsultation) (im Folgenden 
„Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO“) dargelegt.23  

 Der Beschluss des EDSA „wird begründet und an die federführende Aufsichtsbehörde und alle 
betroffenen Aufsichtsbehörden übermittelt und ist für diese verbindlich“ (Artikel 65 Absatz 2 DSGVO). 
Er zielt nicht darauf ab, sich direkt an andere Dritte zu wenden, wie im kürzlich ergangenen Beschluss 
des Gerichts der Europäischen Union in der Rechtssache T-709/21 klargestellt wurde.24  

 Dennoch hat der EDSA geprüft, ob Meta IE die Möglichkeit geboten wurde, ihr Recht auf Anhörung in 
Bezug auf alle bei ihr eingegangenen Dokumente mit den Sach- und Rechtsfragen, die der EDSA für 
seinen Beschluss in diesem Verfahren heranzuziehen hat, auszuüben.  

 Der EDSA stellt fest, dass Meta IE die Möglichkeit geboten wurde, in Bezug auf alle Dokumente, die 
die vom EDSA im Rahmen dieses Beschlusses geprüften und behandelten Sach- und Rechtsfragen 
enthalten, ihr Recht auf Anhörung auszuüben, und dass Meta IE ihre schriftlichen Stellungnahmen 
vorgelegt hat25, die dem EDSA von der irischen Aufsichtsbehörde übermittelt wurden.  

                                                             
23 Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 94–108. 
24 Das Gericht stellte in seinem Beschluss vom 7. Dezember 2022, WhatsApp Ireland/Europäischer 
Datenschutzausschuss, T-709/21, ECLI:EU:T:2022:783 (im Folgenden „T-709/21 WhatsApp“) fest, dass der mit 
dem endgültigen Beschluss der federführenden Aufsichtsbehörde befasste Verantwortliche nicht unmittelbar 
von dem verbindlichen Beschluss 1/2021 des EDSA vom 28. Juli 2021 (im Folgenden „verbindlicher 
Beschluss 1/2021“) betroffen sei, da er für sich genommen die Rechtsstellung der Klägerin nicht in qualifizierter 
Weise geändert habe und eine vorbereitende oder Zwischenmaßnahme darstelle. Das Gericht hat zudem 
klargestellt, dass der verbindliche Beschluss 1/2021 keine Rechtswirkung gegenüber dem Verantwortlichen 
hatte, die unabhängig vom endgültigen Beschluss war, bei dem die federführende Aufsichtsbehörde über einen 
gewissen Ermessensspielraum verfügte. Folglich wies das Gericht die Nichtigkeitsklage der WhatsApp Ireland Ltd 
als unzulässig ab, da die Voraussetzungen von Artikel 263 Absatz 4 AEUV nicht erfüllt waren. Siehe T-709/21 
WhatsApp, Rn. 41–61.  
25 Insbesondere die Stellungnahme der Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf vom 2. Juli 2021, die 
ergänzende Stellungnahme der Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf vom 1. September 2021, die Antwort 
der Meta IE auf die Stellungnahme von Schrems zum vorläufigen Beschlussentwurf, die überarbeitete 
Stellungnahme der Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf vom 29. April 2022 und die Stellungnahme der 
Meta IE zu Artikel 65 vom 2. November 2022. 
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3 VORAUSSETZUNGEN FÜR DEN ERLASS EINES VERBINDLICHEN 
BESCHLUSSES 

 Die allgemeinen Bedingungen für den Erlass eines verbindlichen Beschlusses durch den EDSA sind in 
Artikel 60 Absatz 4 DSGVO und Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO26 festgelegt. 

 Einsprüche mehrerer betroffener Aufsichtsbehörden gegen einen 
Beschlussentwurf 

 Der EDSA stellt fest, dass mehrere betroffene Aufsichtsbehörden über das IMI Einspruch gegen den 
Beschlussentwurf erhoben haben. Die Einsprüche wurden gemäß Artikel 60 Absatz 4 DSGVO erhoben. 

 An dieser Stelle ist es wichtig, die Teile des Beschlussentwurfs zur Kenntnis zu nehmen, die nicht in 
den Anwendungsbereich des Streitfalls und damit in die Zuständigkeit des EDSA fallen. Keine der 
Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde zu den von Meta IE begangenen Verstößen wird durch 
die von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen Einsprüche angefochten oder bestritten. 
Mehrere betroffene Aufsichtsbehörden loben ausdrücklich die von der irischen Aufsichtsbehörde 
durchgeführte Analyse.27  

 In ihrem Beschlussentwurf stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass „das US-Recht kein 
Schutzniveau bietet, das dem im EU-Recht vorgesehenen Schutzniveau im Wesentlichen gleichwertig 
ist“, Standardvertragsklauseln den unzureichenden Schutz nach US-Recht nicht ausgleichen können 
und dass „Meta keine ergänzenden Maßnahmen vorsieht, die den unzureichenden Schutz nach US-
Recht kompensieren würden“28. Dementsprechend stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass Meta 
durch die internationalen Datenübermittlungen an FB gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO verstößt.29  
Die irische Aufsichtsbehörde analysiert auch die Anwendung der in Artikel 49 DSGVO verankerten 
Ausnahmen und kommt zu dem Schluss, dass es Meta Ireland nicht freisteht, sich auf die Ausnahmen 
nach Artikel 49 Absatz 1 DSGVO (oder auf eine von ihnen) zu berufen, um die systematische, 
umfassende, wiederholte und laufende Übermittlung von Nutzerdaten aus der EU in die USA zu 
rechtfertigen30.  

 Die irische Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass „Abhilfemaßnahmen erforderlich sind, um die 
festgestellten Verstöße zu beheben“, und dass es „unter allen Umständen geeignet, erforderlich und 
verhältnismäßig ist, die Aussetzung der Datenübermittlungen gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe j 
DSGVO anzuordnen“31.  

 Die irische Aufsichtsbehörde verweist auf die Feststellungen des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(im Folgenden „EuGH“) im Schrems-II-Urteil und erinnert daran, dass es zwar Sache der irischen 
Aufsichtsbehörde ist, „unter Berücksichtigung aller Umstände der fraglichen Übermittlung 

                                                             
26 Gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erlässt der Ausschuss einen verbindlichen Beschluss, wenn 
eine Aufsichtsbehörde einen maßgeblichen und begründeten Einspruch gegen den Beschlussentwurf der 
federführenden Aufsichtsbehörde erhoben hat und die federführende Aufsichtsbehörde dem Einspruch nicht 
gefolgt ist oder die federführende Aufsichtsbehörde einen solchen Einspruch als nicht maßgeblich oder 
begründet zurückgewiesen hat. 
27 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 1; Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 1.  
28 Beschlussentwurf, Rn. 7.201.  
29 Beschlussentwurf, Rn. 7.202.  
30 Beschlussentwurf, Rn. 8.106.  
31 Beschlussentwurf, Rn. 9.1.  
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personenbezogener Daten das geeignete und erforderliche Mittel zu wählen, sie gleichwohl 
verpflichtet [ist], mit aller gebotenen Sorgfalt ihre Aufgabe zu erfüllen, die darin besteht, über die 
umfassende Einhaltung der DSGVO zu wachen“32. Die irische Aufsichtsbehörde kommt dann zu dem 
Schluss, dass es als Aufsichtsbehörde „erforderlich ist, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um den 
festgestellten Verstoß gegen Artikel 46 DSGVO zu beheben“, und dass „es geeignet, erforderlich und 
verhältnismäßig ist, sich auf die Befugnis nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe j DSGVO zu berufen, die 
Aussetzung der Datenübermittlung anzuordnen“33. 

 Alle in diesem Fall erhobenen Einsprüche betreffen nur die Anwendung von Abhilfemaßnahmen und 
schlagen insbesondere vor, weitere Abhilfemaßnahmen zu ergreifen, während sie der von der irischen 
Aufsichtsbehörde vorgeschlagenen Aussetzungsanordnung zustimmen.34 

 Die irische Aufsichtsbehörde folgt den Einsprüchen gegen den Beschlussentwurf 
nicht oder ist der Auffassung, dass die Einsprüche nicht maßgeblich oder 
begründet sind 

 Die irische Aufsichtsbehörde war der Auffassung, dass die von der österreichischen Aufsichtsbehörde, 
der französischen Aufsichtsbehörde und den deutschen Aufsichtsbehörden erhobenen Einsprüche für 
die Zwecke von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO „maßgeblich und begründet“ sind. Im Falle des 
Einspruchs der spanischen Aufsichtsbehörde ist die irische Aufsichtsbehörde jedoch der Auffassung, 
dass dieser Einspruch aus den in der „Internen Beurteilung des Status der Einsprüche“35 und im 
Folgenden dargelegten Gründen nicht „maßgeblich und begründet“ ist. 

 Am 20. September 2022 legte die irische Aufsichtsbehörde den betroffenen Aufsichtsbehörden eine 
Analyse ihrer Beschwerdepunkte in ihrer Sammelantwort vor. Die Analyse wird „unbeschadet des 
Standpunkts der irischen Aufsichtsbehörde zu der Frage vorgelegt, ob es sich bei einem der erhobenen 
Einsprüche um ‚maßgebliche und begründete‘ Einsprüche im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO 
handelt“. Der irischen Aufsichtsbehörde zufolge stellt die Sammelantwort dar, dass sie ihrer 
Verpflichtung (als federführende Aufsichtsbehörde) nachkommt, den von den betroffenen 
Aufsichtsbehörden geäußerten Standpunkten gebührend Rechnung zu tragen und dadurch (soweit 
möglich) den Abschluss des in Artikel 60 DSGVO vorgesehenen Verfahrens der Zusammenarbeit und 
Kohärenz durch Konsens zu unterstützen.36 

 Nachdem die irische Aufsichtsbehörde zu den Gründen für die Beibehaltung des Beschlussentwurfs 
Stellung genommen hatte, kam sie zu dem Schluss, dass sie den Einsprüchen nicht folgen werde.37  

                                                             
32 Beschlussentwurf, Rn. 9.24, in Bezug auf das Schrems-II-Urteil, Rn. 112. 
33 Beschlussentwurf, Rn. 9.25. 
34 Die österreichische Aufsichtsbehörde hält diese Anordnung in ihrem Einspruch für „geeignet, die Verarbeitung 
mit Kapitel V der DSGVO in Einklang zu bringen“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3). Die 
deutschen Aufsichtsbehörden „begrüßen und unterstützen diese Anordnung“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 2). Siehe auch Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. Die französische 
Aufsichtsbehörde stellt „die Feststellung im Beschlussentwurf, dass die Aussetzung von Überstellungen eine 
Maßnahme zur Behebung des festgestellten Verstoßes ist, nicht infrage“ (Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, Rn. 8, S. 3). Daher ist die Aussetzungsanordnung nicht Gegenstand von Einsprüchen der 
betroffenen Aufsichtsbehörden und fällt daher nicht in den Anwendungsbereich des Streitfalls und damit nicht 
in die Zuständigkeit des EDSA. 
35 Anhang zum Schreiben der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE vom 28. September 2022. 
36 Sammelantwort, S. 1. 
37 Sammelantwort, S. 6. 
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 Zulässigkeit des Falls 

 Der vorliegende Fall erfüllt prima facie alle in Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO aufgeführten 
Elemente, da die betroffenen Aufsichtsbehörden innerhalb der in Artikel 60 Absatz 4 DSGVO 
vorgesehenen Frist Einsprüche gegen den Beschlussentwurf erhoben haben und die irische 
Aufsichtsbehörde den Einsprüchen nicht gefolgt ist oder sie als nicht maßgeblich oder begründet 
abgelehnt hat.  

 Der EDSA nimmt den Standpunkt von Meta IE zur Kenntnis, dass die irische Aufsichtsbehörde 
angesichts der vom Präsidenten der Vereinigten Staaten am 7. Oktober 2022 erlassenen „Executive 
Order on Enhancing Safeguards for United States Signals Intelligence Activities“ (Exekutivverordnung 
zur Verbesserung der Sicherheitsvorkehrungen für nachrichtendienstliche Tätigkeiten der Vereinigten 
Staaten, im Folgenden „Exekutivverordnung“) sowie der vom Generalstaatsanwalt der Vereinigten 
Staaten erlassenen „Regulations on the Data Protection Review Court introduced by the EO“ 
(Vorschriften über das durch die EV eingeführte Datenschutzüberprüfungsgericht, im Folgenden 
„Vorschriften des US-Generalstaatsanwalts“) den Streitfall nicht gemäß Artikel 65 DSGVO an den 
EDSA hätte verweisen dürfen38. Konkret beantragte Meta IE bei der irischen Aufsichtsbehörde i) „das 
Recht, in Bezug auf die Änderungen des US-Rechts und der US-amerikanischen Praxis durch die 
Exekutivverordnung gehört zu werden, und ii) zu prüfen, ob es notwendig war, den Beschlussentwurf 
angesichts dieser wesentlichen Entwicklung zu überarbeiten, bevor diese Angelegenheit einem 
Verfahren nach Artikel 65 unterzogen wird“.39 Meta IE argumentiert, dass „alle Schlussfolgerungen, 
die im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 65 gezogen werden, auf falschen und überholten 
Sachverhaltsfeststellungen beruhen würden“40. 

 Die irische Aufsichtsbehörde prüft sehr gründlich, ob die Exekutivverordnung und die Vorschriften des 
US-Generalstaatsanwalts zu einer wesentlichen Änderung der Umstände führen, die sie zwingt, den 
Beschlussentwurf zu überdenken, und kommt zu dem Schluss, dass „die Analyse, auf die sich die im 
Beschlussentwurf enthaltenen Feststellungen stützen, nicht durch Ereignisse überholt oder unrichtig, 
unvollständig oder veraltet geworden ist, sei es unter Bezugnahme auf die Exekutivverordnung oder 
auf andere Weise“41. Ebenso wenig kann der EDSA erkennen, wie die am 7. Oktober 2022 
herausgegebenen Dokumente rückwirkend auf die Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde vom 
6. Juli 2022 wirken könnten. Der EDSA teilt uneingeschränkt die Auffassung der irischen 
Aufsichtsbehörde, dass „der Beschlussentwurf vom EDSA im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 65 
geprüft werden kann (und muss)“42.  

 In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen und insbesondere der Tatsache, dass die Bedingungen 
des Artikels 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erfüllt sind, ist der EDSA daher befugt, einen 
verbindlichen Beschluss zu erlassen, der alle Angelegenheiten betrifft, die Gegenstand der 
maßgeblichen und begründeten Einsprüche sind, insbesondere ob ein Verstoß gegen die DSGVO 
vorliegt oder ob die geplante Maßnahme in Bezug auf den Verantwortlichen oder den 
Auftragsverarbeiter mit der DSGVO im Einklang steht43.  

                                                             
38 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 1.4. 
39 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 1.5. 
40 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 1.6. 
41 Schreiben der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE vom 19. Januar 2023, S. 2 und 4. 
42 Schreiben der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE vom 19. Januar 2023, S. 4. 
43 Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO und Artikel 4 Nummer 24 DSGVO. Einige betroffene 
Aufsichtsbehörden legten keine Einsprüche ein, sondern übermittelten Kommentare, die daher vom EDSA nicht 
berücksichtigt wurden.   
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 Der EDSA erinnert daran, dass sein derzeitiger Beschluss den Bewertungen, die der EDSA in anderen 
Fällen, auch mit denselben Parteien, vorzunehmen hat, nicht vorgreift, wobei er den Inhalt des 
entsprechenden Beschlussentwurfs und die Einsprüche der betroffenen Aufsichtsbehörde(n) 
berücksichtigt.  

 Aufbau des verbindlichen Beschlusses 

 Für jeden der erhobenen Einsprüche entscheidet der EDSA über die Zulässigkeit, indem er zunächst 
prüft, ob sie als „maßgeblicher und begründeter Einspruch“ im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO 
betrachtet werden können, wie in den Leitlinien 09/2020 des EDSA zum Begriff des maßgeblichen und 
begründeten Einspruchs, Version 2 vom 9. März 2021 (im Folgenden „Leitlinien des EDSA zum 
maßgeblichen und begründeten Einspruch“)44 präzisiert.   

 Stellt der EDSA fest, dass ein Einspruch die Anforderungen von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO nicht 
erfüllt, so nimmt der EDSA in diesem konkreten Fall nicht zur Begründetheit wesentlicher Fragen 
Stellung, die durch diesen Einspruch aufgeworfen wurden. Der EDSA wird die Begründetheit der 
wesentlichen Fragen im Zusammenhang mit allen Einsprüchen prüfen, die er für maßgeblich und 
begründet hält.45  

  

                                                             
44 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch. Die Leitlinien (Version 2) wurden am 
9. März 2021 angenommen, nachdem die irische Aufsichtsbehörde die Untersuchung zu diesem konkreten Fall 
eingeleitet hatte. 
45 „Der EDSA wird in Bezug auf jeden erhobenen Einspruch prüfen, ob der Einspruch die Anforderungen von 
Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllt, und gegebenenfalls die Begründetheit des Einspruchs in dem verbindlichen 
Beschluss prüfen.“ Siehe Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 63. 
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4 VERHÄNGUNG EINER GELDBUßE 

 Analyse durch die federführende Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 

 Der EDSA erinnert daran, dass es bei dem vorliegenden Streitfall um die von der irischen 
Aufsichtsbehörde gewählten Abhilfemaßnahmen geht.46 Die irische Aufsichtsbehörde weist darauf 
hin, dass sie „die Befugnis der DPC berücksichtigt [hat], eine Geldbuße zu verhängen, sei es zusätzlich 
zu oder anstelle einer der anderen in Artikel 58 Absatz 2 DSGVO genannten Maßnahmen“, und dass 
sie „die in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a bis k DSGVO festgelegten Kriterien sorgfältig geprüft 
[hat]“47. 

 Die irische Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass die Verhängung einer Geldbuße zusätzlich zu 
einer Anordnung zur Aussetzung der Datenübermittlungen nicht „wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend“ wäre und „die Reaktion der DPC auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit nicht 
wirksamer machen würde“48. Die irische Aufsichtsbehörde ist nicht der Auffassung, dass „unter den 
besonderen Umständen des vorliegenden Falles oder in Bezug auf Übermittlungen im Allgemeinen 
die Verhängung einer Geldbuße über die Aussetzung hinaus eine sinnvolle abschreckende Wirkung 
hätte, insbesondere wenn sie sich gegen die Folgen richtet, die mit einer Anordnung zur Aussetzung 
von Übermittlungen verbunden sein sollen“49.  

 Die irische Aufsichtsbehörde äußerte ferner die Bedenken, die Verhängung einer Geldbuße sei 
unverhältnismäßig und zwar sowohl im Hinblick auf die Folgen, die mit einer Anordnung der 
Aussetzung von Übermittlungen verbunden seien, als auch, weil letztlich durch das Schrems-II-Urteil 
eine Reihe komplexer Rechtsfragen im Zusammenhang mit den Datenübermittlungen gelöst worden 
seien und in der Zwischenzeit „die Datenübermittlungen nach Treu und Glauben unter und durch 
Bezugnahme auf gesetzlich vorgesehene Übermittlungsmechanismen durchgeführt worden seien“50. 

 Zusammenfassung der von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen 
Einsprüche 

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische 
Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde erheben Einsprüche gemäß Artikel 4 
Nummer 24 DSGVO und Artikel 60 Absatz 4 DSGVO und erklären, dass es im vorliegenden Fall 
angemessen wäre, zusätzlich zur Aussetzung der Datenübermittlung eine Geldbuße wegen 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO zu verhängen.51   

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische 
Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde brachten mehrere sachliche und rechtliche 
Argumente für die vorgeschlagene Änderung in Bezug auf die geplanten Abhilfemaßnahmen vor.  

 Alle diese betroffenen Aufsichtsbehörden stimmen zwar der von der federführenden 
Aufsichtsbehörde vorgesehenen Aussetzungsanordnung zu, um die künftige Einhaltung der 

                                                             
46 Siehe Rn. 21 bis 29 oben.  
47 Beschlussentwurf, Rn. 9.47. 
48 Beschlussentwurf, Rn. 9.48. 
49 Beschlussentwurf, Rn. 9.48. 
50 Beschlussentwurf, Rn. 9.48. 
51 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 1, Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7, 
Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3, Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
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Vorschriften sicherzustellen52, machen jedoch geltend, dass auch eine Geldbuße verhängt werden 
sollte, um angemessen auf den in der Vergangenheit begangenen Verstoß zu reagieren53. Nach 
Auffassung der österreichischen Aufsichtsbehörde und der deutschen Aufsichtsbehörden reicht die 
Aussetzung allein nicht aus.54 Die französische und die spanische Aufsichtsbehörde argumentieren in 
diesem Zusammenhang, dass die Verhängung einer Geldbuße eine Strafwirkung hätte, die die 
Aussetzung nicht hätte.55  

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische 
Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde sind mit der Schlussfolgerung der irischen 
Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf nicht einverstanden56, dass eine Geldbuße nicht angemessen 
wäre und keine aussagekräftige abschreckende Wirkung hätte57. Da „Meta der Anbieter des größten 
weltweiten sozialen Netzwerks mit einer enormen Zahl von Nutzern in der Europäischen Union und 
somit betroffenen Personen ist“58, macht die österreichische Aufsichtsbehörde geltend, dass „die 
ordnungsgemäße Bekämpfung des festgestellten Verstoßes gegen Kapitel V der DSGVO die Position 
der Aufsichtsbehörden im Allgemeinen schwächen und die Einhaltung der DSGVO auf allgemeiner 
Ebene gefährden würde“59, auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass „die Übermittlung von 
Daten in die Vereinigten Staaten nach wie vor eine gängige Praxis bei zahlreichen Verantwortlichen 
ist“60. Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden und die spanische 
Aufsichtsbehörde betonen, dass die Verhängung einer Geldbuße im vorliegenden Fall wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein sollte.61 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die spanische 

                                                             
52 Siehe Fußnote 34.   
53 Nach Ansicht der österreichischen Aufsichtsbehörde ist „im Interesse einer konsequenten Durchsetzung und 
zur Stärkung der Durchsetzung der DSGVO im vorliegenden Fall eine Geldbuße wirksam, um dem festgestellten 
Verstoß in der Vergangenheit entgegenzuwirken“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3).  
Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge kann „in diesem Fall nur die Verhängung einer Geldbuße wegen 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO, zumindest für die Zeit seit dem Schrems-II-Urteil, die wirksame 
Durchsetzung der DSGVO gewährleisten“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7). 
54 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2 (die Aussetzung scheint im vorliegenden Fall „nicht 
ausreichend zu sein und entspricht nicht der Schwere des Verstoßes“), Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 1 („die im Beschlussentwurf vorgesehenen Maßnahmen in Bezug auf den 
Verantwortlichen stehen nicht im Einklang mit der DSGVO, da sie nicht ausreichen, um die Verstöße 
abzustellen.“).  
55 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 8, S. 3.  
56 Siehe Rn. 37 und 38 oben.  
57 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 1 („die österreichische Datenschutzbehörde ist von der 
Bewertung der DPC nicht überzeugt“), S. 2 („Die Tatsache, dass die DPC von ihren Abhilfebefugnissen gemäß 
Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO keinen Gebrauch macht, beruht auf der unzutreffenden Einschätzung, 
dass eine Geldbuße nicht wirksam, verhältnismäßig und abschreckend wäre“); Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 7 („Der Beschlussentwurf vertrat die Auffassung, dass die Verhängung einer Geldbuße 
keine sinnvolle abschreckende Wirkung hätte. Wir können diese Auffassung mit Respekt nicht teilen“). Einspruch 
der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 1–3. 
58 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
59 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2. Die österreichische Aufsichtsbehörde argumentiert 
ferner, dass „keine Verhängung einer Geldbuße gegen Meta Ireland den Verantwortlichen – einschließlich Meta 
Ireland – zeigen würde, dass auf frühere Verstöße gegen die DSGVO nicht angemessen reagiert wird und dass 
die Durchsetzung der DSGVO und ihrer Bestimmungen nicht so wirksam ist. Es bestünde wenig Anreiz, die 
Verarbeitung im Zusammenhang mit der Übermittlung personenbezogener Daten in ein Drittland mit der 
DSGVO in Einklang zu bringen.“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2.) 
60 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
61 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2, Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11 
(„Für die unrechtmäßige Verarbeitung personenbezogener Daten müsste gemäß Artikel 83 Absätze 1 und 2 eine 
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Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde weisen in 
ihren Einsprüchen auch darauf hin, dass Erwägungsgrund 148 der DSGVO und Artikel 58 Absatz 2 
Buchstabe i DSGVO die Verhängung von Geldbußen „zusätzlich zu oder anstelle“ anderer Maßnahmen 
erlauben.62 In diesem Sinne betont die spanische Aufsichtsbehörde, dass die Verhängung von 
Geldbußen „mit der Verhängung der von der irischen Aufsichtsbehörde vorgeschlagenen 
Abhilfemaßnahmen vereinbar“ sei.63 Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden deutet 
Erwägungsgrund 148 der DSGVO darauf hin, dass eine Anordnung durch eine Geldbuße ergänzt 
werden muss.64 

 In Bezug auf die Wirksamkeit betont die österreichische Aufsichtsbehörde, dass „eine Geldbuße 
zusätzlich zu anderen Abhilfemaßnahmen verhängt werden kann“65 und dass dies eine wirksame 
Maßnahme wäre, um dem festgestellten Verstoß entgegenzuwirken und die Durchsetzung der DSGVO 
zu stärken, auch vor dem Hintergrund der Finanzlage von Meta IE66. Den deutschen 
Aufsichtsbehörden zufolge kann „in diesem Fall nur die Verhängung einer Geldbuße wegen Verstoßes 
gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO, zumindest für die Zeit seit dem Schrems-II-Urteil, die wirksame 
Durchsetzung der DSGVO gewährleisten“67.  Die spanische Aufsichtsbehörde hob in Bezug auf die 
Wirksamkeit hervor, dass „die Nichtfestsetzung einer Geldbuße die zuwiderhandelnden Unternehmen 
zu der Auffassung veranlassen würde, dass der Verstoß gegen die DSGVO keine finanziellen 

                                                             
Geldbuße in erheblicher Höhe verhängt werden. Gemäß Artikel 83 Absatz 1 DSGVO müssen Geldbußen in jedem 
Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Geldbuße muss sowohl spezialpräventiv als auch 
generalpräventiv sein.“) und S. 12 („Die DPC sollte zumindest für die Zeit des Verstoßes seit dem Schrems-II-
Urteil vom 16. Juli 2020 eine wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Geldbuße gegen Meta wegen des 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO verhängen“); Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde S. 3 
(„Verhängung einer Geldbuße, die verhältnismäßig, abschreckend und wirksam sein sollte“).  
In diesem Zusammenhang verweist die spanische Aufsichtsbehörde auf den verbindlichen Beschluss 1/2021, 
Rn. 321 („der übergeordnete Zweck von Artikel 83 DSGVO [besteht] darin …, sicherzustellen, dass für jeden 
einzelnen Fall die Verhängung einer Geldbuße hinsichtlich eines Verstoßes gegen die DSGVO wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend ist“; „die Fähigkeit der Aufsichtsbehörden, solche abschreckenden 
Geldbußen zu verhängen, [trägt] zur Durchsetzung und somit zur Einhaltung der DSGVO bei“).  
62 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 9, S. 3. Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
63 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. In diesem Zusammenhang erklärte die spanische 
Aufsichtsbehörde, dass sie mit der irischen Aufsichtsbehörde nicht übereinstimmt, dass die Aussetzung oder das 
Verbot die einzig möglichen Maßnahmen seien, da das Schrems-II-Urteil darauf hinweise, dass eine der beiden 
zu erlassen sei, aber den Erlass anderer Maßnahmen nicht ausschließe. Die spanische Aufsichtsbehörde verweist 
auch auf Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO, der die Verhängung von Geldbußen „zusätzlich zu oder 
anstelle“ der anderen Maßnahmen je nach den Umständen des jeweiligen Einzelfalls erlaubt.  
64 „Der Wortlaut des ersten Satzes [von Erwägungsgrund 148 der DSGVO] deutet darauf hin, dass es zwar 
möglich ist, auf eine Anordnung zu verzichten, wenn eine Geldbuße verhängt wird, das Gegenteil aber nicht 
zutrifft“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8).  
65 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, unter Bezugnahme auf Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i 
DSGVO und Erwägungsgrund 148 der DSGVO.  
66 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3. Die österreichische Aufsichtsbehörde verweist auf den 
verbindlichen Beschluss 1/2021, insbesondere auf Rn. 414, um das Argument zu untermauern, dass eine 
Geldbuße die Umstände des Falles, einschließlich der Umstände des Verantwortlichen/Auftragsverarbeiters, der 
den Verstoß begangen hat, d. h. seine finanzielle Lage, widerspiegeln sollte. 

67 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7.  
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Sanktionen nach sich zieht“68. Die französische Aufsichtsbehörde argumentiert, dass es sich bei der 
Geldbuße und der Aussetzung um „ergänzende Abhilfemaßnahmen“ handele69.  

 In Bezug auf die Verhältnismäßigkeit kommt die österreichische Aufsichtsbehörde zu dem Schluss, 
dass die Verhängung einer Geldbuße unter Berücksichtigung der in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, 
b, e und g DSGVO genannten Umstände in keinem Fall unverhältnismäßig wäre.70 Nach Ansicht der 
deutschen Aufsichtsbehörden „enthält der Beschlussentwurf keinen Anhaltspunkt dafür, dass die 
Verhängung einer Geldbuße unverhältnismäßig wäre“. Vielmehr „zeigt die sehr lange 
Verfahrensdauer, dass der Verantwortliche das Problem schon lange kennen musste“.71 Die spanische 
Aufsichtsbehörde macht geltend, dass „zu berücksichtigen ist, dass es sich um eine Einrichtung 
handelt, die enorme Gewinne erwirtschaftet, sodass die Verhängung einer Geldbuße unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes und der Art der Verarbeitung nicht unverhältnismäßig 
wäre und ihr keinen Schaden zufügen würde, dem sie aufgrund von gegen die DSGVO verstoßenden 
Handlungen nicht ausgesetzt wäre“72.  

 Was den Aspekt der Abschreckung betrifft, so begründen die österreichische Aufsichtsbehörde, die 
deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische Aufsichtsbehörde und die französische 
Aufsichtsbehörde, warum die Verhängung einer Geldbuße sowohl das allgemeine als auch das 
spezifische Abschreckungsziel erreichen würde.73 In Bezug auf die allgemeine Abschreckung hebt die 
österreichische Aufsichtsbehörde hervor, dass zur Erreichung dieses Ziels Abhilfemaßnahmen 
erforderlich sind, „um die Verantwortlichen, die personenbezogene Daten in die Vereinigten Staaten 
übermitteln, zu sensibilisieren“74 und zu vermeiden, dass die Verantwortlichen „zu dem Schluss 
gelangen könnten, dass die Kosten der Fortsetzung einer rechtswidrigen Praxis weniger Gewicht 
haben, als die erwarteten Folgen eines Verstoßes, und weniger geneigt sind, die DSGVO 
einzuhalten“75. Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren, dass es sich bei diesem Fall „um 
einen Präzedenzfall handelt, der viele, wenn nicht alle Fälle von Datenübermittlungen aus Drittländern 
betrifft“, „der von allen am Binnenmarkt beteiligten Unternehmen genau beobachtet wird“76, und 

                                                             
68 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
69 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 8, S. 3. 
70 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
71 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11. Die deutschen Aufsichtsbehörden betonen ferner, dass 
„ein Unternehmen nicht nach Treu und Glauben erwarten kann, dass die seit mehreren Jahren laufende 
rechtswidrige Verarbeitung nicht sanktioniert wird“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11).  
72 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
73 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7–9, 11 
(S. 11: „Bei einer korrekten Abwägung unter den Gesichtspunkten der spezifischen und allgemeinen 
Abschreckung hätte dies auch zur Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße geführt. Sowohl 
spezifische als auch allgemeine Abschreckungsaspekte führen in diesem Fall zusätzlich zur Verhängung einer 
Geldbuße. Selbst wenn die DPC – wie irrtümlich geschehen – nur ein geringes Gewicht für die spezifische 
Abschreckung in Betracht gezogen hat, überwiegen alle anderen Umstände sowohl in quantitativer als auch in 
qualitativer Hinsicht eindeutig die mildernden Erwägungen des DPC“); Einspruch der spanischen 
Aufsichtsbehörde, S. 3; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 16–17. 

74 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4.  
75 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4. In diesem Zusammenhang argumentiert die 
österreichische Aufsichtsbehörde auch, dass, wenn in diesem Fall keine Geldbuße verhängt würde, „die 
Verantwortlichen den Eindruck hätten, dass selbst bei einem Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO bzw. 
Kapitel V DSGVO eine künftige Aussetzung von Datenübermittlungen das „Worst-Case-Ergebnis“ ist und keine 
anderen Folgen für ein rechtswidriges Verhalten in der Vergangenheit zu erwarten sind“ (Einspruch der 
österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4).  
76 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8.   
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dass daher „die allgemeine Abschreckung in diesem speziellen Fall von größerer Bedeutung ist“77. Der 
Verzicht auf die Verhängung eines Bußgeldes wegen eines schwerwiegenden Verstoßes gegen Art. 46 
Abs. 1 DSGVO könnte nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden keine generelle präventive 
Wirkung der Anweisung zur Einhaltung der Vorschriften der DSGVO gewährleisten“ und werde 
vielmehr den gegenteiligen Effekt haben78, da andere Verantwortliche „ihre Einhaltung des 
Datenschutzrechts daran ausrichten können, dass Verstöße gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO nicht 
geahndet werden“79 und „von anderen Aufsichtsbehörden verlangen können, dass sie so behandelt 
werden, wie Meta von der DPC behandelt wurde“, nachdem sie zu dem Schluss gekommen seien, dass 
„selbst eine völlige Missachtung der Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht 
zu Geldbußen führen würde“80. Die spanische Aufsichtsbehörde bringt ihre Besorgnis darüber zum 
Ausdruck, dass der Beschlussentwurf „einen Präzedenzfall schaffen würde, der die Verhängung von 
Geldbußen erschweren würde, indem die Durchsetzungsbefugnisse der Behörden und ihre Fähigkeit, 
die wirksame Einhaltung der DSGVO sicherzustellen, eingeschränkt würden“81. Die französische 
Aufsichtsbehörde betont das Risiko, dass andere Verantwortliche, die unter vergleichbaren 
Bedingungen personenbezogene Daten in ähnlicher Weise verarbeiten und übermitteln, keinen Anreiz 
hätten, ihre Übermittlungen mit der DSGVO in Einklang zu bringen oder auszusetzen.82 

 Was die spezifische Abschreckung betrifft, so ist nach Auffassung der österreichischen 
Aufsichtsbehörde „eine Geldbuße erforderlich, um im konkreten Fall eine abschreckende Wirkung zu 
entfalten, da Meta Ireland offenbar keine Anstrengungen unternommen hat, von der Übermittlung 
personenbezogener Daten an Meta Platforms, Inc. abzusehen“, und stattdessen erklärt hat, dass diese 
Übermittlungen notwendig seien, damit Meta Ireland ihre Dienstleistungen im EU-/EWR-Raum 
weiterhin erbringen könne.83 In diesem Sinne weisen die deutschen Aufsichtsbehörden darauf hin, 
dass der Sachverhalt nicht darauf hindeutet, dass Meta IE durch die Anordnung hinreichend 
abgeschreckt wird, künftig keine personenbezogenen Daten mehr zu übermitteln84, und dass Meta IE 
entgegen der Auffassung der irischen Aufsichtsbehörde nicht ausreichend davon abgeschreckt wird, 
von der Nichteinhaltung abzusehen, wenn keine Geldbuße verhängt wird85. Selbst wenn die 
vorgesehene Anordnung bei der Beurteilung der allgemeinen Abschreckung berücksichtigt werden 
könnte, „lasse der vorliegende Einzelfall nicht den Schluss zu, dass Meta ausreichend abgeschreckt 
sei“86: vielmehr habe „Meta nicht erklärt, dass es seine Nichteinhaltung in der Vergangenheit 
anerkennt“, „keine Form aktiver Reue gezeigt, die das Argument zulassen würde, dass eine Anordnung 
allein ausreichen würde, um die allgemeine Einstellung von Meta zur Einhaltung des allgemeinen 
Datenschutzes zu ändern“, und „nicht erklärt, die Anordnung, Datenübermittlungen einzustellen und 
der Anordnung der DPC nachzukommen, anzunehmen“87. Die deutschen Aufsichtsbehörden kommen 
daher zu dem Schluss, dass die irische Aufsichtsbehörde die Frage der spezifischen Abschreckung 

                                                             
77 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden hätte die 
irische Aufsichtsbehörde, wenn sie „dies korrekt beurteilt hätte, eine andere Schlussfolgerung hinsichtlich der 
Verhängung einer Geldbuße gezogen“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9). 
78 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7.  
79 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7.  
80 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7.  
81 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3. 
82 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 16 und 17. 
83 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4.  
84 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8.    
85 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7.  
86 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8.  
87 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8.  
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falsch beurteilt und diesem Faktor „irrtümlich ein übermäßiges milderndes Gewicht beigemessen“ 
habe88. Die spanische Aufsichtsbehörde wies darauf hin, dass „die Maßnahme zur Aussetzung von 
Übermittlungen zwar vorausschauende Wirkungen, aber keine Strafwirkung auf den bereits 
begangenen und den noch andauernden Verstoß hat, sodass die Maßnahme keine abschreckende 
Wirkung hat“89. Nach Ansicht der französischen Aufsichtsbehörde hat der Verantwortliche keinen 
Anreiz, ein solches Verhalten nicht zu wiederholen (und somit unrechtmäßig personenbezogene 
Daten zu übermitteln) oder es im Rahmen anderer von ihm durchgeführter Verarbeitungsvorgänge 
nicht fortzusetzen. Der Beschlussentwurf betrifft nur den Facebook-Dienst und nicht die anderen von 
dem Unternehmen Meta Platforms Ireland Limited angebotenen Dienste (wie z. B. die Instagram- und 
WhatsApp-Dienste).90 

 Die österreichische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden lehnen auch die Art und 
Weise ab, in der die irische Aufsichtsbehörde die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten Umstände 
bewertet oder abwägt91. Die österreichische Aufsichtsbehörde weist darauf hin, dass die irische 
Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf angibt, die Kriterien nach Artikel 83 Absatz 2 DSGVO 
sorgfältig zu prüfen, jedoch keine ausführliche Begründung liefert.92 Die deutschen Aufsichtsbehörden 
argumentieren, dass die irische Aufsichtsbehörde „die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten 
Umstände nicht bewertet oder zumindest diese Umstände nicht richtig abgewogen hat“93 und betont, 
dass „es notwendig ist, ein Mindestmaß an Begründung für die Anwendung dieser Umstände 
vorzulegen, um reibungslose Entscheidungen für die betroffenen Aufsichtsbehörden in den Verfahren 
nach Artikel 60 DSGVO und Artikel 65 DSGVO sicherzustellen“, d. h. zumindest festzulegen, „welche 
der in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten Umstände im Einzelfall relevant sind“, und „individuell 
anzugeben, ob die relevanten Umstände in mildernder oder erschwerender Weise angewandt 
wurden“.94  

 Die österreichische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden erläutern auch, wie 
bestimmte in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO aufgeführte Umstände auf den vorliegenden Fall Anwendung 

                                                             
88 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden hätte die 
irische Aufsichtsbehörde, wenn sie „dies korrekt beurteilt hätte, eine andere Schlussfolgerung hinsichtlich der 
Verhängung einer Geldbuße gezogen“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8).  
89 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
90 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 16. 
91 Auf S. 8 ihres Einspruchs führen die deutschen Aufsichtsbehörden aus, dass die irische Aufsichtsbehörde „ihr 
Ermessen falsch ausgeübt hat, indem sie bestimmte Umstände nicht bewertet, Umstände falsch ermittelt, 
einzelne Umstände falsch abwägt und insgesamt zu einer falschen Schlussfolgerung bei der Gesamtabwägung 
aller relevanten Umstände gelangt ist. Hätte die [irische Aufsichtsbehörde] ihr Ermessen richtig angewandt, 
wäre sie zu dem Schluss gekommen, dass eine Geldbuße unerlässlich ist und in diesem Fall verhängt werden 
sollte“. Außerdem stellen die deutschen Aufsichtsbehörden fest, dass die irische Aufsichtsbehörde „die 
Umstände in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO nicht wirklich berücksichtigt hat, sondern nur Überlegungen zur 
spezifischen Abschreckung“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9).  
92 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
93 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. Die deutschen Aufsichtsbehörden sind der Ansicht, dass 
„selbst wenn man davon ausgeht, dass die [irische Aufsichtsbehörde] diese Umstände berücksichtigt hat, sie 
diese nicht richtig abgewogen hat“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9), und wenn die irische 
Aufsichtsbehörde diese Umstände berücksichtigt oder richtig abgewogen hätte, wäre sie zu dem Schluss 
gekommen, „dass es viele wesentliche erschwerende Umstände im Sinne von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO gibt, 
aber keine mildernden Umstände“, was „allein zur Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße hätte 
führen müssen“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11).  
94 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9.  
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finden und als erschwerende Umstände berücksichtigt werden sollten.95 Die spanische 
Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde legen in ihren Einsprüchen auch einschlägige 
Elemente in dieser Hinsicht vor.96 Im Einzelnen:  

• Die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO und die für diesen Umstand 
relevanten Elemente werden von der österreichischen Aufsichtsbehörde97, den 

                                                             
95 In ihrem Einspruch analysiert die österreichische Aufsichtsbehörde, wie bestimmte in Artikel 83 Absatz 2 
DSGVO aufgeführte Umstände „bei der Entscheidung, ob eine Geldbuße verhängt wird, und bei der 
Entscheidung über die Höhe der Geldbuße“ als „erschwerende“ Umstände zu berücksichtigen sind (Einspruch 
der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3–4).  

Die deutschen Aufsichtsbehörden erinnern daran, dass „die federführende Aufsichtsbehörde bei der 
Entscheidung darüber, ob eine Geldbuße verhängt wird oder nicht, die Sanktionsgrundsätze in Artikel 83 
Absatz 1 DSGVO sowie die spezifischen Umstände in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO berücksichtigen muss“ und dass 
„der Wortlaut von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO … nahelegt, dass die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO festgelegten 
Kriterien nicht nur für die Beurteilung der Höhe einer Geldbuße von Bedeutung sind, sondern auch den 
Ermessensspielraum für die Verhängung einer Geldbuße beeinflussen. Diese Schlussfolgerung wird auch durch 
den französischen Wortlaut gestützt“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7).  Die deutschen 
Aufsichtsbehörden erklären, dass „die Erfüllung mehrerer der in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO aufgeführten 
erschwerenden Umstände deutlich für die Verhängung einer Geldbuße spricht“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 7).   

Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden wäre die irische Aufsichtsbehörde, „wenn sie diese Umstände 
berücksichtigt oder richtig abgewogen hätte, zu dem Schluss gekommen, dass es eine Vielzahl wesentlicher 
erschwerender Umstände im Sinne von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO gibt, aber keine mildernden Umstände, und 
dies allein hätte zur Verhängung einer Geldbuße führen müssen“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, 
S. 11).  

96 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2–3. Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 2–4.  
97 In diesem Zusammenhang stellt die österreichische Aufsichtsbehörde fest, dass Meta Ireland „seit mehreren 
Jahren personenbezogene Daten zahlreicher betroffener Personen … an Meta Platforms, Inc. in den Vereinigten 
Staaten übermittelt“ hat, was gegen Kapitel V DSGVO verstößt und damit „wesentlich und kontinuierlich“ gegen 
die Rechte betroffener Personen gemäß den Artikeln 7, 8 und 47 der Charta verstößt (Einspruch der 
österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3). 
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deutschen Aufsichtsbehörden98, der spanischen Aufsichtsbehörde99 und der 
französischen Aufsichtsbehörde100 analysiert;  

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO und die für diesen Umstand 
relevanten Elemente werden von der österreichischen Aufsichtsbehörde101, den 

                                                             
98 Die deutschen Aufsichtsbehörden stellten fest, dass „die große Zahl der betroffenen Personen und der lange 
Zeitraum des Verstoßes zu einem besonders schweren Verstoß führen, was einen erschwerenden Umstand 
darstellt“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9). In Bezug auf die Zahl der betroffenen Personen 
sind die deutschen Aufsichtsbehörden der Auffassung, dass es sich um eine „hohe Zahl“ im „neunstelligen 
Bereich“ handelt (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12), und verweisen auf die Tatsache, dass 
Meta 309 Millionen täglich aktive Nutzer in Europa hat (einschließlich der Türkei und Russland, laut dem 
Jahresbericht von Meta für das Jahr 2021, Formular 10-K, S. 56) und daher einer der größten Betreiber von 
Online-Plattformen in der EU ist, was dazu führt, dass „ein großer Teil der gesamten Bevölkerung der 
Europäischen Union unmittelbar von der Nichteinhaltung von Meta betroffen ist“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 9 und Fußnote 17).  
Die deutschen Aufsichtsbehörden weisen ferner darauf hin, dass sich der Kontext der Datenverarbeitung auf 
riesige Mengen an sozialen Interaktionen erstreckt, die von diesen betroffenen Personen jeden Tag in der 
Vergangenheit und Gegenwart erzeugt werden (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9).  
In Bezug auf die Dauer des Verstoßes kommen die deutschen Aufsichtsbehörden zu dem Schluss, dass diese 
„mehr als zwei Jahre“ beträgt (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12) und betonen, dass „sich die 
Dauer des Verstoßes für die betroffenen Personen sogar auf die vor der DSGVO geltende Regelung mit 
denselben rechtlichen Verpflichtungen für den Verantwortlichen erstreckt“ und dass Meta spätestens mit dem 
Schrems-II-Urteil von dieser Nichteinhaltung Kenntnis erlangt hat, was für den in Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b 
DSGVO genannten Umstand relevant ist (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9).   
99 Die spanische Aufsichtsbehörde führte in ihrem Einspruch aus, dass „dieser Verstoß besonders 
schwerwiegend ist, da er nicht gelegentliche oder sporadische Übermittlungen betrifft“, sondern vielmehr 
„systematische, massenhafte, repetitive und kontinuierliche Übermittlungen“. Nach Ansicht der spanischen 
Aufsichtsbehörde ist es aufgrund dieser Umstände „ratsam, eine Geldbuße zu verhängen, die der Schwere des 
Verstoßes angemessen ist“. Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
100 Die französische Aufsichtsbehörde wies darauf hin, dass es sich bei dem zugrunde liegenden Verstoß um eine 
„besonders schwere Verletzung in Bezug auf die Privatsphäre der betroffenen Personen“ handele, da „die 
zugrunde liegenden Übermittlungen die personenbezogenen Daten der betroffenen Personen den 
Überwachungsprogrammen der US-Regierung aussetzen“, und dass der Verstoß „eine besonders große 
Datenmenge betrifft, da der Facebook-Dienst Millionen von Nutzern in der Europäischen Union hat“ (Einspruch 
der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 6–7, S. 2). Die französische Aufsichtsbehörde kam zu dem Ergebnis, 
dass in diesem Fall eine Geldbuße zu verhängen sei, u. a. angesichts der „Schwere des Verstoßes“, der „Zahl der 
betroffenen Personen“ und der „Art und Dauer des Verstoßes“ (Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, 
Rn. 10, S. 3).  
101 In Bezug auf die „Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes“ (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO) 
habe Meta Ireland laut der österreichischen Aufsichtsbehörde „zumindest mit bedingter Absicht gehandelt 
(dolus eventualis), da sie bei der Durchführung von Datenübermittlungen ernsthaft einen Verstoß gegen 
Kapitel V DSGVO hätte prüfen müssen“, insbesondere nach dem Schrems-II-Urteil, und die Schlussfolgerung der 
irischen Aufsichtsbehörde, dass Meta Ireland in gutem Glauben gehandelt habe, sei „nicht überzeugend“ 
(Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4). 
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deutschen Aufsichtsbehörden102, der spanischen Aufsichtsbehörde103 und der 
französischen Aufsichtsbehörde104 analysiert; 

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO wird von den deutschen 
Aufsichtsbehörden analysiert105; 

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e DSGVO wird von den 
österreichischen Aufsichtsbehörden analysiert106; 

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO und einige der für diesen 
Umstand relevanten Elemente werden von der österreichischen Aufsichtsbehörde107, den 

                                                             
102 Die deutschen Aufsichtsbehörden stellen fest, dass „die Datenverarbeitung des Unternehmens seit etwa zehn 
Jahren von den Aufsichtsbehörden überprüft wird“ und dass „zwei Entscheidungen des EuGH die 
Datenübermittlungen für rechtswidrig erklärt haben“, wobei die letzte Entscheidung etwa zwei Jahre zurückliegt 
(Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9). Nach Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden „war der 
fragliche Verantwortliche der Ansicht, dass die Entscheidung unzureichend sei und eine Änderung der 
Rechtsgrundlage durch den Gesetzgeber abwarte, ohne selbst ausreichende Schritte zu unternehmen, um die 
Nichteinhaltung zu beheben“, und es sei „offensichtlich, dass die von Meta vorgeschlagenen zusätzlichen 
Maßnahmen nicht in der Lage wären, die Situation in Bezug auf die vom EuGH im Schrems-II-Urteil ermittelten 
Risiken zu beheben“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9). Die deutschen Aufsichtsbehörden 
kommen zu dem Schluss, dass die Untätigkeit von Meta „einen vorsätzlichen Verstoß“ darstellt, zumindest in 
Form von dolus eventualis, und dass dies als erschwerender Umstand zu betrachten sei (Einspruch der 
deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9 und Fußnote 18). Die deutschen Aufsichtsbehörden bezeichnen den Verstoß 
auch auf S. 12 als „absichtlich“.      
103 Die spanische Aufsichtsbehörde führt in ihrem Einspruch aus, dass „das Unternehmen gegen die DSGVO 
verstößt, und zwar trotz seiner Kenntnis seit dem Urteil vom 16. Juli 2020, dass diese Übermittlungen einen 
Verstoß gegen die DSGVO darstellten, weil das Unternehmen immer noch angibt, dass es die Dienstleistung nicht 
erbringen kann, ohne die Übermittlungen durchzuführen, und insbesondere weil es noch keine Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Nutzerrechte ergriffen und deren Einführung erst nach Einleitung dieses Verfahrens 
vorgeschlagen hat“ (Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3).   
104 Die französische Aufsichtsbehörde macht geltend, dass „der Verstoß von dem Unternehmen vorsätzlich 
begangen wurde, dem die Rechtswidrigkeit der vorgenommenen Übermittlungen zumindest seit dem Schrems-
II-Urteil nicht unbekannt sein konnte, da dieses Urteil die Bedingungen betraf, unter denen das Unternehmen 
personenbezogene Daten in die Vereinigten Staaten übermittelt hat“ (Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, Rn. 7, S. 2–3). Die französische Aufsichtsbehörde kam zu dem Ergebnis, dass in diesem Fall 
u. a. wegen der „Vorsätzlichkeit“ eine Geldbuße zu verhängen sei (Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, Rn. 10, S. 3).  
105 Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge ist der Grad der Verantwortlichkeit als „nicht 
unterdurchschnittlich“ zu betrachten, und in Bezug auf die „Menge der verarbeiteten Daten“ kann die 
„Verantwortlichkeit überdurchschnittlich erhöht worden sein“; daher sollte dies als erschwerender Umstand 
betrachtet werden (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10).   
106 In Bezug auf den in Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e DSGVO festgelegten Umstand („etwaige einschlägige 
frühere Verstöße des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters“) stellt die österreichische 
Aufsichtsbehörde fest, dass dies „nicht der erste Fall ist, in dem der DPC einen Verstoß gegen die DSGVO durch 
Meta Ireland festgestellt hat“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4).  
 
107 In diesem Zusammenhang stellt die österreichische Aufsichtsbehörde fest, dass Meta Ireland „seit mehreren 
Jahren … eine große Zahl von Kategorien personenbezogener Daten, einschließlich besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten (wie z. B. in Abschnitt 4.4 des Beschlussentwurfs dargelegt), an Meta Platforms, Inc. 
in den Vereinigten Staaten übermittelt hat“, was gegen Kapitel V DSGVO verstößt und somit „wesentlich und 
kontinuierlich“ gegen die Rechte betroffener Personen gemäß den Artikeln 7, 8 und 47 der Charta verstößt 
(Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3). 
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deutschen Aufsichtsbehörden108, der spanischen Aufsichtsbehörde109 und der 
französischen Aufsichtsbehörde110 analysiert; 

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe h DSGVO wird von den deutschen 
Aufsichtsbehörden analysiert111; 

• die Anwendung von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO wird von den deutschen 
Aufsichtsbehörden analysiert112.  

                                                             
108 Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge ist der Umstand nach Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO als 
erschwerender Umstand anzusehen (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10). Die deutschen 
Aufsichtsbehörden stellen fest, dass der von Meta begangene Verstoß „alle Daten betrifft, die von den 
betroffenen Personen hochgeladen und von dem Verantwortlichen für seine eigenen Zwecke analysiert 
werden“, und somit „alltägliche Daten über soziale Interaktionen mit Familie, Freunden, Bekannten und anderen 
betrifft“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10). Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren 
ferner, dass eine „Karte der sozialen Kontakte für ausländische Strafverfolgungs- und Nachrichtendienste sehr 
interessant ist, sodass diese Daten für diese Einrichtungen ein offensichtliches Ziel darstellen“ und dass anhand 
der Daten nicht nur „viele Fragen des Privat- und Berufslebens“ sondern auch „weitere Daten, einschließlich 
emotionaler und psychischer Zustände“, abgeleitet werden können (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 10). Die deutschen Aufsichtsbehörden erinnern an den Fall Cambridge Analytica und 
weisen darauf hin, dass solche Daten „auch für politische Manipulationen missbraucht werden können“ und 
„um demokratische Systeme insgesamt zu manipulieren“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10). 
Darüber hinaus betonen die deutschen Aufsichtsbehörden, dass die fraglichen Daten auch besondere 
Kategorien personenbezogener Daten umfassen, da der Verantwortliche in der Lage ist, Werbung für politische 
Meinungen und mögliche weitere Kriterien zu kanalisieren (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10 
und Fußnote 19, wo der Einspruch auf die Bekanntmachung von Meta vom 9. November 2021 Bezug nimmt, 
abrufbar unter: https://www.facebook.com/business/news/removing-certain-ad-targeting-options-and-
expanding-our-ad-controls).     
109 Die spanische Aufsichtsbehörde betonte, dass die Übermittlungen „besondere Kategorien 
personenbezogener Daten umfassen“. Nach Ansicht der spanischen Aufsichtsbehörde ist es aufgrund dieser 
Umstände „ratsam, eine Geldbuße zu verhängen, die der Schwere des Verstoßes angemessen ist“. Einspruch 
der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
110 Die französische Aufsichtsbehörde betonte, dass die fragliche Verarbeitung personenbezogene Daten 
einschließlich „Fotografien, Videos oder Nachrichten“ sowie möglicherweise „sensible Informationen über 
religiöse oder politische Überzeugungen oder über den Gesundheitszustand von Einzelpersonen“ betreffe 
(Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 6, S. 2). 
111 In Bezug auf die Art und Weise, in der der Verstoß bekannt wurde, weisen die deutschen Aufsichtsbehörden 
lediglich darauf hin, dass dies durch eine „Einreichung einer betroffenen Person, nicht durch Zufall oder Meldung 
durch den Verantwortlichen selbst“ erfolgt sei (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10).   
112 Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge zählt zu den anderen erschwerenden oder mildernden 
Umständen, die auf die Umstände des Falles gemäß Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO anwendbar sind, die 
Tatsache, dass die „Meta-Gruppe ein äußerst rentables Unternehmen“ ist, wobei ihr Umsatz im Jahr 2021 und 
ihr Finanzbericht für das zweite Quartal 2022 betrachtet werden; dies ist als „sehr erschwerender Umstand“ zu 
betrachten, da die „erhebliche wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit bei der Berechnung der 
Geldbuße berücksichtigt werden sollte“, „selbst wenn durch den Verstoß kein spezifischer finanzieller Vorteil 
erzielt würde oder dieser nicht ermittelt und/oder berechnet werden könnte“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 10). Die deutschen Aufsichtsbehörden betonen ferner, dass „Meta ein datengesteuertes 
Unternehmen ist und sein Umsatz fast vollständig das direkte Ergebnis der Datenverarbeitung von Meta ist“, 
„die kumulativ durch eine Infrastruktur aus verschiedenen Märkten mit der gesamten Wirkung und Effizienz 
erfolgt, die sich daraus ergibt“, und dass „Meta diesen Umsatz nicht reinvestiert hat, um die Daten aus den USA 
abzuziehen und stattdessen z. B. Rechenzentren in der EU aufzubauen“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 10). Nach Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden bedeutet dies, dass Meta 
„unmittelbar von seiner eigenen Nichteinhaltung und Nichtbefolgung profitiert hat“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 10).  
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 Auf der Grundlage der von ihnen analysierten Kriterien kommen die deutschen Aufsichtsbehörden zu 
dem Schluss, dass der Verstoß als „schwerwiegend“ eingestuft werden sollte.113  

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische 
Aufsichtsbehörde erläutern auch einige der Kriterien, die bei der Berechnung der Höhe der zu 
verhängenden Geldbuße zugrunde zu legen sind.114  

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische 
Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde erklären ferner, dass das Versäumnis, 

                                                             
113 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12.  
114 Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren, dass es sich um einen „erheblichen Betrag“ handeln sollte, 
der „in einem Bereich [liegt], in dem nicht erwartet wird, dass der konkrete Verantwortliche erneut ähnliche 
Verstöße begehen wird“, was bedeutet, dass die Geldbuße „so spürbare Auswirkungen auf die Gewinne des 
Unternehmens haben muss, dass künftige Verstöße gegen das Datenschutzrecht bei der Verarbeitung durch das 
Unternehmen nicht ‚abgezinst‘ würden“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11). Nach Ansicht der 
deutschen Aufsichtsbehörden ist auch daran zu erinnern, dass der Betrag eine allgemeine präventive Wirkung 
haben muss, weshalb er so beschaffen sein muss, dass „sich andere Verantwortliche angesichts der Höhe der 
Geldbuße ein Beispiel nehmen und erhebliche Anstrengungen unternehmen, um ähnliche Verstöße zu 
vermeiden“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11). Die deutschen Aufsichtsbehörden führen 
weiter aus, dass „die Einstufung des Verstoßes als schwerwiegend die Festsetzung eines angemessenen 
Ausgangsbetrags von 20 bis zu 100 % der Geldbußenspanne ermöglicht“, aber „die Schwere verlangt, dass die 
Geldbußenspanne so zu verwenden ist, dass der Betrag der Geldbuße nicht nahe der unteren Grenze liegt“ 
(Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12).  
Die deutschen Aufsichtsbehörden machen ferner geltend, dass bei der Berechnung der Höhe der Geldbuße auch 
der finanzielle Vorteil des Unternehmens zu berücksichtigen sei, der „durch die Geldbuße aufgehoben“ werden 
müsse: Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge „ersparte das Unternehmen Kosten im oberen neunstelligen 
oder unteren zehnstelligen Bereich“, da „keine komplexen organisatorischen und technischen Maßnahmen in 
Bezug auf betroffene Personen im EWR ergriffen wurden, um ihre personenbezogenen Daten nur im EWR und 
in Drittländern mit einem angemessenen Schutzniveau zu verarbeiten“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 12). Darüber hinaus machen die deutschen Aufsichtsbehörden geltend, dass die 
Übermittlung personenbezogener Daten in die USA „nähere und zuverlässigere Analysen des Verhaltens der 
Nutzer ermöglicht habe, was höchstwahrscheinlich den Werbewert der verarbeiteten Daten erhöht haben 
könnte“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12). Die deutschen Aufsichtsbehörden merken an, dass 
solche Feststellungen nicht Teil des Beschlussentwurfs sind.   
Die österreichische Aufsichtsbehörde hob hervor, dass sich die Berechnung der Höhe der zu verhängenden 
Geldbuße auf die Leitlinien 04/2022 des EDSA für die Berechnung von Geldbußen gemäß der DSGVO, 
Version 1.0, stützen müsse, die am 12. Mai 2022 angenommen wurden (im Folgenden „Leitlinien des EDSA für 
die Berechnung von Geldbußen“) (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, Fußnote 1), und die 
Umstände des Einzelfalls (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5) einschließlich des 
Jahresumsatzes von Meta Ireland angemessen berücksichtigen müsse. „Die österreichische 
Datenschutzbehörde ist nicht in der Lage, die angemessene Höhe der Geldbuße zu beurteilen, da der 
Beschlussentwurf keine Feststellungen zum Jahresumsatz von Meta Ireland enthält, der für diese Berechnung 
maßgeblich ist. Daher wären weitere Maßnahmen zur Ermittlung des Jahresumsatzes von Meta Ireland 
erforderlich.“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5). 
Die französische Aufsichtsbehörde argumentierte, dass auch „unter Berücksichtigung des Umsatzes des 
Unternehmens“ eine „sehr hohe Geldbuße“ verhängt werden müsse und dass „eine besonders hohe Geldbuße 
erforderlich ist, damit die Sanktion abschreckend sein und eine Straffunktion haben kann“ (Einspruch der 
französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 11, S. 3). Die französische Aufsichtsbehörde verweist auf die 
unausweichliche Präsenz von Meta IE in Frankreich, auf die Tatsache, dass das soziale Netzwerk Facebook den 
französischen Markt für soziale Medien dominiere, auf die dadurch verursachten „Netzwerkeffekte“ und auf die 
Rolle, die Facebook in anderen Bereichen wie dem Zugang zu Informationen oder der zivilen Sicherheit 
einnehme (Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 12–13, S. 3). 
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zusätzlich zu der geplanten Aussetzung eine Geldbuße für den betreffenden Verstoß zu verhängen, 
Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen darstellen würde.115  

 Insbesondere argumentiert die österreichische Aufsichtsbehörde, dass, wenn keine Geldbuße 
verhängt würde, „die Rechte der betroffenen Personen nicht wirksam gewahrt würden, wodurch ein 
Anreiz für den Verantwortlichen und andere Stellen geschaffen würde, solche Verstöße fortzusetzen 
oder zu begehen“, sowie ein „falsches Signal an andere Verantwortliche“ ausgesendet würde116: Dies 
„würde die betroffenen Personen – in Bezug auf ihre Rechte gemäß der Charta, insbesondere 
Artikel 7, 8 und 47 – gefährden, deren personenbezogene Daten derzeit und künftig von dem 
Verantwortlichen oder anderen Verantwortlichen verarbeitet werden“117. Die österreichische 
Aufsichtsbehörde weist ferner darauf hin, dass „die mangelnde Einhaltung der DSGVO unweigerlich 
zu einem geringeren Schutz der betroffenen Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten führt“118 und dass eine unzureichende Behandlung des Verstoßes die Einhaltung der DSGVO auf 
allgemeiner Ebene generell gefährden würde119. 

 Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren, dass der Beschlussentwurf und insbesondere sein 
„wesentlicher Mangel“, der darin besteht, dass keine Geldbuße verhängt wird, „zu erheblichen Risiken 
für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen führen würde“.120 Dies liegt daran, 
dass die Durchsetzung der DSGVO darauf abzielt, die Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Personen zu schützen121, und eine wirksame Durchsetzung eine Voraussetzung für einen 
solchen Schutz ist, was jedoch in diesem Fall nicht ohne die Verhängung einer Geldbuße gewährleistet 
werden kann122, da „die Nichteinhaltung der DSGVO keine Kosten verursachen würde und daher aus 
wirtschaftlicher Sicht eine vernünftige Option für die Verantwortlichen sein könnte“123.  

 Die spanische Aufsichtsbehörde argumentiert in diesem Zusammenhang: „Wenn das Verfahren ohne 
Verhängung einer Geldbuße für den zuvor oder derzeit begangenen Verstoß abgeschlossen wird, 
bestehen erhebliche Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten aller Nutzer der Dienste des 
Verantwortlichen. Denn wenn der Verstoß keine hinreichend abschreckenden finanziellen Folgen für 

                                                             
115 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5 („Falls der Beschlussentwurf in der aktuellen Fassung 
genehmigt wird, stellt das Fehlen einer Geldbuße Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Personen dar“), Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 11–12, Einspruch der spanischen 
Aufsichtsbehörde, S. 2–3, Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 3–4.  
116 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5. Ebenso argumentierte die österreichische 
Aufsichtsbehörde, dass, wenn die irische Aufsichtsbehörde von ihren Abhilfebefugnissen keinen Gebrauch 
machen würde, „die Gefahr bestünde, dass andere Unternehmen weiterhin unrechtmäßig personenbezogene 
Daten in die Vereinigten Staaten übermitteln“ (Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2).  
117 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5.  
118 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2.  
119 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
120 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12.  
121 Die deutschen Aufsichtsbehörden betonen ferner, dass in Erwägungsgrund 148 der DSGVO klargestellt wird, 
dass Geldbußen darauf abzielen, die Durchsetzung der DSGVO zu stärken (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 11).  
122 Nach Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden „kann eine wirksame Durchsetzung nur erreicht werden, 
wenn die Geldbuße wirksam ist und sowohl spezialpräventiv als auch generalpräventiv ist. … Wenn wegen des 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO keine Geldbuße verhängt wird, kann keine Wirkung auf das 
Unternehmen und erst recht keine abschreckende Wirkung erzeugt werden“ (Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 12). 
123 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12. Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren ferner, 
dass „wenn wegen des Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO keine Geldbuße verhängt wird, überhaupt 
keine Wirkung auf das Unternehmen erzeugt werden kann“ (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12).  
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den Rechtsverletzer hat, könnten die betroffenen Personen die Garantien, die sie aus der DSGVO 
herleiten, im Vergleich zu anderen Rechtsvorschriften verlieren, wie das Urteil des EuGH vom 16. Juli 
2020 in der Rechtssache C-311/18 zeigt, mit dem ein System für nichtig erklärt wurde, das nach 
Ansicht des EuGH keine ausreichenden Garantien bietet“124. Die spanische Aufsichtsbehörde betont 
ferner, dass die Aussetzung keine abschreckende Wirkung hätte.125  

 Die französische Aufsichtsbehörde argumentiert, dass der Beschlussentwurf ein erhebliches Risiko für 
die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen darstellen würde126, da „der Beschlussentwurf 
ohne eine Geldbuße gegen den Verantwortlichen weder gegenüber dem Verantwortlichen noch 
gegenüber anderen Verantwortlichen abschreckend wäre“127. Nach Ansicht der französischen 
Aufsichtsbehörde ist die Aussetzung einer unrechtmäßigen Übermittlung bereits eine Verpflichtung, 
die sich ausdrücklich aus der DSGVO und dem Schrems-II-Urteil ergebe, und wenn nur eine Aussetzung 
verhängt werde, bestehe „die einzige Gefahr für einen Verantwortlichen, der seiner Verpflichtung zur 
Aussetzung einer rechtswidrigen Übermittlung nicht nachkommt, darin, dass eine Aufsichtsbehörde 
ihn auffordert, dies zu tun“128. „Dieses völlige Fehlen einer abschreckenden Wirkung des 
Beschlussentwurfs stellt eine Gefahr für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Personen dar“, da „der Verantwortliche keinen Anreiz hat, ein solches Verhalten (und damit die 
unrechtmäßige Übermittlung personenbezogener Daten) zu unterlassen oder im Rahmen anderer von 
ihm durchgeführter Verarbeitungsvorgänge nicht fortzusetzen“.129 Die französische Aufsichtsbehörde 
argumentiert ferner, dass „andere Verantwortliche, die ähnliche Verarbeitungsvorgänge durchführen 
und insbesondere personenbezogene Daten unter ähnlichen Bedingungen übermitteln, keinen Anreiz 
haben, ihre Übermittlungen mit der DSGVO in Einklang zu bringen oder auszusetzen“130, und kommt 
zu dem Schluss, dass „Datenübermittlungen, wie die in Rede stehende, durch einen Beschlussentwurf 
gefördert würden, der keine Strafmaßnahme enthält und ein hohes Risiko für das Recht auf 
Privatsphäre der betroffenen Personen darstellt“131.  

 Nach Ansicht der österreichischen Aufsichtsbehörde und der spanischen Aufsichtsbehörde würde ein 
Versäumnis, in diesem Fall eine Geldbuße zu verhängen, möglicherweise auch die einheitliche 
Anwendung der DSGVO gefährden oder eine diskriminierende Behandlung schaffen, da in ähnlichen 
Fällen wahrscheinlich eine Geldbuße verhängt würde, und dieser Fall würde einen Präzedenzfall 
schaffen.132 

                                                             
124 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
125 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3. Die spanische Aufsichtsbehörde betont ferner, dass es einen 
Präzedenzfall schaffen würde, der die Verhängung von Geldbußen erschweren würde, indem die 
Durchsetzungsbefugnis der Behörden und ihre Fähigkeit, die wirksame Einhaltung der DSGVO sicherzustellen, 
verringert würden, dass die Nichtfestsetzung einer Geldbuße die zuwiderhandelnden Unternehmen zu der 
Auffassung veranlassen würde, dass der Verstoß gegen die DSGVO keine finanziellen Sanktionen zur Folge hat, 
und dass er eine diskriminierende Behandlung gegenüber anderen Unternehmen darstellen würde, die für 
denselben Verstoß mit einer Geldbuße belegt werden oder werden können.  
126 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 14, S. 3. 
127 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 14, S. 3. 
128 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 15, S. 4. 
129 (Verweis auf andere Dienstleistungen von Meta) Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 16, S. 4. 
130 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 17, S. 4. 
131 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 18, S. 4. 
132 Nach Auffassung der österreichischen Aufsichtsbehörde bestehen Risiken für die „konsistente Anwendung 
der DSGVO“, da „in ähnlichen Fällen … wahrscheinlich eine Geldbuße verhängt würde“, sodass der 
Beschlussentwurf „zu einer nicht konsequenten Umsetzung der Bestimmungen der DSGVO führen kann“ 
(Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, 5).  
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 Stellungnahme der federführenden Aufsichtsbehörde zu den Einsprüchen 

 Die irische Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass die erhobenen Einsprüche der österreichischen 
Aufsichtsbehörde, der französischen Aufsichtsbehörde und den deutschen Aufsichtsbehörden für die 
Zwecke von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO „maßgeblich und begründet“ sind.  Im Falle des erhobenen 
Einspruchs der spanischen Aufsichtsbehörde ist die irische Aufsichtsbehörde jedoch der Auffassung, 
dass dieser Einspruch nicht „maßgeblich und begründet“ sei, da er „die Bedeutung der mit dem 
Beschlussentwurf verbundenen Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 
Personen nicht eindeutig belegt“133.  In Bezug auf den Gegenstand der Einsprüche ist die irische 
Aufsichtsbehörde der Auffassung, dass es nicht möglich wäre, einen Konsens über die sich aus den 
Einsprüchen ergebenden Fragen zu erzielen, und stellt fest, dass die angemessenste Vorgehensweise 
darin besteht, die Einsprüche gemäß Artikel 60 Absatz 4 und Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO 
zur Feststellung an den EDSA zu verweisen134.  

 Die irische Aufsichtsbehörde stellt fest, dass sich die Einsprüche und Stellungnahmen in Bezug auf die 
Verhängung einer Geldbuße „im Wesentlichen auf Bedenken hinsichtlich Abschreckung und 
Wirksamkeit konzentrieren“135. Die irische Aufsichtsbehörde bekräftigt ihre Auffassung, dass eine 
zusätzlich zur Aussetzungsanordnung verhängte Geldbuße „den Umständen der Untersuchung nicht 
angemessen, erforderlich oder verhältnismäßig“136 und nicht wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend wäre, wie in Artikel 83 Absatz 1 DSGVO gefordert137.  

 Als Reaktion auf die Bedenken der spanischen Aufsichtsbehörde hinsichtlich der diskriminierenden 
Behandlung gegenüber anderen Verantwortlichen hebt die irische Aufsichtsbehörde hervor, dass die 
Entscheidungen, die im Anschluss an die 101 Beschwerden der gemeinnützigen Organisation „None 
of Your Business – European Center for Digital Rights“ (im Folgenden „NOYB“) in Bezug auf die 
Nutzung von Google Analytics ergangen sind, einen Verstoß gegen die DSGVO festgestellt haben, ohne 
jedoch eine Geldbuße zu verhängen.138 Nach Auffassung der irischen Aufsichtsbehörde wäre es 
angesichts der Ergebnisse der auf Google Analytics ausgerichteten beschwerdebasierten 
Untersuchungen inkohärent, eine Strafsanktion gegen Meta Ireland zu verhängen, wenn bisher weder 
gegen i) die Unternehmen, bei denen festgestellt wurde, dass sie Google Analytics rechtswidrig 
genutzt haben, noch gegen ii) Google LLC selbst ähnliche Sanktionen verhängt wurden“139.  

 In Bezug auf die Ansicht der betroffenen Aufsichtsbehörden, Meta IE hätte die Übermittlung 
personenbezogener Daten nach der Verkündung des Urteils des EuGH vom 16. Juli 2020140 einstellen 

                                                             
Die spanische Aufsichtsbehörde führt aus: „Dies würde eine diskriminierende Behandlung gegenüber anderen 
Unternehmen darstellen, gegen die wegen desselben Verstoßes eine Geldbuße verhängt wird oder verhängt 
werden kann, und es ist schwer nachvollziehbar, dass ein solch schwerer Verstoß keine Geldbuße nach sich zieht. 
Darüber hinaus würde der Beschlussentwurf einen Präzedenzfall schaffen, der die Verhängung von Geldbußen 
erschweren würde, indem die Durchsetzungsbefugnisse der Behörden und ihre Fähigkeit, die wirksame 
Einhaltung der DSGVO sicherzustellen, eingeschränkt würden“ (Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, 
S. 3).  
133 „Interne Beurteilung des Status der Einsprüche“ der irischen Aufsichtsbehörde, Anhang zum Schreiben der 
irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE vom 28. September 2022. 
134 Mitteilung an das Sekretariat des EDSA vom 19. Januar 2023, S. 2. 
135 Sammelantwort, S. 1. 
136 Sammelantwort, S. 2. 
137 Sammelantwort, S. 2. 
138 Sammelantwort, S. 2. 
139 Sammelantwort, S. 2. 
140 Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2020, Facebook Ireland und Schrems, C-311/18, ECLI:EU:C:2020:559. 
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müssen, weist die irische Aufsichtsbehörde darauf hin, dass Meta IE nach dem Schrems-II-Urteil 
Maßnahmen zur Ergänzung der Standardvertragsklauseln von 2021 ergriffen habe, die ihrer Ansicht 
nach geeignete Garantien für die betroffenen Personen bieten141. Die irische Aufsichtsbehörde weist 
ferner darauf hin, dass Meta IE alternative Stellungnahmen eingereicht habe, um sich auf die 
Ausnahmen nach Artikel 49 DSGVO zu berufen.142  

 Die irische Aufsichtsbehörde weist darauf hin, dass sie zwar letztlich feststellte, dass Meta IE sich 
weder auf die ergänzenden Maßnahmen noch auf die Ausnahmen nach Artikel 49 berufen könne, um 
die Übermittlung personenbezogener Daten in die USA zu begründen, „dass Meta Ireland nach der 
Verkündung des Urteils des EuGH jedoch nicht hätte wissen müssen, dass das Unternehmen nicht 
berechtigt gewesen sei, unter Berufung auf die ergänzenden Maßnahmen oder die Ausnahmen nach 
Artikel 49 personenbezogene Daten in die USA zu übermitteln“143. Dies gilt insbesondere für die 
alternative Berufung der Meta IE auf die Ausnahmen nach Artikel 49, da in Rn. 202 des Schrems-II-
Urteils eindeutig vorgeschlagen wurde, dass Datenübermittlungen in die USA auf der Grundlage der 
in Artikel 49 DSGVO vorgesehenen Ausnahmen möglich sein könnten. Die irische Aufsichtsbehörde 
erklärt, dass unter diesen Umständen im Beschlussentwurf (in Rn. 9.48) festgehalten sei, dass „die 
Datenübermittlungen in der Zwischenzeit nach Treu und Glauben und unter Bezugnahme auf die 
gesetzlich vorgesehenen Übermittlungsmechanismen durchgeführt wurden“. Darüber hinaus habe 
keine der betroffenen Aufsichtsbehörden die Schlussfolgerung infrage gestellt, dass Meta IE 
gutgläubig gehandelt habe, als sie sich bei der weiteren Datenübermittlung auf 
Übermittlungsmechanismen berief.144  

 In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen kommt die irische Aufsichtsbehörde zu dem Schluss, 
dass eine Geldbuße, deren Ziel darin besteht, „ein bereits begangenes Fehlverhalten zu ahnden“, 
„eine unverhältnismäßige Reaktion unter den Umständen dieses Einzelfalls“ wäre, und beschließt, den 
Einsprüchen nicht zu folgen.145 

 Analyse des EDSA 

4.4.1 Beurteilung, ob die Einsprüche maßgeblich und begründet waren  

 Die Einsprüche der österreichischen, spanischen, deutschen und französischen Aufsichtsbehörden 
betreffen die Frage, „ob die im Beschlussentwurf vorgesehene Maßnahme mit der DSGVO vereinbar 
ist“146. 

 Der EDSA nimmt die Auffassung der Meta IE zur Kenntnis, wonach kein einziger Einspruch der 
betroffenen Aufsichtsbehörden die Schwelle nach Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllt147. Meta IE 
argumentiert, dass die betroffenen Aufsichtsbehörden ihre Einsprüche auf die spezifischen 
Abhilfemaßnahmen beschränken müssen, die die DPC als federführende Aufsichtsbehörde 
vorgeschlagen hat, ob diese mit der DSGVO im Einklang stehen und dass sie „ihre eigene Auffassung 

                                                             
141 Sammelantwort, S. 2. 
142 Sammelantwort, S. 2. 
143 Sammelantwort, S. 3. 
144 Sammelantwort, S. 3. 
145 Sammelantwort, S. 3. 
146 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 32.  
147 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.28 (österreichische Aufsichtsbehörde), Rn. 2.45 
(deutsche Aufsichtsbehörden), Rn. 2.19 (spanische Aufsichtsbehörde) und Rn. 2.37 (französische 
Aufsichtsbehörde).  
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zu den angemessenen Abhilfemaßnahmen nicht ersetzen“ dürfen148 und gelangt zu dem Schluss, dass 
keiner der Einsprüche maßgeblich ist149. 

 Der EDSA ist der Auffassung, dass die betroffenen Aufsichtsbehörden nicht darauf beschränkt sind, 
die von einer federführenden Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf dargelegten 
Abhilfemaßnahmen zu kritisieren, sondern von der federführenden Aufsichtsbehörde spezifische 
zusätzliche Abhilfemaßnahmen verlangen können, sofern der Einspruch hinreichend begründet ist, 
um nachzuweisen, dass die geplante Maßnahme der federführenden Aufsichtsbehörde unter 
Berücksichtigung der in Rede stehenden Risiken nicht mit der DSGVO im Einklang steht.150 Dies ist eine 
Möglichkeit, sowohl Verstöße zu beheben, die bereits im Beschlussentwurf festgestellt wurden, als 
auch gegebenenfalls von der betroffenen Aufsichtsbehörde in einem Einspruch festgestellten 
Verstöße.151  

 Die österreichische Aufsichtsbehörde, die spanische Aufsichtsbehörde, die deutschen 
Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde lehnen einen bestimmten Teil des 
Beschlussentwurfs der irischen Aufsichtsbehörde, in dem sie beschlossen hat, keine Geldbuße zu 
verhängen, mit der Begründung ab, dass im Beschlussentwurf zusätzlich zu der Anordnung zur 
Aussetzung von Übermittlungen eine Geldbuße hätte verhängt werden müssen.152 Folgte man dem, 
würden diese Einsprüche zu einer anderen Schlussfolgerung hinsichtlich der Wahl der 
Abhilfemaßnahmen führen. Folglich hält der EDSA die Einsprüche für maßgeblich.  

 In Bezug auf die von der österreichischen Aufsichtsbehörde und den deutschen Aufsichtsbehörden 
vorgebrachten Fakten und rechtlichen Argumente macht Meta IE keinen Mangel geltend.153 In Bezug 
auf die Begründung der spanischen Aufsichtsbehörde und der französischen Aufsichtsbehörde bringt 
Meta IE vor, dass diese nicht stichhaltig und fundiert sind und somit die Schwelle nach Artikel 4 
Nummer 24 DSGVO nicht erreichen.154 Meta IE verweist insbesondere auf die in Artikel 83 Absatz 2 
DSGVO aufgeführten Umstände und argumentiert, dass die spanische Aufsichtsbehörde „keine 
Analyse dieser Umstände vornimmt und nicht darlegt, dass die Analyse dieser Umstände durch die 

                                                             
148 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.29‒2.30 (österreichische Aufsichtsbehörde), 
Rn. 2.46‒2.47 (deutsche Aufsichtsbehörden), Rn. 2.20‒2.21 (spanische Aufsichtsbehörde) und Rn. 2.38‒2.39 
(französische Aufsichtsbehörde). 
149 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.31 (österreichische Aufsichtsbehörde), Rn. 2.48 
(deutsche Aufsichtsbehörden), Rn. 2.22 (spanische Aufsichtsbehörde) und Rn. 2.40 (französische 
Aufsichtsbehörde). 
150 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 33 und Beispiele 5 und 6. 
151 Siehe den verbindlichen Beschluss 3/2022 des EDSA zu dem von der irischen Aufsichtsbehörde zu Meta 
Platforms Ireland Limited und seinem Facebook-Dienst vorgelegten Streitfall (Art. 65 DSGVO), angenommen am 
5. Dezember 2022 (im Folgenden „verbindlicher Beschluss 3/2022“), Rn. 275‒276 und 416, den verbindlichen 
Beschluss 4/2022 des EDSA zu dem von der irischen Aufsichtsbehörde zu Meta Platforms Ireland Limited und 
seinem Instagram-Dienst vorgelegten Streitfall (Art. 65), angenommen am 5. Dezember 2022 (im Folgenden 
„verbindlicher Beschluss 4/2022“) Rn. 265, und den verbindlichen Beschluss 5/2022 des EDSA über den von der 
irischen Aufsichtsbehörde über WhatsApp Ireland Limited vorgelegten Streitfall (Art. 65 DSGVO), angenommen 
am 5. Dezember 2022 (im Folgenden „verbindlicher Beschluss 5/2022“), Rn. 232‒233.  
152 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12; 
Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 10‒11 und 
19.  
153 Meta IE argumentiert, dass diese Einsprüche dennoch Mängel aufwiesen, was den eindeutigen Nachweis 
der Bedeutung der mit dem Beschlussentwurf verbundenen Risiken gemäß Artikel 4 Nummer 24 DSGVO 
betreffe, wie nachstehend näher erläutert wird.  
154 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.23 (spanische Aufsichtsbehörde) und Rn. 2.42 
(französische Aufsichtsbehörde). 
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DPC fehlerhaft war“155. Stattdessen „breite und fehlgeleitete Behauptungen“ geltend macht, zum 
Beispiel, dass „dieser Verstoß besonders schwerwiegend ist, da er nicht gelegentliche oder 
sporadische Übermittlungen betrifft“, und dass Meta Ireland „eine Einheit ist, die enorme Gewinne 
erwirtschaftet“156. Ebenso macht Meta IE geltend, dass die französische Aufsichtsbehörde „keine 
begründete Beurteilung der Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 vornimmt, indem sie lediglich geltend 
macht, dass in diesem Fall angesichts der Schwere des Verstoßes, der Zahl der betroffenen Personen, 
der Art und Dauer des Verstoßes sowie der Vorsätzlichkeit eine Geldbuße verhängt werden müsse“.157  

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass „der Detaillierungsgrad des Einspruchs und die Tiefe der darin 
enthaltenen Analyse durch die inhaltliche Detailtiefe des Beschlussentwurfs und durch das Maß, in 
dem die betroffene Aufsichtsbehörde an dem Prozess, der zu dem … Beschlussentwurf geführt hat, 
beteiligt war, beeinflusst werden [können]“158. Im vorliegenden Fall enthält der Beschlussentwurf 
keine Analyse der in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten Umstände, doch bezieht sich der Streitfall 
teilweise auf diese Umstände.159 Der EDSA ist ferner der Auffassung, dass die betroffenen 
Aufsichtsbehörden nicht verpflichtet sind, eine umfassende Bewertung aller Aspekte von Artikel 83 
DSGVO vorzunehmen, damit ein Einspruch gegen die angemessene Geldbuße als begründet 
angesehen werden kann. In diesem Zusammenhang lässt sich durchaus argumentieren, dass eine 
Geldbuße nicht „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ im Sinne von Artikel 83 Absatz 1 
DSGVO ist, ohne auf ein in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO aufgeführtes spezifisches Kriterium Bezug zu 
nehmen.160 Es reicht aus, darzulegen, welcher Aspekt des Beschlussentwurfs ihrer Ansicht nach 
mangelhaft/falsch ist und warum.161  

 Im vorliegenden Fall erläutern sowohl die spanische Aufsichtsbehörde als auch die französische 
Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch jedenfalls klar, warum sie eine Änderung des Beschlussentwurfs 
für erforderlich halten. Die spanische Aufsichtsbehörde führt in der Tat spezifische Argumente an, 
insbesondere ihre Auffassung, dass die Übermittlungen nicht gelegentlich oder sporadisch sind, und 
fügt hinzu, dass es sich um „systematische, massenhafte, repetitive und kontinuierliche 
Übermittlungen handelt, die besondere Kategorien personenbezogener Daten umfassen“, was der 
EDSA als knappen, aber klaren Verweis auf die von der irischen Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 
festgestellten und von der spanischen Aufsichtsbehörde nicht bestrittenen Sachverhalte162 sowie auf 
bestimmte in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO aufgeführte Umstände versteht. Darüber hinaus macht die 
spanische Aufsichtsbehörde geltend, dass der Umstand, dass Meta IE „eine Einheit ist, die enorme 

                                                             
155 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.24. Während Meta IE unter dieser Randnummer 
geltend macht, dass „Artikel 83 Absatz 2 DSGVO eine abschließende Liste von Umständen enthält, die bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße zu berücksichtigen sind“, betrachtet der EDSA Artikel 83 
Absatz 2 DSGVO als nicht abschließend. Siehe verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 386‒387; verbindlicher 
Beschluss 4/2022, Rn. 392; verbindlicher Beschluss 1/2021, Rn. 410; siehe auch die Leitlinien des EDSA für die 
Berechnung von Geldbußen, Rn. 108‒109. 
156 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.24. 
157 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.42. 
158 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 8.  
159 Siehe vorheriger Abschnitt 4.2. 
160 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch einschließlich dieses Beispiels 
(Beispiel 7, Rn. 34).  
161 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 17; verbindlicher Beschluss 3/2022, 
Rn. 422; verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 392. 
162 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2; Beschlussentwurf, Rn. 4.4, 4.7, 6.1, 8.45, 8.47, 8.49, 8.50, 
8.57, 8.81, 8.82, 8.83, 8.85, 8.87, 8.89, 8.90.  
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Gewinne erwirtschaftet“, für die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit einer Geldbuße relevant sei.163 
Darüber hinaus legt die französische Aufsichtsbehörde mehr Einzelheiten vor als die von Meta IE 
zitierte zusammenfassende Übersicht164, wie in Rn. 56 ausführlich erläutert.  

 In Bezug auf die Frage, ob diese Einsprüche angemessen „begründet“ sind, erinnert der EDSA daran, 
dass diese Anforderung damit zusammenhängt, ob die Einsprüche Klarstellungen und Argumente dazu 
enthalten, warum eine Änderung des Beschlussentwurfs vorgeschlagen wird165. Der EDSA ist der 
Auffassung, dass alle diese Einsprüche ausreichende Argumente und Klarstellungen zu den Fakten und 
rechtlichen Argumenten enthalten, die diese Änderungsanträge stützen (d. h. den Antrag auf 
Verhängung einer Geldbuße). Wie in Abschnitt 4.2 dieses verbindlichen Beschlusses erläutert, wird in 
den von der österreichischen Aufsichtsbehörde, den deutschen Aufsichtsbehörden, der spanischen 
Aufsichtsbehörde und der französischen Aufsichtsbehörde erhobenen Einsprüchen ausführlich 
erläutert, warum der spezifische Aspekt des Beschlussentwurfs, der darin besteht, auf die Verhängung 
einer Geldbuße zu verzichten, mangelhaft/falsch ist166. Dies steht im Einklang mit der Schwelle in 
Artikel 4 Nummer 24 DSGVO.  

 Damit Einsprüche die in Artikel 4 Nummer 24 DSGVO festgelegte Schwelle erreichen können, müssen 
sie auch die Bedeutung der mit dem Beschlussentwurf verbundenen Risiken klar darlegen. In diesem 
Zusammenhang argumentiert Meta IE, dass die österreichische Aufsichtsbehörde, die spanische 
Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde nicht 
hinreichend nachweisen, dass der Beschlussentwurf ein erhebliches Risiko für die Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Personen darstellt.  

 Meta IE behauptet, dass die österreichische Aufsichtsbehörde das mit dem Beschlussentwurf 
verbundene Risiko nicht hinreichend belegt, „insbesondere in Fällen, in denen die österreichische 
Aufsichtsbehörde anerkennt, dass die Anordnung zur Aussetzung der Übermittlung geeignet wäre, 
Meta Ireland in Einklang mit der DSGVO zu bringen“167. Der EDSA kann nicht erkennen, wie eine 
Bestätigung der österreichischen Aufsichtsbehörde, dass sie dem Beschlussentwurf teilweise 
zustimmt (die gewählte Abhilfemaßnahme ist geeignet), als Untergrabung des Einspruchs der 
österreichischen Aufsichtsbehörde verstanden werden könnte (wobei kurz gesagt die Auffassung 
vertreten wird, dass die gewählte Abhilfemaßnahme nicht ausreichend ist)168. Ebenso gibt Meta IE an, 
dass die spanische Aufsichtsbehörde „scheinbar der Ansicht ist, dass die Aussetzungsanordnung Meta 

                                                             
163 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
164 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 6 und 7. Siehe die vorstehend von Meta IE zitierte 
Zusammenfassung, Rn. 68.   
165 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 16.  
166 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2‒4; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7‒
11; Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2‒3; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 6-17. 
Siehe Zusammenfassung im vorstehenden Abschnitt 4. 
167 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.32 mit Zitierung des Einspruchs der 
österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3. 
168 „Die österreichische Datenschutzbehörde ist der Ansicht, dass zusätzlich zur Aussetzung der 
Datenübermittlung eine Geldbuße verhängt werden sollte“, Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, 
S. 1.  
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Ireland in Einklang mit der DSGVO bringen würde“169, doch kann der EDSA im Einspruch keinen solchen 
Standpunkt feststellen170. 

 Meta IE weist die Argumente der österreichischen Aufsichtsbehörde, der spanischen 
Aufsichtsbehörde, der deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen Aufsichtsbehörde 
bezüglich der Gefahr, dass der Beschlussentwurf keine ausreichende spezifische abschreckende 
Wirkung gegenüber Meta IE haben wird, als unbegründet zurück und kommt zu dem Schluss, dass es 
keine erheblichen Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen 
darstellen würde, wenn keine Geldbuße verhängt wird171. Meta IE fügt hinzu, dass die deutschen 
Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde die erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
der vorgeschlagenen Aussetzungsanordnung übersehen und es falsch und unrealistisch sei, zu 
behaupten, dass dies Meta Ireland (und andere) nicht davon abhalten werde, gegen die Vorschriften 
zu verstoßen.172 Der EDSA stellt fest, dass die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische 
Aufsichtsbehörde in ihren Einsprüchen klare Argumente angeführt haben, aus denen hervorgeht, 
warum die Verhängung einer Geldbuße ihrer Ansicht nach eine abschreckende Wirkung hätte, die die 
vorgeschlagene Aussetzungsanordnung allein nicht hätte. Darüber hinaus ist der EDSA angesichts des 
Kontexts der Untersuchung – und der langwierigen Verfahren, die zu ihr geführt haben173 – der 
Auffassung, dass die Bedenken in Bezug auf eine spezifische Abschreckung gleichermaßen „wesentlich 
und plausibel“ im Sinne der Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch sind174.  

 Meta IE weist die Bedenken der österreichischen Aufsichtsbehörde, der deutschen 
Aufsichtsbehörden, der spanischen Aufsichtsbehörde und der französischen Aufsichtsbehörde über 
den Präzedenzfall, der im Beschlussentwurf in Bezug auf die Ausübung von Abhilfebefugnissen als 
allgemeine Abschreckung formuliert wird, als bloße Spekulation zurück.175 Der EDSA erinnert daran, 
dass sich jede Risikobewertung auf künftige Ergebnisse bezieht, die bis zu einem gewissen Grad 
ungewiss sind. Der EDSA ist der Auffassung, dass die Einsprüche speziell auf die voraussichtlichen 

                                                             
169 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.25 mit Zitierung des Einspruchs der spanischen 
Aufsichtsbehörde, S. 2.  
170 Im Gegenteil erklärt die spanische Aufsichtsbehörde: „Die spanische Datenschutzbehörde AEPD stimmt der 
Schlussfolgerung der DPC zu, dass die Aussetzungsmaßnahme weniger belastend ist als das Verbot, und stimmt 
zu, dass, wie von der irischen Behörde vorgetragen, diese Maßnahme anstelle des Verbots verhängt wird. Sie ist 
jedoch nicht der Meinung, dass dies die einzig möglichen Maßnahmen sind.“ (Einspruch der spanischen 
Aufsichtsbehörde, S. 2). Sie erklärt weiter: „[D]ie Maßnahme zur Aussetzung von Übermittlungen hat zwar 
vorausschauende Wirkungen, aber keine Strafwirkung auf den bereits begangenen und den noch andauernden 
Verstoß, sodass die Maßnahme keine abschreckende Wirkung hat“ (Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, 
S. 3). Die Bezugnahme auf „vorausschauende Wirkungen“ kann nicht so verstanden werden, dass die spanische 
Aufsichtsbehörde die von Meta IE vorgeschlagene Auffassung vertritt.  
171 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.34 (österreichische Aufsichtsbehörde), Rn. 2.25 
(spanische Aufsichtsbehörde), Rn. 2.50 (deutsche Aufsichtsbehörden) und Rn. 2.41 (französische 
Aufsichtsbehörde). 
172 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.50 (deutsche Aufsichtsbehörden) und Rn. 2.41 
(französische Aufsichtsbehörde). 
173 Beschlussentwurf, Rn. 1.6 und 2.1 und folgende. 
174 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 37.  
175 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.34 (österreichische Aufsichtsbehörde), Rn. 2.50 
(deutsche Aufsichtsbehörden), Rn. 2.25 (spanische Aufsichtsbehörde) und Rn. 2.41 (französische 
Aufsichtsbehörde). Siehe Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4; Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 7, Rn. 8‒9; Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3; Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, Rn. 14‒18.  
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Auswirkungen des Beschlussentwurfs auf andere Verantwortliche eingehen, indem sie die erwarteten 
Kosten und Vorteile der Einhaltung abwägen und somit über bloße Spekulationen hinausgehen.176   

 Zusammenfassend stellt der EDSA fest, dass die österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen 
Aufsichtsbehörden, die spanische Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde klar 
darlegen, warum eine Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen 
eintreten würde, wenn der Beschlussentwurf unverändert bliebe. Diese Bedenken führen zu 
Überlegungen darüber, ob das EU-Recht kein hohes Schutzniveau für die Rechte und Interessen des 
Einzelnen sicherstellt.177  Daher stellt der EDSA fest, dass die österreichische Aufsichtsbehörde, die 
deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische Aufsichtsbehörde und die französische Aufsichtsbehörde 
eindeutig die Bedeutung der mit dem Beschlussentwurf verbundenen Risiken für die betroffenen 
Personen belegen. 

 In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen stellt der EDSA fest, dass die oben genannten 
Einsprüche der österreichischen Aufsichtsbehörde, der deutschen Aufsichtsbehörden, der spanischen 
Aufsichtsbehörde und der französischen Aufsichtsbehörde nach Artikel 4 Nummer 24 DSGVO 
maßgeblich und begründet sind.   

4.4.2 Beurteilung der Begründetheit 

 Gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO fasst der EDSA einen verbindlichen Beschluss in Bezug 
auf alle Angelegenheiten, die Gegenstand des maßgeblichen und begründeten Einspruchs sind, 
insbesondere in Bezug auf die Frage, ob die im Beschlussentwurf vorgesehene Maßnahme in Bezug 
auf den Verantwortlichen im Einklang mit der DSGVO steht. Der EDSA ist der Auffassung, dass die 
österreichische Aufsichtsbehörde, die deutschen Aufsichtsbehörden, die spanische Aufsichtsbehörde 
und die französische Aufsichtsbehörde in den erhobenen Einsprüchen, die in diesem Abschnitt für 
maßgeblich und begründet befunden wurden, die irische Aufsichtsbehörde aufgefordert haben, von 
ihrer Befugnis zur Verhängung einer Geldbuße Gebrauch zu machen und neben den im 
Beschlussentwurf der federführenden Aufsichtsbehörde vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen die 
Verhängung von zusätzlichen Abhilfemaßnahmen vorzuschlagen. Bei der Prüfung der Begründetheit 
                                                             
176 „Wenn in diesem konkreten Fall keine Geldbuße verhängt würde, hätten die Verantwortlichen den Eindruck, 
dass selbst bei einem Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO bzw. Kapitel V DSGVO eine künftige Aussetzung 
von Datenübermittlungen das ‚Worst-Case-Ergebnis‘ ist und keine anderen Folgen für ein rechtswidriges 
Verhalten in der Vergangenheit zu erwarten sind. Für die österreichische Datenschutzbehörde gibt es Anlass zur 
Sorge, dass einige Verantwortliche zu dem Schluss gelangen könnten, dass die Kosten der Fortsetzung einer 
rechtswidrigen Praxis weniger schwer wiegen als die erwarteten Folgen eines Verstoßes, und weniger geneigt 
sind, die DSGVO einzuhalten.“ Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4. „In der Tat sind viele 
Unternehmen von dem Schrems-II-Urteil betroffen. Der vorliegende Fall ist daher ein Präzedenzfall, der viele, 
wenn nicht sogar alle anderen Fälle von Datenübermittlungen aus Drittländern betrifft und von allen am 
Binnenmarkt beteiligten Unternehmen aufmerksam verfolgt wird. Wenn die einzige Befürchtung darin besteht, 
dass eine Anordnung ergeht, nach der Übermittlungen ab dem Datum der Anordnung auszusetzen sind, könnten 
viele Führungskräfte beschließen, die Übermittlung einfach so lange fortzusetzen, bis sie erwischt werden“ 
(Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8). „Die Nichtfestsetzung einer Geldbuße würde die 
zuwiderhandelnden Unternehmen zu der Auffassung veranlassen, dass der Verstoß gegen die DSGVO keine 
finanziellen Sanktionen zur Folge hat.“ (Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2.) „Andere 
Verantwortliche, die ähnliche Verarbeitungsvorgänge durchführen und insbesondere personenbezogene Daten 
unter ähnlichen Bedingungen übermitteln, haben daher keinen Anreiz, ihre Übermittlungen mit der DSGVO in 
Einklang zu bringen oder auszusetzen“ (Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 17). 
177 Siehe auch Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 37; Urteil des Gerichtshofs 
vom 6. November 2003, Lindqvist, C-101/01, ECLI:EU:C:2003:596, Rn 95; C-524/06 Huber, Rn. 50; Urteil des 
Gerichtshofs vom 24. November 2011, ASNEF, C-468/10 und C-469/10, ECLI:EU:C:2011:777, Rn. 28. 
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des Einspruchs berücksichtigt der EDSA auch den Standpunkt von Meta IE zu dem Einspruch und ihre 
Stellungnahmen. 

 Der EDSA muss daher prüfen, ob der im Beschlussentwurf enthaltene Vorschlag der irischen 
Aufsichtsbehörde, für den Verstoß von Meta IE gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO keine Geldbuße 
gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO zu verhängen, mit der DSGVO im Einklang steht. Meta IE 
vertritt den Standpunkt, „dass die DPC ihr Ermessen im Beschlussentwurf ordnungsgemäß ausgeübt 
hat, indem sie entschieden hat, gegen Meta Ireland keine Geldbuße zu verhängen“.178 

 Der EDSA erinnert daran, dass das Kohärenzverfahren auch genutzt werden kann, um eine einheitliche 
Anwendung von Geldbußen zu fördern, wie in Erwägungsgrund 150 der DSGVO hervorgehoben 
wird179. Dies trifft unter anderem in Fällen zu, in denen die maßgeblichen und begründeten Einsprüche 
die Entscheidung der federführenden Aufsichtsbehörde, die Verhängung einer Geldbuße nicht 
vorzuschlagen (und die Verhängung zusätzlicher Abhilfemaßnahmen vorzuschlagen180), anfechten, 
sowie in Fällen, in denen ein maßgeblicher und begründeter Einspruch die Elemente anficht, auf die 
sich die federführende Aufsichtsbehörde bei der Berechnung der Höhe der Geldbuße stützt181.  

 Meta IE ist der Auffassung, dass es im alleinigen Ermessen der federführenden Aufsichtsbehörde liegt, 
die angemessene Abhilfemaßnahme festzulegen, und dass Artikel 65 Absatz 1 DSGVO dem EDSA nicht 
die Befugnis überträgt, die federführende Aufsichtsbehörde anzuweisen, eine Geldbuße zu 
verhängen182. Meta IE zufolge würde es im Widerspruch zu Artikel 4 Nummer 24 und Artikel 58 
Absatz 2 Buchstabe i DSGVO stehen, „wenn die betroffenen Aufsichtsbehörden und/oder der EDSA 
versuchen, ihre eigenen Ansichten zu den Abhilfemaßnahmen an die Stelle derjenigen der [irischen-
Aufsichtsbehörde] zu setzen“.183 In diesem Zusammenhang hebt der EDSA hervor, dass die Ansichten 
von Meta IE auf ein Missverständnis des One-Stop-Shop-Mechanismus in der DSGVO und der geteilten 
Zuständigkeiten der betroffenen Aufsichtsbehörden hinauslaufen. Die DSGVO verpflichtet die 
Aufsichtsbehörden zur Zusammenarbeit gemäß Artikel 60 DSGVO, um eine einheitliche Auslegung der 
Verordnung zu erreichen184. Gemäß Artikel 56 Absatz 1 und Artikel 60 Absatz 1 DSGVO arbeitet die 

                                                             
178 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 15.2.  
179 Erwägungsgrund 150 der DSGVO; Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 34, 
und Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 91; verbindlicher Beschluss 1/2021, 
Rn. 281; verbindlicher Beschluss 1/2022, Rn. 57; verbindlicher Beschluss 2/2022, Rn. 191; verbindlicher 
Beschluss 3/2022, Rn. 291, 351 und 438;  verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 278, 292, 344 und 407; 
verbindlicher Beschluss 5/2022, Rn. 259, 303 und 306. 
180 Der EDSA hat anhand von Beispielen in seinen Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch 
ausdrücklich bestätigt, dass die betroffenen Aufsichtsbehörden bei der Formulierung maßgeblicher und 
begründeter Einsprüche zusätzliche Abhilfemaßnahmen, einschließlich Geldbußen, vorschlagen können. Siehe 
Rn. 66 oben und Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 33, Beispiele 5 und 6. 
181 In diesem Fall kann der EDSA die federführende Aufsichtsbehörde anweisen, eine neue Berechnung der 
vorgeschlagenen Geldbuße auf der Grundlage der Kriterien in Artikel 83 DSGVO und der vom EDSA festgelegten 
gemeinsamen Standards vorzunehmen. Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, 
Rn. 34.  
182 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 15.1‒15.2.  
183 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 15.1.  
184 Siehe Artikel 51 Absatz 2, Artikel 60, Artikel 61 Absatz 1 DSGVO und Urteil des Gerichtshofs vom 15. Juni 
2021, Facebook Ireland u. a., C-645/19, ECLI:EU:C:2021:483, Rn. 53, 63, 68, 72. Der EDSA stellt fest, dass Meta IE 
in Rn. 7.2 der Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65 auf Rn. 112 des Schrems-II-Urteils verweist und 
folgendermaßen argumentiert: „Die DPC ist allein dafür zuständig, kontextspezifisch darüber zu befinden, 
welche spezifischen Abhilfemaßnahmen in jedem Fall zu ergreifen sind. Dies steht im Einklang mit den 
Ausführungen im EuGH-Urteil, wonach die zuständige Aufsichtsbehörde bei der Entscheidung über die 
Ausübung von Abhilfebefugnissen alle Umstände im Zusammenhang mit der betreffenden Verarbeitung 
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federführende Aufsichtsbehörde in grenzüberschreitenden Fällen mit den anderen betroffenen 
Aufsichtsbehörden zusammen, um einen Konsens zu erzielen. Da der endgültige Beschluss der 
federführenden Aufsichtsbehörde in solchen Fällen grenzüberschreitende Auswirkungen hat 
(möglicherweise im gesamten EWR), sollte auch ein Konsens über die geeigneten Abhilfemaßnahmen 
erzielt werden. Die federführende Aufsichtsbehörde ist zwar die Behörde, die letztlich die in Artikel 58 
Absatz 2 DSGVO aufgeführten Abhilfebefugnisse ausüben kann, doch kann dies weder die Rolle der 
betroffenen Aufsichtsbehörden im Rahmen des Verfahrens der Zusammenarbeit noch die Rolle des 
EDSA im Kohärenzverfahren schmälern185.  

 Die betroffenen Aufsichtsbehörden können Einsprüche gegen bestehende oder fehlende 
Abhilfemaßnahmen im Beschlussentwurf erheben, wenn die geplante Maßnahme ihrer Ansicht nach 
nicht mit der DSGVO im Einklang steht; in diesem Fall sollten sie angeben, welche Maßnahmen sie für 
angemessen halten, damit die federführende Aufsichtsbehörde die betreffenden Risiken 
berücksichtigen kann.186  Die Zuständigkeit des EDSA für die Streitbeilegung erstreckt sich auf „alle 
Angelegenheiten, die Gegenstand des maßgeblichen und begründeten Einspruchs sind“187. Daher 
kann das Kohärenzverfahren im Falle von Meinungsverschiedenheiten auch genutzt werden, um eine 
kohärente Anwendung der Abhilfebefugnisse durch die Aufsichtsbehörden zu fördern, wobei die in 
Artikel 58 Absatz 2 DSGVO aufgeführten Befugnisse zu berücksichtigen sind188, wenn ein maßgeblicher 
und begründeter Einspruch die im Beschlussentwurf vorgesehene(n) Maßnahme(n) gegenüber dem 
Verantwortlichen/Auftragsverarbeiter oder deren Fehlen infrage stellt.  

 Gemäß Artikel 58 Absatz 2 DSGVO ist die Verhängung von Geldbußen nach Artikel 83 DSGVO nur eine 
der Abhilfebefugnisse, über die die Aufsichtsbehörden verfügen. Die Formulierung „zusätzlich zu oder 
anstelle von“ in Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i macht deutlich, dass verschiedene Abhilfemaßnahmen 
kombiniert werden können, solange die Anforderungen von Artikel 83 DSGVO erfüllt sind. Dennoch 
sollte Folgendes berücksichtigt werden, wie von der Artikel-29-Datenschutzgruppe hervorgehoben: 
„Geldbußen sind ein zentraler Aspekt der durch die Verordnung eingeführten neuen 
Durchsetzungsbestimmungen und bilden zusammen mit den anderen Maßnahmen nach Artikel 58 
[DSGVO] eine starke Komponente der den Aufsichtsbehörden zur Verfügung stehenden 
Instrumente“189.   

 Der EDSA nimmt die Auffassung von Meta IE zur Kenntnis, dass die DSGVO die Verhängung von 
Geldbußen unter bestimmten Umständen nicht vorschreibt190. Der EDSA teilt die Auffassung, dass der 
Beschluss über die Verhängung einer Geldbuße von Fall zu Fall unter Berücksichtigung der Umstände 
des jeweiligen Einzelfalls gefasst werden muss, wie in Erwägungsgrund 129 der DSGVO und Artikel 58 

                                                             
personenbezogener Daten zu berücksichtigen hat.“ Wie der EDSA jedoch bereits in Rn. 277 des verbindlichen 
Beschlusses 3/2022 ausgeführt hat, werden das Verfahren der Zusammenarbeit und das Kohärenzverfahren der 
DSGVO im Schrems-II-Urteil nicht behandelt.  
185 Artikel 63 und 65 DSGVO.  
186 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 33.  
187 Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO. 
188 Siehe Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 92. 
189 Artikel-29-Datenschutzgruppe, Leitlinien für die Anwendung und Festsetzung von Geldbußen im Sinne 
der Verordnung 2016/679, angenommen am 3. Oktober 2017 (WP 253), vom EDSA am 25. Mai 2018 gebilligt 
(im Folgenden „Leitlinien des EDSA zu Geldbußen“). 
190 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 14.3. Meta IE verweist auch auf Erwägungsgrund 129 der 
DSGVO und Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO.  
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Absatz 2 Buchstabe i DSGVO erwähnt191. Aus dem Wortlaut von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO geht klar 
hervor, dass die dort aufgeführten Umstände den Aufsichtsbehörden nicht nur ermöglichen sollen, 
die Höhe der Geldbuße in jedem Einzelfall zu berechnen, sondern auch in erster Linie „über die 
Verhängung einer Geldbuße“ zu entscheiden. Daher teilt der EDSA uneingeschränkt die Auffassung 
der deutschen Aufsichtsbehörden, dass die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO festgelegten Kriterien „den 
Ermessensspielraum für die Verhängung einer Geldbuße beeinflussen“192. Beschließt eine 
Aufsichtsbehörde, eine Geldbuße auf der Grundlage von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO zu verhängen, 
sollte sie auch sicherstellen, dass die Anforderungen des Artikels 83 Absatz 1 DSGVO erfüllt sind. 

 Vor diesem Hintergrund wird der EDSA zunächst die Anwendung der einschlägigen Kriterien nach 
Artikel 83 Absatz 2 DSGVO prüfen. Die wichtigsten Elemente, die bei der Bewertung der Anwendung 
von Artikel 83 Absatz 2 DSGVO zu berücksichtigen sind, wurden bereits in den Leitlinien des EDSA zu 
Geldbußen und in den ergänzenden Leitlinien des EDSA zur Berechnung von Geldbußen gemäß der 
DSGVO193 festgelegt.  

 In diesem Zusammenhang stellt der EDSA fest, dass die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 
erwähnt, dass sie „die in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a bis k DSGVO festgelegten Kriterien sorgfältig 
geprüft hat“194, ohne nähere Angaben zu machen. Im Zusammenhang mit dem Austausch zwischen 
dem Sekretariat des EDSA und der irischen Aufsichtsbehörde hinsichtlich der Analyse der 
Vollständigkeit des Dossiers, mit dem sichergestellt werden soll, dass dem EDSA alle relevanten 
Elemente und Dokumente (z. B. in Bezug auf den Standpunkt der irischen Aufsichtsbehörde in dieser 
Angelegenheit) zur Unterstützung seiner Entscheidungsfindung zur Verfügung stehen195, bestätigte 
die irische Aufsichtsbehörde, dass keine weiteren Unterlagen über die Prüfung der Kriterien 
hinzugefügt werden müssten, da alle Dokumente zu diesem Thema bereits in dem Dossier enthalten 
seien, das dem Sekretariat übermittelt worden ist. 

 Auf der Grundlage der verfügbaren und einschlägigen Dokumente und unter Berücksichtigung der 
maßgeblichen und begründeten Einsprüche nimmt der EDSA eine Bewertung der Kriterien nach 
Artikel 83 Absatz 2 DSGVO vor, die auf den vorliegenden Fall anwendbar sind. Wie im Folgenden näher 
erläutert, zeigt die Gesamtanalyse der in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO aufgeführten relevanten 
Umstände, dass für den festgestellten Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO eine Geldbuße 
verhängt werden muss.  

 „Artikel 83 Absatz 2 enthält eine Auflistung von Kriterien, die die Aufsichtsbehörden anwenden sollen, 
wenn sie bestimmen, ob und in welcher Höhe eine Geldbuße verhängt werden sollte.“196 Wie in den 
Leitlinien des EDSA zu Geldbußen erläutert, handelt es sich dabei nicht um eine „wiederholte 
Bewertung der gleichen Kriterien …, sondern eine Bewertung, bei der … alle Umstände jedes Einzelfalls 
berücksichtigt werden“, und die „in der ersten Phase der Bewertung gezogenen Schlussfolgerungen 
auch in der zweiten Phase zur Festsetzung des Betrags für die Geldbuße verwendet werden können, 
sodass das gleiche Kriterium nicht zweimal bewertet werden muss“.197 

                                                             
191 Siehe z. B. verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 441; verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 440; verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 305. Siehe auch Leitlinien zu Geldbußen, S. 7.  
192 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7, Abschnitt II b). 
193 Verbindlicher Beschluss 2/2022, Rn. 196. 
194 Beschlussentwurf, Rn. 9.47. 
195 Gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Geschäftsordnung des EDSA und wie auch in Rn. 20 der Leitlinien zu Artikel 65 
Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erwähnt. 
196 Leitlinien zu Geldbußen, S. 9.  
197 Leitlinien zu Geldbußen, S. 9. Siehe auch die Analyse auf S. 14 zu dem in Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe f 
DSGVO beschriebenen Umstand.   
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Art, Schwere und Dauer des Verstoßes (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO)  

 Gemäß Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO berücksichtigt die Aufsichtsbehörde bei der 
Beurteilung der Art, der Schwere und der Dauer des Verstoßes die Art, den Umfang oder den Zweck 
der betreffenden Verarbeitung sowie die Zahl der betroffenen Personen und das Ausmaß des ihnen 
entstandenen Schadens.  

 In Bezug auf die Art und Schwere des Verstoßes macht Meta IE geltend, dass „die äußerst 
ungewöhnlichen Umstände des mutmaßlichen Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO“ zu 
berücksichtigen seien und insbesondere, dass „Meta Ireland die Datenübermittlungen von Meta 
Ireland stets in gutem Glauben vorgenommen hat“.198 Der EDSA ist der Auffassung, dass sich dieses 
Argument auf Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO und nicht auf Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a 
DSGVO bezieht, und wird es im Folgenden prüfen.  

 In ihrem Beschlussentwurf betont die irische Aufsichtsbehörde bei der Bewertung der Verhängung 
von Abhilfemaßnahmen wegen des festgestellten Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO, dass 
„die vom EuGH festgestellten Mängel im US-Recht durch die Standardvertragsklauseln oder 
ergänzenden Maßnahmen nicht behoben wurden, dass Meta Ireland keine Ausnahme nach Artikel 49 
Absatz 1 DSGVO zur Verfügung steht und dass die Datenübermittlungen zu einer Verletzung des 
Wesensgehalts eines oder mehrerer Grundrechte führen“199. In diesem Zusammenhang betont der 
EDSA, dass ein Verstoß, der zu einer Verletzung des Wesensgehalts eines Grundrechts führt, als 
schwerwiegend anzusehen ist. Darüber hinaus stimmt der EDSA den Argumenten der österreichischen 
Aufsichtsbehörde, der deutschen Aufsichtsbehörden, der spanischen Aufsichtsbehörde und der 
französischen Aufsichtsbehörde zu, die den Verstoß als besonders schwer einstufen200. Insbesondere 
seien die internationalen Übermittlungen an FB „nicht gelegentlich oder sporadisch“, sondern 
„systematisch, massenhaft, repetitiv und kontinuierlich“201. Ebenso vertritt die österreichische 
Aufsichtsbehörde die Auffassung, dass Meta IE seit mehreren Jahren wesentlich und kontinuierlich 
gegen die Rechte betroffener Personen verstößt.202 Nach Auffassung der französischen 
Aufsichtsbehörde ist die Verletzung im Hinblick auf die Privatsphäre der betroffenen Personen 
besonders schwerwiegend.203 Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen auf die große Zahl der 
betroffenen Personen, den langen Zeitraum des Verstoßes und den Umfang der Verarbeitung.204  

 In Bezug auf Art, Umfang und Zweck der betreffenden Verarbeitung nimmt der EDSA die 
Beschreibung von Meta IE zur Kenntnis, wonach es sich bei der Verarbeitung um die Übermittlung von 
Nutzerdaten von Meta Ireland durch Meta Ireland an ihren Auftragsverarbeiter, MPI, in den USA 
handelt, um Meta Ireland bei der Bereitstellung des Facebook-Dienstes für Nutzer von Meta Ireland 
zu unterstützen.205 Speziell in Bezug auf den Anwendungsbereich ist Meta IE der Ansicht, dass der 
Umfang der Verarbeitung kein relevanter Umstand ist, um zu beurteilen, ob eine Geldbuße verhängt 

                                                             
198 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.2. 
199 Beschlussentwurf, Rn. 9.41.  
200 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9 „besonders schwer“ und S. 12 „sollten als schwerwiegend 
eingestuft werden“; Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2; Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, S. 2, Rn. 6; Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2, Abschnitt B. 
201 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
202 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
203 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 2, Rn. 6. 
204 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. 
205 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.5. 
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werden soll.206 Ungeachtet dessen stellt der EDSA fest, dass nach Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a 
DSGVO der Umfang der Verarbeitung ein relevanter Umstand für die Entscheidung über die 
Verhängung einer Geldbuße ist. Insbesondere erinnert der EDSA daran, dass die in Rede stehende 
Verarbeitung einen besonders großen Umfang hat, und teilt die Auffassung der deutschen 
Aufsichtsbehörden, dass sich der Kontext der Datenverarbeitung auf riesige Mengen an sozialen 
Interaktionen erstreckt, die von diesen betroffenen Personen tagtäglich in der Vergangenheit und 
Gegenwart erzeugt wurden bzw. werden207. Dies wird von der irischen Aufsichtsbehörde selbst 
bestätigt, die die Übermittlungen in Abschnitt 8 des Beschlussentwurfs als „systematisch, umfassend, 
wiederholt und laufend“ bezeichnet208.  

 In Bezug auf die Zahl der betroffenen Personen hält der EDSA die Feststellung der deutschen 
Aufsichtsbehörden, dass Meta IE „309 Millionen täglich aktive Nutzer in Europa hat“209 und dass daher 
„ein großer Teil der Gesamtbevölkerung der Europäischen Union von der Nichteinhaltung von Meta IE 
unmittelbar betroffen ist“210, für besonders relevant. Dies wird auch von den französischen und 
österreichischen Aufsichtsbehörden unterstützt, die ebenfalls zu Recht feststellen, dass ein 
„besonders massives Datenvolumen“ auf dem Spiel steht, „da der Facebook-Dienst Millionen von 
Nutzern in der Europäischen Union hat“211 und dass „Meta der Anbieter des größten weltweiten 
sozialen Netzwerks mit einer enormen Zahl von Nutzern in der Europäischen Union und somit 
betroffener Personen ist“212.  

 Meta IE bestreitet nicht, dass „eine große Zahl betroffener Personen beteiligt war“, da der Facebook-
Dienst von einer sehr großen Zahl von Nutzern genutzt wird.213 In ihrer Stellungnahme zum vorläufigen 
Beschlussentwurf erläutert Meta IE selbst: „Der Facebook-Dienst ist seit seiner Einführung im 
Jahr 2004 zu einem äußerst beliebten und bekannten globalen Online-Kommunikations- und Content-
Sharing-Dienst geworden, der von rund 2,85 Milliarden Nutzern weltweit jeden Monat genutzt wird, 
um Informationen auszutauschen und abzurufen und sich mit anderen Menschen in der ganzen Welt 
zu verbinden. Dies betrifft mehr als 255 Millionen einzelne Nutzer in der EU/im EWR.“214 Meta IE 
zufolge „ist die Tatsache, dass personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen von den 
Datenübermittlungen von Meta Ireland betroffen waren, jedoch nicht gleichbedeutend damit, dass 
eine große Zahl von Personen für die Zwecke von Artikel 83 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO ‚betroffen‘ 
ist“215. Weiter heißt es: „Das Risiko eines angeblichen Eingriffs in die Datenschutz- und 
Rechtsbehelfsrechte der Nutzer von Meta Ireland infolge der Datenübermittlungen von Meta Ireland 

                                                             
206 In der Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65 Anhang 2 Rn. 2.9 argumentiert Meta IE, dass „sowohl die 
Standardvertragsklauseln als auch Kapitel V der DSGVO darauf abzielten, umfangreiche und systemische 
Übermittlungen zu unterstützen. Daher kann der bloße Umstand, dass umfangreiche Übermittlungen 
stattfinden, für sich genommen nicht zur Verhängung einer Geldbuße führen.“ 
207 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. 
208 Beschlussentwurf, Rn. 8.45, 8.47, 8.49, 8.50, 8.57, 8.81, 8.82, 8.83, 8.85, 8.87, 8.89, 8.90. 
209 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen auf den 
Jahresbericht von Meta IE für das Jahr 2021 (Formblatt 10-k), S. 56. 
210 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. 
211 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 7. 
212 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2, Abschnitt B. 
213 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.7. 
214 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 1.2.  
215 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.7, Anhang 2 Rn. 2.22(A)(i), 2.29(A) und 2.41(A)(i). 
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war immer nur äußerst begrenzt, und ein solches Risiko betraf nur eine äußerst begrenzte Zahl von 
Nutzern von Meta Ireland“216.  

 Der EDSA kann sich den Argumenten von Meta IE nicht anschließen. Wie in den Leitlinien des EDSA 
für die Berechnung von Geldbußen erläutert, bezieht sich die Zahl der betroffenen Personen auf 
solche, die „konkret, aber auch potenziell betroffen“ sind217. Mit anderen Worten sind „betroffene“ 
Personen nicht nur Personen, für deren Konten Zugangsanträge gestellt wurden, sondern auch 
Personen, deren Konten Gegenstand von Zugangsanträgen hätten sein können218. Der EDSA erinnert 
daran, dass der Verstoß zum Zeitpunkt dieses Streitbeilegungsverfahrens noch andauert, was 
bedeutet, dass die personenbezogenen Daten von Facebook-Nutzern ohne angemessene Garantien, 
wie sie gemäß Artikel 46 Absatz 1 DSGVO vorgesehen sind, in die USA übermittelt und dort verarbeitet 
werden.  

 Daher kommt der EDSA zu dem Schluss, dass eine sehr hohe Zahl von Personen betroffen ist und dass 
diese bereits hohe Zahl weiter zunehmen kann, bis der Verstoß wirksam beendet ist.  

 In Bezug auf die Dauer des Verstoßes betonen die deutschen Aufsichtsbehörden und die 
österreichische Aufsichtsbehörde, dass dieser seit mehreren Jahren andauert, was sie als 
erschwerenden Umstand ansehen.219 Nach Ansicht der österreichischen Aufsichtsbehörde hat die 
Dauer des Verstoßes dazu geführt, dass die Rechte der betroffenen Personen „wesentlich und 
kontinuierlich verletzt wurden“220. Die deutschen Aufsichtsbehörden weisen darauf hin, dass „sich die 
Dauer des Verstoßes für die betroffenen Personen sogar auf die vor der DSGVO geltende Regelung 

                                                             
216 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.8. Im selben Absatz führt Meta IE auch aus, dass „auf der 
Grundlage der damals aktuellsten verfügbaren Daten alle Anträge nach dem US Foreign Intelligence Surveillance 
Act of 1978 (‚FISA‘) für alle Konten weltweit über Facebook, Messenger, Instagram und WhatsApp hinweg nur 
etwa 0,00094 % aller aktivierten Konten betreffen würden.“ 
217 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 54, Buchstabe b Ziffer iv, S. 17.  
218 Die französische Aufsichtsbehörde führt in ihrem Einspruch aus: „Soweit die betreffenden Daten aus Konten 
des sozialen Netzwerks Facebook stammen, die viele Informationen über das Privatleben der Nutzer enthalten 
können, besteht ein erhebliches Risiko einer Verletzung der Privatsphäre dieser Personen, wenn diese Daten 
tatsächlich auf Antrag an die Nachrichtendienste übermittelt werden“ (Stellungnahme der französischen 
Aufsichtsbehörde S. 2). Meta argumentiert, dass die französische Aufsichtsbehörde mit diesem Satz einräumt, 
„dass die große Zahl der betroffenen Nutzer von Meta Ireland nicht der Zahl der Nutzer von Meta Ireland 
entspricht, bei deren personenbezogenen Daten tatsächlich die Gefahr bestand, dass die US-Regierung dazu 
Zugang erhält oder dass die Daten gar beschädigt werden“ (Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 
Rn. 2.29 (A)). Der EDSA hebt hervor, dass der Begriff „Zahl der betroffenen Personen“ dahin auszulegen sei, dass 
er die betroffenen Personen erfasst, die „konkret, aber auch potenziell betroffen“ sind (Leitlinien des EDSA für 
die Berechnung von Geldbußen, Rn. 54). Während die französische Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch auf die 
weiteren – sich zusätzlich zu der Datenschutzverletzung, die alle übermittelten personenbezogenen Daten 
betrifft, ergebenden – nachteiligen Folgen für die betroffenen Personen verwies, deren personenbezogene 
Daten tatsächlich an US-Nachrichtendienste übermittelt werden, sollte dies nicht als Begrenzung der Zahl der 
betroffenen Personen betrachtet werden, wie von Meta IE angedeutet. In diesem Zusammenhang scheint die 
Zusicherung von Meta, dass die Datenschutz- und Rechtsbehelfsrechte nur „einer relativ begrenzten Zahl von 
Nutzern weltweit“ gefährdet wurden (Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 2.29(A)), nicht begründet zu 
sein, da Meta IE zufolge die Übermittlungen „zu dem Zweck durchgeführt wurden, Meta Ireland bei der 
Bereitstellung des Facebook-Dienstes für Nutzer von Meta Ireland zu unterstützen“ (Stellungnahme von Meta IE 
zu Artikel 65, Rn. 18.5.), ohne dass auf irgendwelche Beschränkungen verwiesen wird, und dies bedeutet 
jedenfalls nicht, dass ein solches Risiko nicht erneut eintreten kann und dass der Verstoß die Nutzer nicht mehr 
beeinträchtigen wird. 
219 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9; Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, 
Abschnitt C.2.1. 
220 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 5, Abschnitt C.2. 
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mit denselben rechtlichen Verpflichtungen für Verantwortliche erstreckt“221. Die deutschen 
Aufsichtsbehörden betonen ferner, dass „die Datenverarbeitung des Unternehmens seit etwa zehn 
Jahren von den Aufsichtsbehörden überprüft wird“222. Meta IE betont in ihrer Erwiderung, dass die 
Untersuchung nur den Zeitraum betreffe, ab dem die DSGVO anwendbar geworden sei.223  

 Der EDSA nimmt die Erklärung der irischen Aufsichtsbehörde zur Kenntnis, wonach mit dem 
Beschlussentwurf „nach dem Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (im Folgenden ‚EuGH‘) 
vom 16. Juli 2020 in der Rechtssache C-311/18, Data Protection Commissioner gegen Facebook Ireland 
Limited und Maximilian Schrems, geprüft werden soll, ob Meta Ireland im Einklang mit Artikel 46 
Absatz 1 der DSGVO handelt, indem das Unternehmen … personenbezogene Daten … gemäß 
Standardvertragsklauseln an Meta US übermittelt“224. Der EDSA stellt ferner fest, dass keine 
betroffene Aufsichtsbehörde Einsprüche gegen den zeitlichen Anwendungsbereich des 
Beschlussentwurfs erhoben hat. Daher sollte der Beginn des in Rede stehenden Verstoßes nur auf der 
Grundlage der Beschreibung im Beschlussentwurf festgelegt werden, d. h. ab dem 16. Juli 2020 
(Datum der Annahme des Schrems-II-Urteils). Der EDSA ist der Auffassung, dass diese Dauer des 
Verstoßes erheblich und bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße zu 
berücksichtigen ist.  

 Abschließend ist der EDSA der Auffassung, dass Meta IE unter Berücksichtigung der Art und des 
Umfangs der Verarbeitung sowie der sehr hohen Zahl betroffener Personen einen Verstoß von 
erheblicher Art, Schwere und Dauer begangen hat. Daher ist dieses Kriterium bei der Entscheidung 
über die Verhängung einer Geldbuße zu berücksichtigen.  

Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO) 

 Artikel 83 Absatz 2 DSGVO nennt unter den Umständen, die bei der Entscheidung über die 
Verhängung und Höhe einer Geldbuße zu berücksichtigen sind, die „Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit 
des Verstoßes“. Erwägungsgrund 148 der DSGVO verlangt auch, dass dem „vorsätzlichen Charakter 
des Verstoßes“ gebührend Rechnung getragen wird. 

 Meta IE stimmt der Schlussfolgerung der irischen Aufsichtsbehörde zu, dass die internationalen 
Übermittlungen an FB durch Meta IE in gutem Glauben vorgenommen wurden, weil das Unternehmen 
zusätzlich zu den Standardvertragsklauseln von 2021 ergänzende Maßnahmen umgesetzt hat und der 
Ansicht war, dass es sich alternativ auf Artikel 49 DSGVO berufen konnte225. Meta IE argumentiert, 
dass die Feststellung der irischen Aufsichtsbehörde, dass Meta IE die internationalen Übermittlungen 
an FB in gutem Glauben vorgenommen habe, eine Sachverhaltsfeststellung sei, auf deren Grundlage 
der EDSA seine Entscheidung treffen müsse226 und gegen die die betroffenen Aufsichtsbehörden keine 
Einsprüche erhoben hätten227.  

 Der EDSA kann sich den Argumenten von Meta IE nicht anschließen. Die irische Aufsichtsbehörde 
stellte fest, dass sich Meta IE auf Standardvertragsklauseln und alternativ auf die Ausnahmen nach 
                                                             
221 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. 
222 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. 
223 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.3 und Anhang 2, S. 61, 2.41(A)(ii). 
224 Beschlussentwurf, Rn. 1.3(1). 
225 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.10‒8.12, Rn. 16.1‒16.5 und Rn. 18.10. 
226 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 16.1. 
227 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.10. Die irische Aufsichtsbehörde argumentiert in ihrer 
Sammelantwort auch, dass diese Feststellung von den betroffenen Aufsichtsbehörden nicht infrage gestellt 
wurde.  
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Artikel 49 DSGVO gestützt hat, und kam zu dem Schluss, dass Meta IE „in gutem Glauben“ gehandelt 
hat. Der EDSA stellt fest, dass diese Schlussfolgerung entgegen dem Vorbringen von Meta IE 
Gegenstand der Einsprüche und damit des Streits ist. Wie bereits in Abschnitt 4.2 dieses verbindlichen 
Beschlusses dargelegt, enthalten alle von den betroffenen Aufsichtsbehörden zur Frage der 
Verhängung einer Geldbuße erhobenen Einsprüche Ansichten zur Vorsätzlichkeit des Verstoßes und 
widersprechen der Einschätzung, dass Meta IE bei der Durchführung der internationalen 
Übermittlungen an FB in gutem Glauben gehandelt habe. Konkret argumentierte die französische 
Aufsichtsbehörde, dass der Verstoß „vorsätzlich“ sei, da er „von dem Unternehmen absichtlich 
begangen“ worden sei.228 Die spanische Aufsichtsbehörde weist ferner darauf hin, dass Meta IE „trotz 
ihrer Kenntnis [seit dem Schrems-II-Urteil] gegen die DSGVO verstoßen hat“, dass die internationalen 
Übermittlungen an FB einen Verstoß gegen die DSGVO auslösen würden.229  Die deutschen 
Aufsichtsbehörden argumentieren ferner, dass Meta IE vorsätzlich oder zumindest – wie von der 
österreichischen Aufsichtsbehörde angeführt – mit dolus eventualis gehandelt habe.230 Diese in die 
Einsprüche aufgenommenen Erklärungen stehen nicht im Einklang mit der Feststellung, dass Meta IE 
bei der Durchführung der internationalen Übermittlungen an FB gutgläubig gehandelt habe.   

 Wie bereits in den Leitlinien des EDSA zu Geldbußen klargestellt: „Im Allgemeinen schließt der Begriff 
des ‚Vorsatzes‘ bei den Merkmalen einer Straftat Wissen und Wollen ein, während ‚nicht vorsätzlich‘ 
bedeutet, dass der Verstoß unbeabsichtigt erfolgte, auch wenn der Verantwortliche bzw. 
Auftragsverarbeiter seine gesetzlich vorgeschriebene Sorgfaltspflicht verletzt hat.“231 Mit anderen 
Worten bestätigen die Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, dass es zwei kumulative 
Elemente gibt, auf deren Grundlage ein Verstoß als vorsätzlich angesehen werden kann: das Wissen 
um den Verstoß und das Wollen in Bezug auf eine solche Handlung232. Dagegen ist ein Verstoß „nicht 
vorsätzlich“, wenn der Verstoß unbeabsichtigt erfolgte, auch wenn eine Verletzung der Sorgfaltspflicht 
vorliegt.233 Der EDSA erinnert ferner daran, dass die maßgeblichen Schlussfolgerungen zur 
„Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit … gezogen [werden], indem aus dem Sachverhalt die objektiven 
Grundzüge des Verhaltens ermittelt werden“ und dass „die Aufsichtsbehörde je nach den Umständen 
des Falles auch den Grad der Fahrlässigkeit berücksichtigen kann“234. 

 Der EDSA nimmt die Feststellung der deutschen Aufsichtsbehörden zur Kenntnis und stimmt ihr zu, 
dass Meta IE „seit etwa zehn Jahren von den Aufsichtsbehörden geprüft wird“235: Die beiden 
wegweisenden Urteile des EuGH aus den Jahren 2015 und 2020 wurden auch in Rechtssachen 
erlassen, die dasselbe Unternehmen betrafen. Wie von der irischen Aufsichtsbehörde im 
Beschlussentwurf dargelegt, wurde die ursprüngliche Beschwerde gegen Meta IE, mit der geltend 
gemacht wurde, dass die Übermittlung personenbezogener Daten durch Meta IE an Meta Platforms, 

                                                             
228 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 7 und 10, S. 2‒3. 
229 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3.  
230 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4, Abschnitt C.2.1; Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, Fußnote 18 und S. 9.  
231 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, S. 11; Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 56. 
232 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, S. 11; Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 56. 
233 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, S. 11; Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 56. 
234 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 57. 
235 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9. Der EDSA erinnert daran, dass der EuGH in den Urteilen 
Schrems I und II zu dem Schluss gekommen ist, dass die USA kein angemessenes Schutzniveau sicherstellten, 
und folglich die Safe-Harbor- und Datenschutzschild-Beschlüsse der Europäischen Kommission für ungültig 
erklärt hat. In der Rechtssache Schrems II prüfte der EuGH auch die Gültigkeit von per Kommissionsbeschluss 
angenommenen Standarddatenschutzklauseln gemäß Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe c DSGVO und kam zu dem 
Schluss, dass diese nicht betroffen war. 
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Inc. unter Berufung auf den Angemessenheitsbeschluss „Safe Harbor“ rechtswidrig sei236 und die zu 
einem Gerichtsverfahren in Irland und dann zur Vorabentscheidung des EuGH im Jahr 2015 in der 
Rechtssache C-362/14, Maximilian Schrems gegen Data Protection Commissioner, (im Folgenden 
„Schrems-I-Urteil“) führte237, von Schrems am 25. Juni 2013 bei der irischen Aufsichtsbehörde 
eingereicht238. Das Schrems-II-Urteil wurde, wie bereits erwähnt, vom EuGH am 16. Juli 2020 
verkündet. Nach dem vorläufigen Beschlussentwurf der irischen Aufsichtsbehörde vom 28. August 
2020 und der Einleitung der Untersuchung IN-20-8-1 leitete Meta IE ein Gerichtsverfahren gegen die 
irische Aufsichtsbehörde ein239.  

 Darüber hinaus nimmt der EDSA Abschnitt 7 des Beschlussentwurfs zur Kenntnis, in dem die irische 
Aufsichtsbehörde zunächst den Rahmen für ihre Bewertung festlegt und anschließend die 
Rechtmäßigkeit der Übermittlungen eingehend prüft, indem sie den Bestimmungen von Artikel 46 
Absatz 1 DSGVO folgt, wie sie im Schrems-II-Urteil zum Ausdruck kommen. Der EDSA nimmt ferner die 
Bewertung der irischen Aufsichtsbehörde in Abschnitt 8 des Beschlussentwurfs und die 
Schlussfolgerung zur Kenntnis, dass es „Meta Ireland nicht freisteht, sich auf die Ausnahmen nach 
Artikel 49 Absatz 1 (oder auf eine von ihnen) zu berufen, um die systematische, umfassende, 
wiederholte und laufende Übermittlung von Nutzerdaten aus der EU in die USA zu rechtfertigen“.  

 Der EDSA erinnert an die Schlussfolgerung der irischen Aufsichtsbehörde, dass die 
Standardvertragsklauseln von 2021, auf die sich Meta IE für die Durchführung der internationalen 
Übermittlungen an FB stützte240, keine Abhilfe für den durch das US-Recht gewährten unzureichenden 
Schutz schaffen konnten241. Der EDSA stellt ferner fest, dass die irische Aufsichtsbehörde die Frage 
eingehend geprüft hat, ob Meta IE zusätzliche Maßnahmen ergriffen hat, mit denen die 
Unzulänglichkeiten des durch das US-Recht gewährten Schutzes behoben werden könnten, und 
nimmt ihre Schlussfolgerung zur Kenntnis, dass dies nicht der Fall ist242.  

 Wie der EDSA in seinen Empfehlungen 01/2020 zu Maßnahmen zur Ergänzung von Übermittlungstools 
zur Gewährleistung des unionsrechtlichen Schutzniveaus für personenbezogene Daten (im Folgenden 
„EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen“)243 erläutert hat, sollten die Verantwortlichen bei 
                                                             
236 Beschlussentwurf, Rn. 2.6. 
237 Beschlussentwurf, Rn. 2.6. 
238 Urteil des Gerichtshofs vom 6. Oktober 2015, Schrems, C-362/14, ECLI:EU:C:2015:650. 
239 Beschlussentwurf, Rn. 2.44 – Meta IE hat am 10. September 2020 die gerichtliche Überprüfung gegen die 
irische Aufsichtsbehörde eingeleitet. In den Rn. 1.5 und 1.6 der Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen 
Beschlussentwurf erläutert Meta IE Folgendes: „Nach dem Urteil des EuGH wurde diese eigene 
Untersuchung IN-20-8-1 der DPC gemäß Section 110 des Data Protection Act 2018 (im Folgenden ‚DPA 2018‘) 
am 28. August 2020 (im Folgenden ‚Untersuchung‘) mit einem vorläufigen Beschlussentwurf (im Folgenden 
‚vorläufiger Beschlussentwurf‘) und einem Schreiben an FIL vom 28. August 2020 eingeleitet. FIL leitete 
daraufhin ein gerichtliches Überprüfungsverfahren gegen die DPC ein (im Folgenden ‚FIL JR‘). Im Anschluss an 
das Urteil des Richters Barniville im FIL JR vom 14. Mai 2021 (im Folgenden ‚FIL-JR-Urteil‘) teilte die DPC FIL am 
21. Mai 2021 mit, dass bis spätestens 2. Juli 2021 eine Erwiderung auf den vorläufigen Beschlussentwurf 
vorgelegt werden müsse.“ 
240 Meta IE hat die Standardvertragsklauseln von 2021 am 31. August 2021 in ihre Vereinbarung mit Meta US 
aufgenommen. 
241 Beschlussentwurf, Rn. 7.154‒7.172. Die irische Aufsichtsbehörde hatte im Beschlussentwurf festgestellt, dass 
das US-Recht laut dem Schrems-II-Urteil kein Schutzniveau bietet, das dem im EU-Recht vorgesehenen 
Schutzniveau im Wesentlichen gleichwertig ist. Beschlussentwurf, Rn. 7.173 und 7.202(1). 
242 Beschlussentwurf, Rn. 7.174‒7.202. 
243 Empfehlungen des EDSA 01/2020 zu Maßnahmen zur Ergänzung von Übermittlungstools zur Gewährleistung 
des unionsrechtlichen Schutzniveaus für personenbezogene Daten, Version 2.0, angenommen am 18. Juni 2021 
(im Folgenden „EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen“). 
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der Bewertung von Drittländern und der Ermittlung geeigneter ergänzender Maßnahmen prüfen, ob 
das geltende Recht und/oder die geltenden Praktiken des Drittlands die Wirksamkeit der geeigneten 
Garantien der Übermittlungsinstrumente, auf die sie sich berufen, beeinträchtigen könnten244. In 
diesem Zusammenhang stellt der EDSA fest, dass nach der Bewertung von Meta IE „das nach EU-Recht 
erforderliche Schutzniveau in den einschlägigen US-Rechtsvorschriften und -Praktiken vorgesehen ist“ 
und dass Meta IE zusätzlich zu den Standardvertragsklauseln von 2021 ergänzende Maßnahmen 
ergriffen hat, um „weiterhin sicherzustellen, dass für von FIL an FB, Inc. übermittelte Nutzerdaten auch 
künftig ein angemessenes Schutzniveau gilt“245. Mit anderen Worten hat Meta IE ergänzende 
Maßnahmen auf der Grundlage einer Bewertung durchgeführt, die zu dem Schluss kam, dass solche 
Maßnahmen nicht erforderlich waren, da nach Ansicht von Meta IE das einschlägige US-Recht und die 
einschlägigen US-amerikanische Praktiken bereits ein Schutzniveau bieten, das dem im EU-Recht 
vorgesehenen gleichwertig sei246.  

 Darüber hinaus hebt der EDSA die Bedenken der irischen Aufsichtsbehörde hervor, dass das 
Vorbringen von Meta IE „das Urteil des EuGH einfach zu ignorieren scheint“247 und „dass Meta Ireland 
versucht, einen niedrigeren Standard für den Zweck von Standardvertragsklauseln und ergänzenden 
Maßnahmen zu fördern, als nach dem Urteil und der DSGVO zulässig ist“248. Insbesondere stellt die 
irische Aufsichtsbehörde fest, dass Meta IE „offenbar ihre eigene Prüfung zur Feststellung der Eignung 
ergänzender Maßnahmen ermittelt, indem sie den Standard herabsenkt, um Maßnahmen 
einzubeziehen, die etwaige ‚einschlägige verbleibende‘ Unzulänglichkeiten des durch das US-Recht 
und die US-amerikanischen Praktiken und die Standardvertragsklauseln gebotenen Schutzes 
‚beheben‘ oder ‚abmildern‘ können“249, und kommt in dem Beschlussentwurf zu dem Schluss, dass 
„Meta Ireland über keine ergänzenden Maßnahmen verfügt, die den unzureichenden Schutz nach US-
Recht ausgleichen würden“250.   

 Angesichts der detaillierten Bewertung des US-amerikanischen Rechtssystems durch den EuGH im 
Schrems-II-Urteil, der zu befolgenden Schritte, der Informationsquellen und Beispiele für ergänzende 
Maßnahmen, die in den EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen enthalten sind, sowie der 
Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde im vorläufigen Beschlussentwurf251 und im 
überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf252, die Meta IE vor dem Beschlussentwurf übermittelt 
wurden, ist der EDSA der Auffassung, dass Meta IE wissen musste, dass die internationalen 
Übermittlungen an FB als Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO angesehen werden könnten.   

                                                             
244 Empfehlungen 01/2020 zu Maßnahmen zur Ergänzung von Übermittlungstools zur Gewährleistung des 
unionsrechtlichen Schutzniveaus für personenbezogene Daten, Version 2.0, angenommen am 18. Juni 2021, 
Rn. 30. 
245 Meta IE Verzeichnis der Schutzmaßnahmen, einschließlich ergänzender Maßnahmen vom 31. August 2021, 
S. 1; Siehe auch Folgenabschätzung der Übermittlung von Meta IE, Rn. 1.3 – „FIL kommt aufgrund dieser 
Bewertung zu dem Schluss, dass das Schutzniveau, das die einschlägigen US-Rechtsvorschriften und -Praktiken 
betroffenen Personen gewähren, deren personenbezogene Daten von FIL an FB, Inc. in den USA gemäß den 
Standardvertragsklauseln von 2021 übermittelt werden, im Wesentlichen dem Schutzniveau gleichwertig ist, 
das durch das einschlägige EU-Recht garantiert wird, wie es in dem EU-Standard zum Ausdruck kommt.“ 
246 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 8.5. 
247 Beschlussentwurf, Rn. 7.150. 
248 Beschlussentwurf, Rn. 7.28. 
249 Beschlussentwurf, Rn. 7.25. 
250 Beschlussentwurf, Rn. 7.201(3). 
251 Vorläufiger Beschlussentwurf, Abschnitt 7. 
252 Überarbeiteter vorläufiger Beschlussentwurf, Abschnitt 7. 



Angenommen  45 

 In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen kommt der EDSA zu dem Schluss, dass es hinreichende 
Anhaltspunkte dafür gibt, dass Meta IE wissentlich gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO verstoßen hat. 

 In Bezug auf die Feststellung der irischen Aufsichtsbehörde, dass Meta IE bei der Durchführung der 
internationalen Übermittlungen an FB nicht auf Artikel 49 DSGVO zurückgreifen konnte, ist der EDSA 
der Auffassung, dass Meta IE zumindest die Leitlinien des EDSA und die Feststellungen des EuGH, 
wonach die Ausnahmen für systematische und massenhafte Übermittlungen nicht herangezogen 
werden können und eng auszulegen sind, hätte kennen müssen253.  

 In Bezug auf die Komponente der Vorsätzlichkeit erinnert der EDSA daran, dass der EuGH eine hohe 
Schwelle festgelegt hat, um von einer vorsätzlichen Handlung auszugehen.254 Der EDSA hat bereits 
darauf hingewiesen, dass der EuGH selbst in Strafverfahren das Vorliegen einer „schwerwiegenden 
Fahrlässigkeit“ und nicht einer „Vorsätzlichkeit“ anerkannt hat, wenn „der Verantwortliche einen 
offenkundigen Verstoß gegen die Sorgfaltspflicht begeht, die er angesichts seiner Eigenschaften, 
Kenntnisse, Fähigkeiten und individuellen Umstände hätte erfüllen müssen und hätte erfüllen 
können“255. Obwohl von einem Unternehmen, bei dem die Verarbeitung personenbezogener Daten 
im Mittelpunkt seiner Geschäftstätigkeit steht, erwartet wird, dass es über ausreichende Maßnahmen 
zum Schutz personenbezogener Daten und zum umfassenden Verständnis seiner diesbezüglichen 
Pflichten verfügt, ist dies nicht per se ein Beweis für die Vorsätzlichkeit eines Verstoßes256. In diesem 
Zusammenhang stellt der EDSA fest, dass Meta IE nach dem Schrems-II-Urteil Schritte unternommen 
hat, um die Einhaltung von Kapitel V der DSGVO zu erreichen257, diese Schritte jedoch nicht 
ausreichten, um die im Beschlussentwurf festgelegte Einhaltung zu erreichen. Folglich ist der EDSA 
der Auffassung, dass auf der Grundlage der objektiven Elemente in der Verfahrensakte die 
„Vorsätzlichkeit“ von Meta IE nicht vollständig nachgewiesen ist. 

 Der EDSA betont jedoch, dass der Standpunkt von Meta IE, dass die einschlägigen US-
Rechtsvorschriften und -Praktiken trotz des Schrems-II-Urteils bereits ein Schutzniveau bieten, das 
dem im EU-Recht vorgesehenen gleichwertig sei258, der niedrigere Standard, den Meta IE bei der 

                                                             
253 In seinen Leitlinien 2/2018 zu den Ausnahmen nach Artikel 49 der Verordnung 2016/679, S. 4, betont der 
EDSA, dass die Ausnahmen eng auszulegen sind, damit die Ausnahme nicht zur Regel wird. Der EDSA weist ferner 
darauf hin, dass hinsichtlich der Ausnahme zur Wahrung der „zwingenden berechtigten Interessen“ die 
Übermittlung gemäß Erwägungsgrund 111 der DSGVO „gelegentlich“ und gemäß Artikel 49 Absatz 1 DSGVO 
„nicht wiederholt“ erfolgt. Der EDSA erklärt, dass diese Begriffe darauf hindeuten, dass solche Übermittlungen 
mehr als einmal, aber nicht regelmäßig erfolgen können und außerhalb des regulären Vorgehens erfolgen 
würden, z. B. unter zufälligen, unbekannten Umständen und in willkürlichen Zeitabständen. Genauer gesagt 
kann eine Datenübermittlung, die regelmäßig in einer stabilen Beziehung zwischen dem Datenexporteur und 
einem bestimmten Datenimporteur erfolgt, grundsätzlich als systematisch und wiederholt und daher nicht als 
gelegentlich oder nicht wiederholt angesehen werden. Siehe auch Beschlussentwurf, Rn. 8.11‒8.16, 8.57, 8.83, 
8.87‒8.90. Wie von der irischen Aufsichtsbehörde in Erinnerung gerufen, hat der EuGH bereits festgestellt, dass 
entgegen dem, was Meta IE zu vertreten scheint, die Erwägungsgründe den Inhalt von Rechtsvorschriften 
erläutern und wichtige Elemente für die Auslegung darstellen (Beschlussentwurf, Rn. 8.62‒8.70). 
254 Der EuGH hat selbst in Strafverfahren das Vorliegen einer „schwerwiegenden Fahrlässigkeit“ und nicht einer 
„Vorsätzlichkeit“ anerkannt, wenn „der Verantwortliche einen offensichtlichen Verstoß gegen die 
Sorgfaltspflicht begeht, die er angesichts seiner Eigenschaften, Kenntnisse, Fähigkeiten und individuellen 
Umstände hätte erfüllen müssen und hätte erfüllen können“. Urteil des Gerichtshofs vom 3. Juni 2008, 
Intertanko u. a., C-308/06, ECLI:EU:C:2008:312, Rn. 77. 
255 Siehe verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 455 in Bezug auf das Urteil des Gerichtshofs vom 3. Juni 2008, 
Intertanko u. a., C-308/06, ECLI:EU:C:2008:312, Rn. 77. 
256 Siehe verbindlicher Beschluss 2/2022, Rn. 204.  
257 Siehe Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil E, S. 52 bis 86. 
258 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 8.5. 
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Umsetzung der Standardvertragsklauseln und ergänzenden Maßnahmen angewandt habe, sowie das 
anschließende Versäumnis, zusätzliche Maßnahmen umzusetzen, die darauf abzielten, den durch das 
US-Recht vorgesehenen unzureichenden Schutz auszugleichen (und ausgleichen konnten) (statt der 
Behebung oder Abmilderung „etwaiger verbleibender Unzulänglichkeiten des durch US-Recht 
und -Praxis gewährten Schutzes“259, wie von Meta IE argumentiert260), auf ein sehr hohes Maß an 
Nachlässigkeit aufseiten von Meta IE hindeuten. Die irische Aufsichtsbehörde weist zu Recht darauf 
hin, dass „die Begriffe ‚Behebung‘ und ‚Abmilderung‘ weder im Urteil noch in der DSGVO zu finden 
sind“261. Darüber hinaus stellt der EDSA fest, dass Meta IE die Auslegung des Schrems-II-Urteils durch 
die irische Aufsichtsbehörde und die Prüfung der Eignung ergänzender Maßnahmen nicht nur in ihrer 
Stellungnahme zum vorläufigen Beschlussentwurf, sondern auch in ihrer Stellungnahme zum 
überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf beanstandet.262 Daher scheint Meta IE ihre 
Sorgfaltspflicht verletzt und zumindest grob fahrlässig gehandelt zu haben, indem das Unternehmen 
trotz der eindeutigen Anforderung, dass die vom Verantwortlichen zu treffenden angemessenen 
Garantien den Mangel an Datenschutz in dem Drittland „ausgleichen“ müssen263, nicht die richtige 
Prüfung zur Feststellung der Eignung ergänzender Maßnahmen angewandt hat.  

 Angesichts der Argumente der österreichischen Aufsichtsbehörde und der deutschen 
Aufsichtsbehörden wird ebenfalls deutlich264, dass Meta IE zumindest mit bedingtem Vorsatz (dolus 
eventualis) gehandelt hat, „da Meta IE bei der Durchführung von Datenübermittlungen ernsthaft 
einen Verstoß gegen Kapitel V DSGVO hätte prüfen müssen“265. Der EDSA hat bereits ausgeführt, dass 
„die Aufsichtsbehörde je nach den Umständen des Falles auch den Grad der Fahrlässigkeit 
berücksichtigen kann“266.  

 Vor diesem Hintergrund ist der EDSA der Auffassung, dass Meta IE den Verstoß zumindest grob 
fahrlässig begangen hat, was bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße zu 
berücksichtigen ist.  

Grad der Verantwortung des Verantwortlichen unter Berücksichtigung der von ihm gemäß den 
Artikeln 25 und 32 getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen (Artikel 83 Absatz 2 
Buchstabe d DSGVO) 

 Der EDSA erinnert daran, dass gemäß Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO der Grad der 
Verantwortung des Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiters unter Berücksichtigung der von ihnen 
getroffenen Maßnahmen zur Erfüllung der Anforderungen des Datenschutzes durch 
Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen (Artikel 25 DSGVO) und der 
Sicherheit der Verarbeitung (Artikel 32 DSGVO) zu bewerten ist. Konkret hat der EDSA erklärt, dass 

                                                             
259 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil C, Rn. 4.3. 
260 Beschlussentwurf, Rn. 7.175 („Die eingeführten ergänzenden Maßnahmen dürfen nicht nur, wie Meta Ireland 
geltend macht, die Mängel im US-Recht „abmildern“, sondern müssen sicherstellen, dass die betroffenen 
Personen im Wesentlichen einen dem Unionsrecht gleichwertigen Schutz erhalten“), wobei auf die 
Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil C, Rn. 3.12, verwiesen wird.   
261 Beschlussentwurf, Rn. 7.27. 
262 Siehe Beschlussentwurf, Rn. 7.24 und 7.25; Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, 
Rn. 3.11 und 3.12; Stellungnahme von Meta IE zum überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 4.1 bis 
4.4. 
263 Erwägungsgrund 108 der DSGVO, Schrems-II-Urteil, Rn. 95. 
264 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 9, Fußnote 18. 
265 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4. 
266 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 57. 
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„die Aufsichtsbehörde dann die Frage beantworten muss, inwieweit der Verantwortliche angesichts 
der Art, der Zwecke oder des Umfangs der Verarbeitung im Lichte der ihm durch die Verordnung 
auferlegten Verpflichtungen ‚getan hat, was von ihm erwartet werden kann‘“267. Darüber hinaus sind 
das Restrisiko für die Freiheiten und Rechte der betroffenen Personen, die Beeinträchtigung der 
betroffenen Personen und der nach dem Erlass der Maßnahmen durch den Verantwortlichen 
andauernde Schaden sowie der Grad der Robustheit der gemäß den Artikeln 25 und 32 DSGVO 
erlassenen Maßnahmen zu bewerten.268 

 Der EDSA hat ferner erklärt, dass es angesichts der erhöhten Rechenschaftspflicht im Rahmen der 
DSGVO wahrscheinlich ist, dass dieser Umstand entweder als erschwerender oder neutraler Umstand 
betrachtet wird.269 Nur unter außergewöhnlichen Umständen, in denen der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter über die ihm auferlegten Verpflichtungen hinausgegangen ist, gilt dies als 
mildernder Umstand.270  

 Meta IE argumentiert, dass „das Problem der Datenübermittlungen zwischen der EU und den USA im 
Grunde ein ‚Gesetzeskonflikt‘ zwischen der EU und den USA ist“271 und dass sie alle geeigneten 
Bewertungen durchgeführt, alle Unterlagen aufbewahrt und so bald wie möglich alle ihr zur Verfügung 
stehenden Schritte unternommen hat, wie z. B. den Beitritt zu den Standardvertragsklauseln von 
2021272.  

 Der EDSA ist der Auffassung, dass diese Argumente keinen Einfluss auf den Grad der 
Verantwortlichkeit von Meta IE im vorliegenden Fall haben.  

 Aus Artikel 25 Absatz 1 DSGVO geht klar hervor, dass der Verantwortliche sowohl zum Zeitpunkt der 
Festlegung der Mittel für die Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung 
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen trifft, die dafür ausgelegt sind, die 
Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen und die notwendigen Garantien in die Verarbeitung 
aufzunehmen, um den Anforderungen der DSGVO zu genügen und die Rechte der betroffenen 
Personen zu schützen. Darüber hinaus ist der Verantwortliche gemäß Artikel 32 Absatz 1 DSGVO 
verpflichtet, unter Berücksichtigung einer Reihe von Faktoren geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen zu treffen, um ein Schutzniveau zu gewährleisten, das der 
unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen angemessen ist.  In Artikel 32 Absatz 2 DSGVO ist ferner festgelegt, dass bei der 
Bewertung des Schutzniveaus insbesondere die Risiken zu berücksichtigen sind, die mit der 
Verarbeitung verbunden sind, insbesondere durch die unbefugte Offenlegung von oder den 
unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert oder auf andere Weise 
verarbeitet werden.  

 In diesem Zusammenhang erinnert der EDSA daran, dass die irische Aufsichtsbehörde eine detaillierte 
Bewertung der Frage durchführt, ob Meta IE ergänzende Maßnahmen ergriffen hat, mit denen dem 

                                                             
267 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 78, unter Verweis auf Leitlinien des EDSA zu 
Geldbußen, S. 12. 
268 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 79.  
269 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 82. 
270 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 82. 
271 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.13. 
272 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.14. 
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durch US-Recht gebotenen unzureichenden Schutz begegnet werden könnte273. Konkret analysiert die 
irische Aufsichtsbehörde die von Meta IE umgesetzten organisatorischen, technischen und rechtlichen 
Maßnahmen und kommt zu dem Schluss, dass diese Maßnahmen „unabhängig davon, ob sie isoliert 
oder in Verbindung mit den Standardvertragsklauseln von 2021 und der gesamten Reihe von 
Maßnahmen, die im [Verzeichnis der Schutzmaßnahmen] dargelegt sind“, die im US-Recht 
festgestellten Mängel nicht ausgleichen können und keinen im Wesentlichen gleichwertigen Schutz 
bieten können wie nach EU-Recht274.  

 Dies führt zu einem hohen Restrisiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen, da die 
betroffenen Personen, wie von der irischen Aufsichtsbehörde hervorgehoben, immer noch nicht vor 
Anfragen nach 702 FISA DOWNSTREAM (PRISM) geschützt sind und Meta US nach wie vor verpflichtet 
wäre, die personenbezogenen Daten seiner Nutzer offenzulegen, wenn dies von der US-Regierung 
verlangt wird275. 

 Es sei auch darauf hingewiesen, dass in den Empfehlungen 1/2020 des EDSA klargestellt wurde, dass 
Verantwortliche unter Umständen einige oder alle darin beschriebenen Maßnahmen anwenden 
müssen, und zwar unabhängig vom Schutzniveau, das in den für den Datenimporteur geltenden 
Rechtsvorschriften vorgesehen ist, da sie unter den konkreten Umständen der Übermittlungen die 
Artikel 25 und 32 DSGVO einhalten müssen.276  

 Vor diesem Hintergrund weist der EDSA erneut auf die Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden 
hin, dass angesichts der Menge der verarbeiteten Daten „möglicherweise eine überdurchschnittlich 
hohe Verantwortung bestand“277. Der EDSA hält auch die Feststellung der französischen 
Aufsichtsbehörde für besonders relevant, dass das soziale Netzwerk Facebook eine „unausweichliche 
Präsenz in Frankreich“ aufweist, da es „den Markt der sozialen Medien bei Weitem dominiert“ und 
aufgrund seiner beherrschenden Stellung erhebliche „Netzwerkeffekte“ erzeugt278. Der EDSA ist der 
Auffassung, dass dies nicht nur in Frankreich, sondern im EWR im Allgemeinen der Fall ist. Darüber 
hinaus wird der Facebook-Dienst vielen Nutzern angeboten, die nicht unbedingt über rechtliche oder 
technische Kenntnisse verfügen.279 Diese Nutzer stützen sich auf die von Meta IE veröffentlichten 
Informationen und würden daher vernünftigerweise erwarten, dass ihre personenbezogenen Daten 
geschützt sind, wenn sie in die USA übermittelt werden.280 Schließlich schließt sich der EDSA der 
Auffassung der französischen Aufsichtsbehörde an, dass „dieses soziale Netzwerk parallel zu seiner 
traditionellen Funktion der Aufrechterhaltung und Entwicklung zwischenmenschlicher Beziehungen 
auch in so unterschiedlichen Bereichen wie dem Zugang zu Informationen, der öffentlichen Debatte 
oder sogar der zivilen Sicherheit eine immer wichtigere Rolle spielt“281.  

                                                             
273 Beschlussentwurf, Rn. 7.174‒7.202. Die irische Aufsichtsbehörde analysiert das Verzeichnis der 
Schutzmaßnahmen und ergänzenden Maßnahmen von Meta IE sowie die Zusammenfassung der 
Folgenabschätzung der Übermittlung. 
274 Beschlussentwurf, Rn. 7.192‒7.194. 
275 Beschlussentwurf, Rn. 7.192‒7.194. 
276 EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen, Rn. 83.  
277 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
278 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 12. 
279 Wie in Rn. 34 des Sachverständigenberichts von Professor Goldfarb erläutert, der von Meta IE als Teil ihrer 
Stellungnahme zum vorläufigen Beschlussentwurf vorgelegt wurde, kommt der Facebook-Dienst mindestens 
drei Schlüsselgruppen zugute: KMU, gemeinnützigen Unternehmen und Einzelpersonen. 
280 Siehe z. B. die den Facebook-Nutzern im März 2021 zur Verfügung gestellten Informationen, auf die Meta IE 
in ihrer Stellungnahme zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 6.6, Bezug nimmt.  
281 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 13. 
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 In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen ist der EDSA der Auffassung, dass es bei der Analyse 
dieses Umstands genügend Elemente gibt, die die hohe Verantwortung von Meta IE bestätigen. Daher 
ist dieser Umstand bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße zu berücksichtigen.  

Etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verantwortlichen (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e DSGVO) 

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass gemäß Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e DSGVO und 
Erwägungsgrund 148 der DSGVO etwaige einschlägige frühere Verstöße, die der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter begangen hat, bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße und 
die Höhe der Geldbuße gebührend zu berücksichtigen sind. Darüber hinaus kann das Fehlen früherer 
Verstöße nicht als mildernder Umstand angesehen werden, da die Einhaltung der DSGVO die Regel ist 
und dieser Umstand, wenn es keine früheren Verstöße gibt, als neutral angesehen werden kann.282 
Der EDSA hat bereits erläutert, dass frühere Verstöße einschlägig sind, da sie einen Hinweis auf die 
allgemeine Haltung des Verantwortlichen zur Einhaltung der DSGVO liefern könnten283 und dass die 
jüngsten Verstöße nach der DSGVO wichtiger sind als Verstöße, die vor langer Zeit stattgefunden 
haben284.  

 In diesem Zusammenhang nimmt der EDSA die Bemerkung der österreichischen Aufsichtsbehörde zur 
Kenntnis, dass „es sich nicht um den ersten Fall handelt, in dem die DPC einen Verstoß gegen die 
DSGVO durch Meta Ireland festgestellt hat“285. Der Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde 
bezieht sich nicht auf bestimmte Fälle, in denen die irische Aufsichtsbehörde einen Verstoß gegen die 
DSGVO durch Meta IE festgestellt hat. Es ist jedoch möglich, insbesondere auf die Beschlüsse der 
irischen Aufsichtsbehörde hinzuweisen, die im Anschluss an die verbindlichen Beschlüsse des EDSA 
2/2022 vom 28. Juli 2022 und 3/2022 und 4/2022 vom 5. Dezember 2022286 angenommen wurden 
und in denen die irische Aufsichtsbehörde feststellte, dass Meta IE gegen die DSGVO verstoßen hat287.  
Der EDSA weist erneut darauf hin, dass zum Zeitpunkt der Weiterleitung des Beschlussentwurfs an die 
betroffenen Aufsichtsbehörden der endgültige Beschluss der irischen Aufsichtsbehörde in diesen 
Fällen noch nicht angenommen war. Daher ist bei der Entscheidung, ob gegen Meta IE eine Geldbuße 
zu verhängen ist, diesbezüglich nichts zu berücksichtigen. 

                                                             
282 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 94. 
283 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 88. 
284 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 85. Insbesondere hat der EDSA klargestellt, dass 
für die Zwecke von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e DSGVO frühere Verstöße in Bezug auf denselben oder einen 
anderen Gegenstand als den, der Gegenstand der Untersuchung ist, als „einschlägig“ angesehen werden können 
(Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 87). Der EDSA hat ferner klargestellt, dass, auch 
wenn alle früheren Verstöße einen Hinweis auf die allgemeine Haltung des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters zur Einhaltung der DSGVO liefern könnten, Verstöße, die denselben Gegenstand betreffen, 
stärker berücksichtigt werden müssen, da sie näher an dem derzeit untersuchten Verstoß sind, insbesondere 
wenn der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter zuvor denselben Verstoß begangen hat (Leitlinien des 
EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 88). 
285 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4, Abschnitt C.2.3. 
286 Endgültiger Beschluss der irischen Aufsichtsbehörde vom 2. September 2022 in Bezug auf Meta Platforms 
Ireland Limited, vormals Facebook Ireland Limited, und das soziale Netzwerk „Instagram“ im Anschluss an eine 
eigene Untersuchung; Endgültiger Beschluss der irischen Aufsichtsbehörde vom 31. Dezember 2022 über eine 
Beschwerde gegen Meta Platforms Ireland Limited (vormals Facebook Ireland Limited) in Bezug auf den 
Instagram-Dienst; Endgültiger Beschluss der irischen Aufsichtsbehörde vom 31. Dezember 2022 über eine 
Beschwerde gegen Meta Platforms Ireland Limited (vormals Facebook Ireland Limited) in Bezug auf den 
Facebook-Dienst.  
287 Die irische Aufsichtsbehörde stellte fest, dass Meta IE gegen Artikel 6 Absatz 1 DSGVO, Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe c DSGVO verstoßen hat. 
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Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind (Artikel 83 Absatz 2 
Buchstabe g DSGVO) 

 In Bezug auf die Anforderung, die nach Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO betroffenen Kategorien 
personenbezogener Daten zu berücksichtigen, weist der EDSA darauf hin, dass in der DSGVO klar 
hervorgehoben wird, welche Arten von Daten besonders geschützt und daher in Bezug auf Geldbußen 
strenger behandelt werden sollten288. Der EDSA hat bereits erläutert, dass Kategorien 
personenbezogener Daten, die in Bezug auf Geldbußen strenger behandelt werden sollten, zumindest 
die Arten von Daten umfassen, die unter die Artikel 9 und 10 DSGVO fallen, und Daten, die nicht in 
den Anwendungsbereich dieser Artikel fallen, deren Verbreitung der betroffenen Person jedoch 
unmittelbaren Schaden oder Leid zufügt, wie Standortdaten, Daten zur privaten Kommunikation, 
nationale Identifikationsnummern oder Finanzdaten289.  

 Der EDSA nimmt die große Zahl von Kategorien personenbezogener Daten, die in die USA übermittelt 
werden, zur Kenntnis, wie im Beschlussentwurf dargelegt.290 Im Einzelnen heißt es in Anhang 1 Teil A 
der Vereinbarung von Meta US über die Übermittlung und Verarbeitung von Daten vom 25. Mai 2018: 
„die personenbezogenen Daten, die von oder über Personen erzeugt, geteilt und hochgeladen 
werden, die die Produkte und Dienste des Datenexporteurs (einschließlich Facebook und 
Instagram) besuchen, darauf zugreifen, nutzen oder anderweitig mit ihnen interagieren; 
Informationen darüber, was die Nutzer tun, und die Informationen, die die Nutzer bei der Nutzung 
der Dienste bereitstellen (z. B. Profilinformationen, veröffentlichte Fotos und Videos, geteilte 
Standortinformationen, Kommunikation zwischen Nutzern und damit zusammenhängende 
Informationen über die Nutzung der Produkte und Dienste);  Informationen über die betroffenen 
Personen, die von anderen Nutzern der Produkte und Dienste bereitgestellt werden (z. B. importierte 
Kontakte oder Fotos eines Nutzers); Informationen über Nutzernetzwerke und -verbindungen (z. B. 
Verbindungen von Nutzern zu Gruppen, Seiten und anderen Nutzern); Informationen über Zahlungen 
(z. B. Informationen über Käufe oder Finanztransaktionen); Informationen über Geräte (z. B. 
Informationen von oder über Computer, Telefone oder andere Geräte, bei denen die Nutzer Software 
installieren, die vom Datenexporteur bereitgestellt wird oder auf Produkte und Dienste des 
Datenexporteurs zugreifen kann);  Informationen von Websites und Apps, die Produkte und Dienste 
des Datenexporteurs nutzen (z. B. Informationen über Besuche auf Websites Dritter oder Apps, die 
eine Schaltfläche „Gefällt mir“ oder „Kommentar“ oder andere Diensteintegrationen verwenden); 
sowie Informationen von Drittpartnern (z. B. Informationen über gemeinsam angebotene Dienste 
oder die Nutzung von Diensten Dritter) und Informationen von verbundenen Unternehmen von 
Facebook und Unternehmen der Facebook-Unternehmensfamilie“291.  

 Wie in einigen Einsprüchen vorgebracht, ist daher klar, dass die internationalen Übermittlungen an 
FB, bei denen festgestellt wurde, dass sie gegen die DSGVO verstoßen, personenbezogene Daten 
betreffen, darunter „Fotografien, Videos oder Nachrichten“292 und „alltägliche Daten über soziale 
Interaktionen mit Familie, Freunden, Bekannten und anderen“293. Von besonderer Bedeutung ist die 
Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden, dass eine Karte sozialer Kontakte für ausländische 
Strafverfolgungs- und Nachrichtendienste sehr interessant sei und dass aus den übermittelten Daten 

                                                             
288 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 58. 
289 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 58. 
290 Beschlussentwurf, Rn. 4.4. 
291 Beschlussentwurf, Rn. 4.4. 
292 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 6, S. 2.  
293 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10.  
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„nicht nur viele Aspekte des Privat- und Berufslebens, sondern auch weitere Daten, einschließlich 
emotionaler und psychischer Zustände, abgeleitet“ und diese Daten „auch für politische 
Manipulationen missbraucht werden können“294.  

 In demselben Dokument wird auch darauf hingewiesen, dass besondere Kategorien von Daten im 
Sinne von Artikel 9 DSGVO übermittelt werden295.  Es liegt daher auf der Hand, dass die 
internationalen Übermittlungen an FB, bei denen festgestellt wurde, dass sie gegen die DSGVO 
verstoßen, personenbezogene Daten einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
betreffen, wie auch in den Einsprüchen festgestellt wird296.  

 Meta IE argumentiert, dass „eine große Zahl von Kategorien von Daten, die von Übermittlungen 
betroffen sind“, „nicht gleichbedeutend mit einer großen Zahl von Kategorien personenbezogener 
Daten [ist], die von dem (angeblichen Verstoß) ‚betroffen‘ sind“297. Aus den bereits in den 
Erwägungsgründen 94 bis 96 dieses verbindlichen Beschlusses dargelegten Gründen kann der EDSA 
dieses Argument jedoch nicht akzeptieren.  

 In Anbetracht der vorstehenden Bewertung ist der EDSA der Auffassung, dass eine große Zahl von 
Kategorien personenbezogener Daten, einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten gemäß Artikel 9 DSGVO, von dem Verstoß betroffen war. Daher ist dieser Umstand bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße zu berücksichtigen.  

 

 

Art und Weise, wie der Verstoß den Aufsichtsbehörden bekannt wurde (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe h 
DSGVO) 

 Die deutschen Aufsichtsbehörden halten es für relevant, dass „der Verstoß der Aufsichtsbehörde 
durch die Einreichung einer betroffenen Person, nicht durch Zufall oder Meldung durch den 
Verantwortlichen selbst bekannt wurde“298.  In diesem Zusammenhang erwidert Meta IE: „Die 
vorgeschlagene Feststellung eines Verstoßes ergibt sich aus dieser eigenen Untersuchung. Wie bereits 
erwähnt, ist Meta Ireland jedoch nicht der Auffassung, dass ein Verstoß vorlag (oder vorliegt), und 
meldete den angeblichen Verstoß daher nie der DPC“.299 

                                                             
294 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
295 Beschlussentwurf, Rn. 4.4. In Anhang 1 Teil A der Vereinbarung von Meta US über die Übermittlung und 
Verarbeitung von Daten vom 25. Mai 2018 heißt es: „Besondere Datenkategorien – Diese Daten können 
Folgendes umfassen:  personenbezogene Daten, aus denen die Rasse oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, 
Gesundheitsdaten oder Daten über das Sexualleben oder die sexuelle Ausrichtung einer natürlichen Person; sowie 
genetische Daten und biometrische Daten (gemäß der Definition dieser Begriffe in der DSGVO) zum Zwecke der 
eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person.“ 
296 Beschlussentwurf, Rn. 4.4. Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10; Einspruch der französischen 
Aufsichtsbehörde, S. 2, Rn. 6; Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde S. 2; Einspruch der österreichischen 
Aufsichtsbehörde, S. 3, Abschnitt C.2.1.  
297 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.17. 
298 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
299 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65 Rn. 18.19.  
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 Der EDSA stellt fest, dass es sich bei der Untersuchung um eine eigene Untersuchung und nicht um 
eine beschwerdebasierte Untersuchung handelt300. In jedem Fall ist der EDSA der Auffassung, dass der 
Umstand, dass der Verstoß der Aufsichtsbehörde durch eine Beschwerde oder eine Untersuchung 
bekannt wurde, grundsätzlich als neutral anzusehen ist301. Die Einsprüche enthalten keine Gründe, die 
eine Abweichung von dieser Regelung im vorliegenden Fall rechtfertigen würden.  

 Daher ist der EDSA der Auffassung, dass bei der Entscheidung, ob gegen Meta IE eine Geldbuße zu 
verhängen ist, diesbezüglich nichts zu berücksichtigen ist. 

Jegliche andere erschwerende oder mildernde Umstände im jeweiligen Fall, wie unmittelbar oder 
mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene Verluste (Artikel 83 Absatz 2 
Buchstabe k DSGVO) 

 Wie der EDSA bereits erläutert hat, räumt Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO der 
Aufsichtsbehörde Spielraum ein, andere erschwerende oder mildernde Umstände zu berücksichtigen, 
die auf die Umstände des Einzelfalls anwendbar sind, um sicherzustellen, dass die verhängte Sanktion 
in jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und abschreckend ist302. Beispielsweise sollten bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße finanzielle Vorteile oder Verluste berücksichtigt 
werden, die direkt oder indirekt durch den Verstoß erlangt bzw. vermieden wurden. Darüber hinaus 
weist der EDSA darauf hin, dass der Anwendungsbereich von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO 
zwangsläufig unbefristet ist und alle begründeten Erwägungen in Bezug auf den sozioökonomischen 
Kontext, in dem der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter tätig ist, alle Erwägungen in Bezug auf 
den rechtlichen Kontext und alle Erwägungen in Bezug auf den Marktkontext umfassen sollte303. 
Konkret könnte der wirtschaftliche Gewinn aus dem Verstoß ein erschwerender Umstand sein, wenn 
der Fall Informationen über den durch den Verstoß gegen die DSGVO erzielten Gewinn liefert.304  

 Die deutschen Aufsichtsbehörden geben einen Überblick über die Finanzlage der Meta-Gruppe, zu der 
Meta IE gehört, um die hohe Rentabilität von Meta IE zu veranschaulichen.305 Nach Auffassung der 
deutschen Aufsichtsbehörden wäre der Umsatz von Meta IE ohne die Datenübermittlung in die USA 
nicht möglich, „da er das Ergebnis einer kumulativen Verarbeitung der Daten durch eine Infrastruktur 
aus verschiedenen Märkten mit der gesamten Wirkung und Effizienz ist, die sich daraus ergibt“306. 
Nach Angaben der deutschen Aufsichtsbehörden hat Meta IE jedoch keine Anstrengungen 
unternommen, um „diesen Umsatz zu reinvestieren, um die Daten aus den USA abzuziehen“ und 
„Rechenzentren in der EU aufzubauen“, was es Meta IE ihrer Ansicht nach ermöglicht hat, unmittelbar 
von ihrer eigenen Nichteinhaltung und Unterlassung von Maßnahmen zur Sicherstellung der 
Einhaltung der Vorschriften zu profitieren307. Die deutschen Aufsichtsbehörden argumentieren, dass 
„die beträchtliche wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit bei der Berechnung der Geldbuße 
… berücksichtigt werden sollte, selbst wenn durch den Verstoß kein spezifischer finanzieller Vorteil 
erzielt würde oder dieser nicht ermittelt und/oder berechnet werden könnte“308.  

                                                             
300 Beschlussentwurf, Rn. 1.3, 1.6, 2.6‒2.47. Vorläufiger Beschlussentwurf, Rn. 1.13. 
301 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 99. 
302 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 107. 
303 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 109. 
304 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 110. 
305 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
306 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
307 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
308 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
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 Meta IE entgegnet, dass sie „erheblich in Rechenzentren investiert“ und bereits in der EU betrieben 
habe, um die Bereitstellung des Facebook-Dienstes zu unterstützen, aber den Facebook-Dienst nicht 
„lokalisieren“ könne, um Meta Ireland-Nutzer ausschließlich von Servern in der EU zu unterstützen.309 
Darüber hinaus vertritt Meta IE, wie von der irischen Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 
festgestellt, den Standpunkt, dass Meta IE, wenn sie die internationalen Übermittlungen an FB nicht 
durchführen kann, nicht in der Lage wäre, die Dienste in der EU/im EWR zu erbringen310. Meta IE 
erklärt, dass dies auf den inhärent globalen, vernetzten Charakter des Facebook-Dienstes und die zu 
seiner Unterstützung entwickelte hochkomplexe technische Infrastruktur zurückzuführen sei.311 

 Da Meta IE einräumt, dass sie ihre Dienste in der EU/im EWR nicht anbieten könnte, ohne die 
Übermittlungen vorzunehmen, kann geschlossen werden, dass die Übermittlung der Daten in die USA 
in einer Weise, die gegen die DSGVO verstößt, untrennbar mit der Erbringung der Dienste für 
Einzelpersonen aus der EU/dem EWR verbunden ist. In diesem Zusammenhang erinnert der EDSA 
daran, dass es das Geschäftsmodell ist, das angepasst werden und die Anforderungen erfüllen muss, 
die in der DSGVO im Allgemeinen und für jede Rechtsgrundlage festgelegt sind, und nicht 
umgekehrt312. Darüber hinaus weist Meta IE darauf hin, dass die von der irischen Aufsichtsbehörde 
vorgeschlagene Aussetzungsanordnung „schwerwiegende Folgen“ für Meta IE hätte313 und „eindeutig 
verheerende Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit, die Einnahmen und die Beschäftigten von FIL 
hätte“314, was ebenfalls darauf hindeutet, dass ein erheblicher Teil der Gewinne aus der Erbringung 
der Dienste in der EU aus dem Verstoß gegen die DSGVO resultiert.   

*** 

 Zusammenfassend ist der EDSA hinsichtlich der Bewertung der Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 
DSGVO der Auffassung, dass Meta IE unter Berücksichtigung des Umfangs der Verarbeitung sowie der 
sehr hohen Zahl betroffener Personen einen Verstoß von erheblicher Art, Schwere und Dauer 
begangen hat. Der EDSA weist ferner erneut auf seine Auffassung hin, dass Meta IE den Verstoß 
zumindest grob fahrlässig begangen hat, dass ein breites Spektrum von Kategorien 
personenbezogener Daten, einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten gemäß 
Artikel 9 DSGVO, von dem Verstoß betroffen war und dass die Erbringung des Dienstes durch Meta IE 
in der EU untrennbar mit dem Verstoß gegen die DSGVO verbunden ist.  

 Die Analyse der relevanten Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 DSGVO spricht für die Notwendigkeit 
der Verhängung einer Geldbuße. Im Folgenden nimmt der EDSA eine Bewertung der Kriterien nach 
Artikel 83 Absatz 1 DSGVO vor. 

*** 

Die Anwendung der Kriterien nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO, insbesondere Wirksamkeit und 
Abschreckungswirkung 

                                                             
309 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 18.24(A). 
310 Beschlussentwurf, Rn. 9.46; Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 6.3 und 12.8; siehe auch Anhang 5 
der Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf – Bericht von Meta Ireland zu 
Datenübermittlungen vom 2. Juli 2021 und den unabhängigen Sachverständigenbericht von Professor Nieh von 
der Columbia University vom 24. September 2021 (im Folgenden „Nieh-Sachverständigenbericht“). 
311 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 2.6. (B) 
312 Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 119; verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 122;  
313 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 2.7 (E). 
314 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil D, Rn. 4.56. 
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 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass die zusätzlich zur Aussetzungsanordnung zu verhängende 
Geldbuße gemäß Artikel 83 Absatz 1 DSGVO „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sein muss, 
was in Verbindung mit Erwägungsgrund 148 der DSGVO klarstellt, dass die Verhängung wirksamer, 
verhältnismäßiger und abschreckender Geldbußen ein Mittel ist, um das allgemeinere Ziel der 
wirksamen Durchsetzung der DSGVO zu erreichen.  

 Wie bereits erwähnt, vertritt die irische Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf die Auffassung, 
dass die Verhängung einer Geldbuße zusätzlich zu einer Aussetzungsanordnung „nicht wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend“ wäre, wie in Artikel 83 Absatz 1 DSGVO gefordert, und „die 
Reaktion der DPC auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit nicht wirksamer machen würde“315. In ihrer 
Sammelantwort stellt die irische Aufsichtsbehörde ferner fest, dass sich die von den betroffenen 
Aufsichtsbehörden eingegangenen Einsprüche und Stellungnahmen „im Wesentlichen auf Bedenken 
hinsichtlich Abschreckung und Wirksamkeit konzentrieren“316.  

 Nach Ansicht von Meta IE wäre die Verhängung einer Geldbuße nicht „geeignet, erforderlich und 
verhältnismäßig“, wie in Erwägungsgrund 129 der DSGVO gefordert und im Beschlussentwurf der 
irischen Aufsichtsbehörde erläutert317.  

 Die deutschen Aufsichtsbehörden, die französische Aufsichtsbehörde, die spanische Aufsichtsbehörde 
und die österreichische Aufsichtsbehörde äußern Bedenken hinsichtlich der Wirksamkeit und 
Abschreckungswirkung der im Beschlussentwurf vorgeschlagenen Maßnahmen und sind der 
Auffassung, die Verhängung einer Geldbuße sei erforderlich, um die Anforderungen an Wirksamkeit 
und Abschreckungswirkung nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO zu erfüllen.318  

 Wie in den Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen erläutert, kann eine Geldbuße als 
wirksam angesehen werden, wenn sie die Ziele erreicht, mit denen sie verhängt wurde319. Dies gilt 
auch für die Auswahl der Abhilfemaßnahmen nach der DSGVO im Allgemeinen. Der EDSA weist erneut 
darauf hin, dass das mit der gewählten Abhilfemaßnahme verfolgte Ziel darin bestehen kann, die 
Einhaltung der Vorschriften wiederherzustellen oder rechtswidriges Verhalten zu ahnden oder 
beides320. Darüber hinaus sollten gemäß Erwägungsgrund 148 der DSGVO im „Interesse einer 
konsequenteren Durchsetzung der Vorschriften dieser Verordnung“ auch Sanktionen, einschließlich 
Geldbußen, verhängt werden. Was die Abschreckung betrifft, weist der EDSA regelmäßig darauf hin, 
dass eine drohende Geldbuße eine echte abschreckende Wirkung hat321.   

 Der EDSA teilt die Auffassung der spanischen und französischen Aufsichtsbehörden, dass die von der 
irischen Aufsichtsbehörde vorgeschlagene Aussetzungsanordnung zukunftsorientiert ist, während 
eine Geldbuße eine Strafwirkung in Bezug auf die bereits begangenen oder noch andauernden 

                                                             
315 Beschlussentwurf, Rn. 9.48. 
316 Sammelantwort, S. 1. 
317 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 17.1 bis 17.8. 
318 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7‒9; Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2‒3; 
Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde Rn. 15‒17; Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, 
S. 3‒4. 
319 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, Rn. 135. 
320 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, Rn. 135. 
321 Das mit Geldbußen verfolgte repressive Ziel ergibt sich auch aus dem Wortlaut des Erwägungsgrund148, in 
dem von „Sanktionen“ die Rede ist, die angemessenen Verfahrensgarantien unterliegen sollten. Siehe auch 
Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, Rn. 142; siehe auch z. B. verbindlicher Beschluss 01/2020, Rn. 196; 
verbindlicher Beschluss 01/2022, Rn. 76; verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 382; verbindlicher 
Beschluss 4/2022, Rn. 354.  
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Verstöße hätte322. Diese Auffassung wird durch die Auffassung der österreichischen Aufsichtsbehörde 
bestätigt, dass eine Geldbuße im vorliegenden Fall wirksam wäre, „um dem für die Vergangenheit 
festgestellten Verstoß zu begegnen“323. In Anbetracht des Wortlauts von Artikel 58 Absatz 2 
Buchstabe i DSGVO „zusätzlich zu“ und des Erwägungsgrunds 148 der DSGVO „Sanktionen 
einschließlich Geldbußen“ stimmt der EDSA mit der spanischen, französischen und österreichischen 
Aufsichtsbehörden darin überein, dass die Aussetzungsanordnung und eine Geldbuße miteinander 
vereinbare und komplementäre Abhilfemaßnahmen sind.   

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass eine Geldbuße abschreckend ist, wenn sie verhindert, dass 
ihre Adressaten gegen die im Unionsrecht festgelegten Ziele und Vorschriften verstoßen324. 
Entscheidend sind dabei nicht nur die Art und die Höhe der Geldbuße, sondern auch die 
Wahrscheinlichkeit ihrer Verhängung – jeder, der einen Verstoß begeht, muss befürchten, dass 
ihm die Geldbuße tatsächlich auferlegt wird.325 Insoweit überschneiden sich das Kriterium der 
Abschreckung und das Kriterium der Wirksamkeit, da sie ähnliche Zielsetzungen verfolgen.326 Dies 
wurde auch von Generalanwalt Geelhoed bestätigt, der erklärt hat, dass 
Durchsetzungsmaßnahmen als „effektiv“ gelten, wenn eine glaubwürdige Wahrscheinlichkeit 
besteht, dass die betreffenden Personen oder Einrichtungen bei Nichteinhaltung ein hohes Risiko 
laufen, entdeckt zu werden und Sanktionen auferlegt zu erhalten, die ihnen zumindest jeden 
wirtschaftlichen Gewinn aus der Übertretung der betreffenden Rechtsvorschriften entziehen 
würden.327  

 In diesem Zusammenhang weist der EDSA erneut darauf hin, dass zwischen einer allgemeinen 
Abschreckung (d. h. andere davon abzuhalten, in Zukunft denselben Verstoß zu begehen) und 
einer spezifischen Abschreckung (d. h. den Adressaten der Geldbuße davon abzuhalten, 
denselben Verstoß erneut zu begehen) unterschieden werden kann328. Der EDSA hat bereits 
früher festgestellt, dass die Geldbuße zur Sicherstellung der Abschreckung in einer Höhe 
festgesetzt werden muss, die sowohl den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter als auch 
andere Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter, die ähnliche Verarbeitungsvorgänge 
durchführen, davon abhält, dasselbe oder ein ähnliches rechtswidriges Verhalten zu 
wiederholen329. Der EDSA stellt fest, dass alle maßgeblichen und begründeten Einsprüche 
Bedenken hinsichtlich der fehlenden allgemeinen und spezifischen Abschreckung der 
vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen aufwerfen. 

 Was die spezifische Abschreckung betrifft, so stellt der EDSA fest, dass nach Auffassung der 
österreichischen Aufsichtsbehörde „Meta Ireland offenbar keine Anstrengungen unternommen 

                                                             
322 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 2; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 8. 
323 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, Abschnitt C1. 
324 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 143. 
325 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 142‒143, in denen auf die Schlussanträge von 
Generalanwältin Kokott in den verbundenen Rechtssachen C-387/02, C-391/02 und C-403/02, Berlusconi u. a., 
Rn. 89, verwiesen wird.  
326 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 142‒143, in denen auf die Schlussanträge von 
Generalanwältin Kokott in den verbundenen Rechtssachen C-387/02, C-391/02 und C-403/02, Berlusconi u. a., 
Rn. 89, verwiesen wird. 
327 Siehe Schlussanträge des Generalanwalts Geelhoed in der Rechtssache C-304/02, Kommission/Frankreich, 
Rn. 39.  
328 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 143; unter Verweis auf das Urteil des Gerichtshofs 
vom 13. Juni 2013, Versalis/Kommission, C-511/11, ECLI:EU:C:2013:386, Rn. 94. 
329 Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 382. 
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hat, von der Übermittlung personenbezogener Daten an Meta Platforms, Inc. abzusehen“, 
sondern vielmehr erklärt hat, „dass diese Datenübermittlungen eine grundlegende Voraussetzung 
sind, um ihre Dienste in der EU/im EWR weiterhin erbringen zu können“. Die österreichische 
Aufsichtsbehörde leitet daraus ab, dass Meta IE „nicht bereit ist, die betreffende 
Datenübermittlung zu stoppen“330. In gleicher Weise sind die deutschen Aufsichtsbehörden der 
Auffassung, dass „der vorliegende Einzelfall nicht den Schluss zulässt, dass Meta ausreichend 
abgeschreckt ist“, weil das Unternehmen seine Nichteinhaltung in der Vergangenheit nicht 
anerkannt und keine Form aktiver Reue gezeigt hat331. Die deutschen Aufsichtsbehörden 
befürchten, dass eine Aussetzungsanordnung allein nicht ausreichen würde, um die Grundhaltung 
von Meta zur allgemeinen Einhaltung des Datenschutzes zu ändern.332 

 Der EDSA teilt die Bedenken der österreichischen Aufsichtsbehörde und der deutschen 
Aufsichtsbehörden. In der Tat enthält das Dossier keinen Anhaltspunkt dafür, dass der EDSA davon 
ausgehen könnte, dass die Verhängung einer Aussetzungsanordnung ausreicht, um die nach 
Artikel 83 Absatz 1 DSGVO geforderte wirksame und abschreckende Wirkung zu erzielen, die eine 
Geldbuße haben kann. Der EDSA weist darauf hin, dass Meta IE in allen ihren Stellungnahmen 
argumentiert, dass das geltende US-Recht und die für die internationalen Übermittlungen an FB 
relevanten Praktiken in Verbindung mit den geeigneten Garantien gemäß den 
Standardvertragsklauseln von 2021 den erforderlichen Schutz für die Daten der Nutzer von 
Meta IE im Sinne des Artikels 46 Absatz 1 DSGVO bieten333, und ist daher nicht mit der Feststellung 
eines Verstoßes durch die irische Aufsichtsbehörde einverstanden. Der EDSA nimmt ferner die 
Kritik von Meta IE an den EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen und der Auffassung 
zur Kenntnis, dass diese „eine Reihe von Empfehlungen enthalten, die entweder auf einer falschen 
Auslegung des EuGH-Urteils zu beruhen scheinen und/oder die darauf abzielen, 
Datenexporteuren, die sich auf Standardvertragsklauseln stützen wollen, höhere Standards 
vorzuschreiben, als es das EuGH-Urteil selbst verlangt“334. Darüber hinaus räumt Meta IE selbst 
ein, dass „, obwohl es sich bei der Folgenabschätzung für Übermittlungen um eine im Urteil des 
EuGH vorgesehene Bewertung handelt, die DPC die Bewertung der FIL nicht vor der Ausstellung 
des vorläufigen Beschlussentwurfs angefordert hat“, weshalb Meta IE sie nicht proaktiv vorgelegt 
hat, sondern erst, nachdem die irische Aufsichtsbehörde sie angefordert hatte335.  

 Der EDSA schließt sich der Bemerkung der französischen Aufsichtsbehörde an, dass die 
Aussetzung der unrechtmäßigen Übermittlung und das Ineinklangbringen der Verarbeitung mit 
der DSGVO bereits eine Verpflichtung darstellt, die sich ausdrücklich aus der DSGVO und dem 
Schrems-II-Urteil ergibt336. Der EDSA stimmt auch zu, dass die durch die Aussetzungsanordnung 
auferlegte Belastung nicht größer ist als die Belastung, die sich aus den rechtlichen 
Verpflichtungen des Verantwortlichen ergibt337, und dass der Verantwortliche in Ermangelung 

                                                             
330 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4, Abschnitt C.3. 
331 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
332 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
333 Siehe beispielsweise Stellungnahme von Meta IE zum überarbeiteten vorläufigen Beschlussentwurf, Teil B 
Rn 5.1 und Teil C Rn. 5.2; Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 8.4. Siehe auch 
Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 16.4 und 18.4; Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, 
Rn. 2.45.    
334 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil C, S. 78‒79. 
335 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 8.1. 
336 Schrems-II-Urteil, Rn. 121.  
337 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 15. 
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einer abschreckenden Wirkung, die sich aus dem von der irischen Aufsichtsbehörde zu treffenden 
endgültigen Beschluss ergibt, keinen Anreiz haben wird, sein rechtswidriges Verhalten nicht zu 
wiederholen. Wie die französische Aufsichtsbehörde zu Recht festgestellt hat, besteht in der 
aktuellen Fassung des Beschlussentwurfs „das alleinige Risiko für einen Verantwortlichen, der 
seiner Verpflichtung zur Aussetzung einer rechtswidrigen Übermittlung nicht nachkommt, darin, 
dass eine Aufsichtsbehörde dies anordnen würde“338.  

 Vor diesem Hintergrund ist der EDSA der Auffassung, dass auf der Grundlage der in den 
vorstehenden Absätzen beschriebenen Erklärungen und Standpunkte von Meta IE eine 
Aussetzungsanordnung allein nicht ausreichen würde, um die spezifische Abschreckungswirkung 
zu entfalten, die erforderlich ist, um Meta IE davon abzuhalten, denselben Verstoß fortzusetzen 
oder erneut zu begehen.  

 Was die allgemeine Abschreckung betrifft, so teilt der EDSA die Auffassung der französischen 
Aufsichtsbehörde, der deutschen Aufsichtsbehörden und der österreichischen Aufsichtsbehörde, 
dass nicht nur die Auswirkungen der Abhilfemaßnahmen in diesem besonderen Fall in Bezug auf 
Meta IE, sondern auch in Bezug auf andere Verantwortliche im Allgemeinen berücksichtigt 
werden müssen. Konkret weist die österreichische Aufsichtsbehörde darauf hin, dass die 
Übermittlung von Daten in die USA eine weitverbreitete Praxis bei zahlreichen Verantwortlichen 
ist und dass der Verzicht auf die Verhängung einer Geldbuße gegen Meta IE eine Botschaft senden 
würde, dass frühere Verstöße gegen die DSGVO nicht angemessen geahndet würden, was auch 
keinen Anreiz für andere Verantwortliche schaffen würde, die DSGVO einzuhalten339. Die 
französische Aufsichtsbehörde betont, dass andere Verantwortliche, die personenbezogene 
Daten unter ähnlichen Bedingungen wie Meta IE übermitteln, keinen Anreiz hätten, ihre 
Übermittlungen mit der DSGVO in Einklang zu bringen, wenn keine Geldbuße verhängt wird.340 
Wie die österreichische Aufsichtsbehörde feststellt, hat die Verhängung einer Geldbuße auch eine 
Sensibilisierungsfunktion bei anderen Verantwortlichen, die ein klares Signal erhalten sollten, dass 
die Nichteinhaltung der DSGVO Folgen hat, die sich auch auf früheres Verhalten erstrecken.341  

 Der EDSA teilt die Auffassung der österreichischen Aufsichtsbehörde, dass, wenn gegen Meta IE 
im vorliegenden Fall keine Geldbuße wegen des Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO 
verhängt wird, andere Verantwortliche zu dem Schluss gelangen könnten, dass „die Kosten für die 
Fortsetzung einer rechtswidrigen Praxis die zu erwartenden Folgen eines Verstoßes überwiegen 
und sie weniger geneigt sind, die DSGVO einzuhalten“. In diesem Sinne vertreten die deutschen 
Aufsichtsbehörden die Auffassung, dass, wenn die vom Schrems-II-Urteil betroffenen 
Unternehmen nur eine Anordnung zur Einstellung künftiger Übermittlungen befürchten müssen, 
„viele Führungskräfte beschließen könnten, die Übermittlung einfach fortzusetzen, bis sie 
erwischt werden“. In diesem Zusammenhang erinnert der EDSA an die Erklärung von 
Generalanwalt Geelhoed, dass die Androhung repressiver Maßnahmen ausreichenden Druck 
erzeugen muss, um die Nichtbefolgung wirtschaftlich unattraktiv zu machen und damit zu 
gewährleisten, dass die Einhaltung der Rechtsvorschriften in der Praxis verwirklicht wird.342 In 
diesem Zusammenhang nimmt der EDSA die Bemerkung der deutschen Aufsichtsbehörden zur 

                                                             
338 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 15. 
339 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 2, Abschnitt B. 
340 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 17. 
341 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 4, Abschnitt C.3. 
342 Siehe Schlussanträge des Generalanwalts Geelhoed in der Rechtssache C-304/02, Kommission/Frankreich, 
Rn. 39.  
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Kenntnis, dass eine Geldbuße eine abschreckende Wirkung hätte, wenn die Kosten der 
Nichteinhaltung der DSGVO höher wären als die Kosten für die Einhaltung der DSGVO343. 

 Der EDSA teilt die Auffassung, dass die oben genannten Argumente angesichts der hohen 
Verantwortung von Meta IE als Verantwortlicher besonders relevant sind. Die deutschen 
Aufsichtsbehörden haben darauf hingewiesen, dass Meta IE ein „extrem rentables“ 
„datengesteuertes Unternehmen“ ist, dessen Umsatz „fast vollständig ein direktes Ergebnis der 
Datenverarbeitung von Meta IE“ ist344. Daher sei es wahrscheinlich, dass das Verhalten von 
Meta IE Auswirkungen auf das Verhalten anderer Verantwortlicher hat, die geneigt wären, 
demselben Modell zu folgen. Dasselbe gilt für die Reaktion der Aufsichtsbehörden im Falle eines 
Verstoßes – wie von den deutschen Aufsichtsbehörden dargelegt, könnten andere 
Verantwortliche „verlangen, dass sie von anderen Aufsichtsbehörden so behandelt werden, wie 
die DPC Meta behandelt hat“345, wenn Meta IE von der irischen Aufsichtsbehörde nicht mit einer 
Geldbuße belegt wird. 

 Vor diesem Hintergrund ist der EDSA der Auffassung, dass die Verhängung einer Geldbuße 
zusätzlich zur Aussetzungsanordnung eine wichtige Abschreckungswirkung entfaltet, die die 
Verhängung einer Aussetzungsanordnung allein nicht haben kann. Die zusätzliche Verhängung 
einer Geldbuße hat im vorliegenden Fall eine wirksam und abschreckende Wirkung, insbesondere 
wegen des Sanktionselements in Bezug auf den bereits eingetretenen Verstoß, das der von der 
irischen Aufsichtsbehörde vorgeschlagenen Aussetzungsanordnung fehlt.  

Die Anwendung der Kriterien nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO, insbesondere Verhältnismäßigkeit 

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ein allgemeiner 
Grundsatz des Unionsrechts ist, der vom EuGH mehrfach erläutert wurde. Nach ständiger 
Rechtsprechung ist eine Maßnahme dann verhältnismäßig, wenn sie ein legitimes Ziel verfolgt, zur 
Erreichung dieses legitimen Ziels geeignet ist und nicht über das dazu Erforderliche hinausgeht.346 
Nach diesem Grundsatz sind Maßnahmen, durch die den Wirtschaftsteilnehmern finanzielle 
Belastungen auferlegt werden, rechtmäßig, sofern sie zur Erreichung der rechtmäßig verfolgten 
Ziele geeignet und erforderlich sind.347 Außerdem ist, wenn mehrere geeignete Maßnahmen zur 
Auswahl stehen, die am wenigsten belastende Maßnahme zu wählen, und die auferlegten 
Belastungen müssen in angemessenem Verhältnis zu den angestrebten Zielen stehen348. 

 Daher betont der EDSA, dass die Anwendung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im 
vorliegenden Fall eine klare Bestimmung des legitimen Ziels erfordert, das mit der Verhängung 
einer Geldbuße zusätzlich zur Aussetzungsanordnung verfolgt wird. Sodann ist auch zu prüfen, ob 
die Verhängung einer Geldbuße zusätzlich zur Aussetzungsanordnung geeignet wäre, das 

                                                             
343 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12. 
344 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10. 
345 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
346 Urteil des Gerichtshofs vom 13. März 2012, Melli Bank/Rat, C-380/09 P, ECLI:EU:C:2012:137, Rn. 52; Urteil 
des Gerichtshofs vom 10. Dezember 2002, British American Tobacco (Investments) und Imperial Tobacco, C-
491/01, ECLI:EU:C:2002:741, Rn. 122; Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 6. Dezember 2005, ABNA 
u. a., C-453/03, C-11/04, C-12/04 und C-194/04, ECLI:EU:C:2005:741, Rn. 68. 
347 Urteil des Gerichtshofs vom 11. Juli 1989, Schräder/Hauptzollamt Gronau, C-265/87, ECLI:EU:C:1989:303, 
Rn. 21. 
348 Urteil des Gerichtshofs vom 11. Juli 1989, Schräder/Hauptzollamt Gronau, C-265/87, ECLI:EU:C:1989:303, 
Rn. 21; siehe auch Urteil des Gerichtshofs vom 12. Juli 2001, Jippes u. a., C-189/01, ECLI:EU:C:2001:420, Rn. 81; 
Urteil des Gerichtshofs vom 7. Juli 2009, S.P.C.M. u. a., C-558/07, ECLI:EU:C:2009:430, Rn. 41. 
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verfolgte legitime Ziel zu erreichen, und nicht über das hinausgeht, was zur Erreichung dieses Ziels 
erforderlich ist. Um dies beurteilen zu können, sind die Umstände des Einzelfalls sowie der Verstoß 
in seiner Gesamtheit zu beachten, wobei insbesondere die Schwere des Verstoßes zu 
berücksichtigen ist349. Konkret sollte die Verhängung einer Geldbuße sowohl zur Schwere des 
Verstoßes als auch zur Größe des Konzerns verhältnismäßig sein, dem das Unternehmen 
angehört, das den Verstoß begangen hat350. 

 In dieser Hinsicht teilt der EDSA die Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden und der 
österreichischen Aufsichtsbehörde, dass das legitime Ziel, das mit der Verhängung einer Geldbuße 
verfolgt wird, im vorliegenden Fall darin besteht, rechtswidriges Verhalten zu ahnden, um eine 
wirksame Durchsetzung und Einhaltung der DSGVO sicherzustellen und somit die Grundrechte 
und Grundfreiheiten der betroffenen Personen zu schützen351.  

 In Bezug auf die Angemessenheit (oder Eignung) der Maßnahme zur Erreichung des legitimen Ziels 
stellt der EDSA fest, dass die Verhängung einer Geldbuße nach Ansicht von Meta IE aufgrund der 
Komplexität dieser konkreten Untersuchung nicht angemessen wäre352. Meta IE verweist auf die 
Ausführungen der irischen Aufsichtsbehörde in der Sammelantwort und argumentiert, dass „die 
Verhängung einer Geldbuße in Form einer Strafsanktion unter den Umständen dieses besonderen 
Falles in jedem Fall eine unverhältnismäßige Reaktion wäre“, insbesondere wenn „mit einer 
Geldbuße ein bereits begangenes Fehlverhalten geahndet werden soll“353.  

 Der EDSA ist von der Argumentation von Meta IE nicht überzeugt. Erstens deutet nichts in den 
Ausführungen des Gerichtshofs in Rn. 202 des Schrems-II-Urteils darauf hin, dass die Verhängung 
einer Geldbuße im vorliegenden Fall unangemessen wäre: Der EuGH erläutert, dass die 
Nichtigerklärung eines Angemessenheitsbeschlusses im Hinblick auf Artikel 49 DSGVO nicht 
geeignet ist, ein rechtliches Vakuum zu schaffen, da darin die Bedingungen festgelegt werden, 
unter denen die Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer erfolgen kann, wenn kein 
Angemessenheitsbeschluss nach Artikel 45 Absatz 3 DSGVO oder geeignete Garantien nach 
Artikel 46 DSGVO vorliegen. Darüber hinaus prüft die irische Aufsichtsbehörde eingehend die 
Möglichkeit für Meta IE, sich bei den Übermittlungen auf Artikel 49 DSGVO zu berufen, und 

                                                             
349 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 138 – Der EDSA hat ausgeführt: „Daher müssen 
Geldbußen in einem angemessenen Verhältnis zu den angestrebten Zielen stehen (d. h. die Einhaltung der 
Vorschriften über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und der 
Vorschriften über den freien Verkehr personenbezogener Daten), und die Höhe der verhängten Geldbuße muss 
in einem angemessenen Verhältnis zum gesamten Verstoß stehen, wobei insbesondere die Schwere des 
Verstoßes zu berücksichtigen ist“.  
350 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 139 unter Verweis auf das Urteil des Gerichtshofs 
vom 4. Juli 2000, Kommission/Griechenland, C-387/97, ECLI:EU:C:2000:356, Rn. 90, und Urteil des Gerichtshofs 
vom 25. November 2003, Kommission/Spanien, C-278/01, ECLI:EU:C:2003:635, Rn. 41. 
351 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 12; siehe auch Erwägungsgrund 50 dieses verbindlichen 
Beschlusses; Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, Abschnitt C.1. 
352 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 17.2. Meta IE zitiert die Feststellung der irischen 
Aufsichtsbehörde, dass eine Geldbuße nicht angemessen sei: „Angesichts der Komplexität dieser konkreten 
Untersuchung (zu deren Umständen die in Rn. 202 des EuGH-Urteils dargelegten Bemerkungen des EuGH zur 
möglichen Anwendung der Ausnahmen nach Artikel 49 DSGVO gehören müssen) bleibt [der DPC] der 
Auffassung, dass die Verhängung einer Sanktion keine angemessene Reaktion darstellt.“ 
353 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 17.4, mit Zitierung der Sammelantwort, S. 3.  
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kommt zu dem Schluss, dass es Meta IE nicht möglich ist, sich auf die Ausnahmeregelungen nach 
Artikel 49 Absatz 1 DSGVO (oder auf eine von ihnen) zu berufen354. 

 Zweitens wäre die zusätzliche Verhängung einer Geldbuße im vorliegenden Fall, wie oben 
erläutert355, gerade wegen des Sanktionselements, das der seitens der irischen Aufsichtsbehörde 
vorgeschlagenen Aussetzungsanordnung fehlt, wirksam und abschreckend. In diesem 
Zusammenhang weisen die deutschen Aufsichtsbehörden zu Recht darauf hin, dass die „wirksame 
Durchsetzung nur erreicht werden kann, wenn die Geldbuße wirksam und sowohl spezialpräventiv 
als auch generalpräventiv ist“. In diesem Sinne vertritt die österreichische Aufsichtsbehörde die 
Auffassung, dass „zur Stärkung der Durchsetzung der DSGVO im vorliegenden Fall eine Geldbuße 
wirksam ist, um dem festgestellten Verstoß in der Vergangenheit entgegenzuwirken“356.  

 Daher ist der EDSA der Auffassung, dass unter den oben beschriebenen Umständen des 
vorliegenden Falles357 allein mit der Aussetzungsanordnung nicht das verfolgte Ziel erreicht 
werden kann, nämlich rechtswidriges Verhalten zu ahnden, um eine wirksame Durchsetzung der 
DSGVO sicherzustellen. Die irische Aufsichtsbehörde befindet sich daher nicht in einer Situation, 
in der sie „eine Wahl zwischen mehreren geeigneten Maßnahmen“ hat, die sie verpflichtet, die 
am wenigsten belastende zu wählen358, da die Aussetzungsanordnung und die Geldbuße 
unterschiedliche Ziele verfolgen.   

 Sodann ist zu prüfen, ob die Verhängung einer Geldbuße zusätzlich zur Aussetzungsanordnung 
über das hinausgeht, was erforderlich ist, um das Ziel der wirksamen Durchsetzung der DSGVO 
durch wirksame und abschreckende Abhilfemaßnahmen zu erreichen.  

 Der EDSA hat bereits klargestellt, dass eine Abhilfemaßnahme, um wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend zu sein, die Umstände des Einzelfalls widerspiegeln sollte, die nicht nur die 
spezifischen Elemente des Verstoßes umfassen, sondern auch die Besonderheiten der Situation 
des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters, d. h. deren finanzieller Lage, wie die 
österreichische Aufsichtsbehörde zutreffend feststellt359. Beispielsweise hat der EDSA bereits im 
Rahmen der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Geldbuße nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO 
anerkannt, dass eine federführende Aufsichtsbehörde grundsätzlich eine Ermäßigung wegen 
Unfähigkeit zur Zahlung der Geldbuße in Erwägung ziehen kann, wenn das fragliche Unternehmen 
nachweisen kann, dass seine wirtschaftliche Überlebensfähigkeit durch die vorgeschlagene 
Geldbuße gefährdet ist360. Darüber hinaus hat der EDSA anerkannt, dass ein schwieriger 
wirtschaftlicher Kontext, in dem ein Unternehmen tätig ist, ein zu berücksichtigender Umstand 

                                                             
354 Beschlussentwurf, Rn. 8.106. 
355 Siehe Rn. 143 bis 158 oben. 
356 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, Abschnitt C.1. 
357 Siehe Rn. 89 bis 142 oben.  
358 Urteil des Gerichtshofs vom 11. Juli 1989, Schräder/Hauptzollamt Gronau, C-265/87, ECLI:EU:C:1989:303, 
Rn. 21. 
359 Die österreichische Aufsichtsbehörde verweist auf Rn. 414 des verbindlichen Beschlusses 1/2021, in der der 
EDSA betonte, dass „eine Geldbuße den Umständen des Falles entsprechen sollte, um wirksam zu sein. Diese 
Umstände beziehen sich nicht nur auf die konkreten Umstände des Verstoßes, sondern auch auf die des 
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters, der den Verstoß begangen hat, nämlich seine finanzielle Lage“. 
Der EDSA ist der Auffassung, dass bei der Entscheidung über die Verhängung von Geldbußen im Allgemeinen die 
gleiche Argumentation gelten sollte.  
360 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 140‒141; siehe auch verbindlicher 
Beschluss 01/2022, Rn. 68. 
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sein kann361, hat aber auch erneut darauf hingewiesen, dass die bloße Feststellung, dass sich ein 
Unternehmen in einer ungünstigen oder defizitären finanziellen Lage befindet, nicht automatisch 
eine Herabsetzung der Geldbuße rechtfertigt362. 

 In Bezug auf die Größe und die finanzielle Leistungsfähigkeit von Meta IE weist der EDSA erneut 
auf die Bemerkungen der deutschen Aufsichtsbehörden zur Größe und zum Umsatz der Meta-
Gruppe hin363 sowie darauf, dass Meta IE tatsächlich ein sehr rentables Unternehmen ist und die 
Verhängung einer Geldbuße an sich keine unverhältnismäßige Maßnahme wäre. Der EDSA stellt 
fest, dass Meta IE keine konkreten Argumente vorbringt, um darzulegen, dass die Verhängung 
einer Geldbuße unverhältnismäßig wäre, sondern lediglich auf die Erklärungen der irischen 
Aufsichtsbehörde in der Sammelantwort verweist364. Der EDSA teilt die Auffassung der spanischen 
Aufsichtsbehörde, dass Meta IE im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit „ein Unternehmen [ist], 
das enorme Gewinne erwirtschaftet, sodass die Verhängung einer Geldbuße unter 
Berücksichtigung der Schwere des Verstoßes und der Art der Verarbeitung nicht 
unverhältnismäßig wäre und ihr keinen Schaden zufügen würde, den sie aufgrund von gegen die 
DSGVO verstoßenden Handlungen nicht erleiden müsste“365. Der EDSA stimmt auch der 
Auffassung der österreichischen Aufsichtsbehörde und der deutschen Aufsichtsbehörden zu, dass 
die Verhängung einer Geldbuße angesichts der Bewertung der in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO 
genannten relevanten Umstände nicht unverhältnismäßig wäre366.  

Schlussfolgerung  

 Angesichts der vorstehenden Ausführungen kommt der EDSA zu dem Schluss, dass in Anbetracht 
der in diesem verbindlichen Beschluss vorgenommenen Bewertung der einschlägigen Umstände 
nach Artikel 83 Absatz 2 DSGVO, auf die in den maßgeblichen und begründeten Einsprüchen 
Bezug genommen wird, nämlich der in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, b, d, g und k DSGVO 
genannten Umstände sowie der Kriterien nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO, die Entscheidung der 
irischen Aufsichtsbehörde, wegen des Verstoßes von Meta IE gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO 
keine Geldbuße zu verhängen, nicht mit der DSGVO vereinbar ist. Der EDSA ist der Auffassung, 
dass die Verhängung einer Aussetzungsanordnung allein nicht ausreichen würde, um das Ziel einer 
wirksamen Durchsetzung der DSGVO zu erreichen.  

 Daher ist der EDSA der Auffassung, dass gegen Meta IE wegen Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 
DSGVO eine Geldbuße verhängt werden muss.  

 Darüber hinaus weist der EDSA darauf hin, dass die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten 
Umstände auch von der irischen Aufsichtsbehörde bei der Berechnung der Höhe der Geldbuße 

                                                             
361 Verbindlicher Beschluss 01/2022, Rn. 69. 
362 Verbindlicher Beschluss 01/2022, Rn. 70, unter Bezugnahme auf das Urteil des Gerichtshofs vom 28. Juni 
2005, Dansk Rørindustri u. a./Kommission, C-189/02 P, C-202/02 P, C-205/02 P bis C-208/02 P und C-213/02 P, 
ECLI:EU:C:2005:408, Rn. 327. 
363 Nach dem Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden hat die Meta-Gruppe „einen Jahresgewinn 
(Nettogewinn) von 34,760 Mrd. EUR und einen Umsatz von 104,122 Mrd. EUR im Jahr 2021“. Einspruch der 
deutschen Aufsichtsbehörden, S. 10, unter Bezugnahme auf die Meta-Berichte zum vierten Quartal und zum 
gesamten Geschäftsjahr 2021, https://investor.fb.com/investor-news/pressrelease- 
details/2022/Meta-Reports-Fourth-Quarter-and-Full-Year-2021-Results/default.aspx 
364 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 17.4.‒17.8. 
365 Einspruch der spanischen Aufsichtsbehörde, S. 3. 
366 Einspruch der österreichischen Aufsichtsbehörde, S. 3, Abschnitt C.2. Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 11, cc.   
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gebührend berücksichtigt werden müssen, da die in der ersten Phase der Prüfung gezogenen 
Schlussfolgerungen im zweiten Teil, der die Höhe der Geldbuße betrifft, herangezogen werden367. 

 In den Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen heißt es, dass die Aufsichtsbehörde 
bei der Einstufung der Schwere des Verstoßes und der Ermittlung des angemessenen 
Ausgangsbetrags der Geldbuße unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls Folgendes 
gebührend berücksichtigen muss: die Art, die Schwere und die Dauer des Verstoßes unter 
Berücksichtigung der Art, des Umfangs oder des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der 
Zahl der von der Verarbeitung betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen 
Schadens (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO); die Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des 
Verstoßes (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO); und die Kategorien personenbezogener 
Daten, die von dem Verstoß betroffen sind (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO)368. 

 In diesem Zusammenhang erinnert der EDSA an die Schwere des von Meta IE begangenen 
Verstoßes unter Berücksichtigung des besonders großen Umfangs der Verarbeitung und der sehr 
hohen Zahl betroffener Personen369 sowie der langen Dauer des Verstoßes, der noch anhält370. 
Der EDSA bekräftigt ferner seine Auffassung, dass Meta IE den Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 
zumindest grob fahrlässig begangen hat. Darüber hinaus weist der EDSA darauf hin, dass von dem 
Verstoß eine Vielzahl von Kategorien personenbezogener Daten, einschließlich 
personenbezogener Daten, die unter Artikel 9 DSGVO fallen, betroffen sind. Auf der Grundlage 
der Bewertung der Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, b und g DSGVO ist der EDSA 
daher der Auffassung, dass der Verstoß schwerwiegend ist371. 

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass die Leitlinien für die Berechnung von Geldbußen 
Ausgangsbeträge für die weitere Berechnung der Geldbuße enthalten, je nachdem, ob der Verstoß 
als geringfügig, mittelschwer oder schwerwiegend eingestuft wird372. Im Einklang mit den 
Leitlinien für die Berechnung von Geldbußen vertritt der EDSA die Auffassung, dass die 
federführende Aufsichtsbehörde den Ausgangsbetrag für die weitere Berechnung der Geldbuße 
an einem Wert zwischen 20 % und 100 % des geltenden gesetzlichen Höchstbetrags festsetzen 
sollte373. Der EDSA weist erneut darauf hin, dass die in den Leitlinien des EDSA für die Berechnung 
von Geldbußen angegebenen Ausgangsbeträge Ausgangspunkte für die weitere Berechnung sind, 
während es im Ermessen der Aufsichtsbehörden liegt, die gesamte Geldbußenspanne zu nutzen, 
um sicherzustellen, dass die Geldbuße auf die Umstände des Falles zugeschnitten ist374.   

 Der EDSA weist ferner darauf hin, dass nach Bewertung der Art, Schwere und Dauer des Verstoßes 
sowie der Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes und der Kategorien betroffener 
personenbezogener Daten auch die verbleibenden erschwerenden und mildernden Umstände 
gemäß Artikel 83 Absatz 2 DSGVO zu berücksichtigen sind375. 

                                                             
367 Leitlinien des EDSA zu Geldbußen, S. 9.  
368 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 52. 
369 Siehe Rn. 93 bis 96 oben.  
370 Der Verstoß begann vor mehr als zwei Jahren und dauert noch an. Siehe Rn. 97 und 98 oben.  
371 Siehe Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 61. 
372 Siehe Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 61. 
373 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 61, dritter Spiegelstrich. 
374 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 70 und Fn. 38.  
375 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 71. In den Leitlinien wird klargestellt, dass jedes 
Kriterium des Artikels 83 Absatz 2 DSGVO nur einmal berücksichtigt werden sollte (Rn. 73).  
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 In diesem Zusammenhang bekräftigt der EDSA seine Auffassung, dass Meta IE ein hohes Maß an 
Verantwortung trägt376 und dass Meta IE durch die Gestaltung des FB-Dienstes daran gehindert 
wird, diesen Dienst in der EU/im EWR ohne die internationalen Übermittlungen an FB zu 
erbringen, bei denen festgestellt wurde, dass sie gegen die DSGVO verstoßen. Folglich ist der EDSA 
der Auffassung, dass die in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben d und k DSGVO genannten Umstände 
erschwerend wirken und bei der Berechnung der Geldbuße durch die federführende 
Aufsichtsbehörde ausreichend stark gewichtet werden sollten.   

 Bei der Berechnung des Endbetrags der Geldbuße sollte die federführende Aufsichtsbehörde den 
weltweiten Jahresumsatz des betreffenden Konzerns im vorangegangenen Geschäftsjahr 
zugrunde legen, d. h. den weltweiten Jahresumsatz aller Einheiten, aus denen das 
Einzelunternehmen besteht377. Im vorliegenden Fall handelt es sich um den konsolidierten Umsatz 
der von Meta Platforms, Inc. geleiteten Unternehmensgruppe. Für den Begriff „vorheriges 
Geschäftsjahr“ ist das Ereignis, ab dem das vorangegangene Geschäftsjahr zu berücksichtigen ist, 
das Datum des endgültigen Beschlusses der federführenden Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 65 
Absatz 6 DSGVO. 

 Vor diesem Hintergrund weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, gegen Meta IE wegen 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO eine Geldbuße zu verhängen, die mit den 
Grundsätzen der Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit und Abschreckung nach Artikel 83 Absatz 1 
unter gebührender Berücksichtigung der einschlägigen erschwerenden Umstände nach Artikel 83 
Absatz 2 DSGVO im Einklang steht, d. h. der in Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, b, d, g und k 
DSGVO genannten Umstände. Bei der Berechnung der Geldbuße sollte die irische 
Aufsichtsbehörde den Gesamtumsatz der von Meta Platforms, Inc. geleiteten 
Unternehmensgruppe im Geschäftsjahr vor Erlass des endgültigen Beschlusses der irischen 
Aufsichtsbehörde berücksichtigen. Die Bewertung der irischen Aufsichtsbehörde sollte sich an den 
Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen und an der Bewertung des EDSA in diesem 
verbindlichen Beschluss orientieren.   

Zusätzliche Erwägungen   

 Der Vollständigkeit halber geht der EDSA auch auf die Behauptungen von Meta IE in ihrer 
Stellungnahme zu Artikel 65 ein, dass die Verhängung einer Geldbuße gegen den allgemeinen 
Grundsatz der Gleichbehandlung oder Nichtdiskriminierung sowie gegen den Grundsatz der 
Rechtssicherheit verstoßen würde.  

 Wie bereits erwähnt378, stimmt Meta IE der in den Rn. 9.47 und 9.48 des Beschlussentwurfs 
dargelegten Argumentation der irischen Aufsichtsbehörde zu, keine Geldbuße für den Verstoß 
gegen Artikel 46 DSGVO zu verhängen379 und ist der Auffassung, dass diese Argumentation mit 
Erwägungsgrund 129 und Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO im Einklang steht380. Die irische 
Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass die Verhängung einer Geldbuße in diesem besonderen 
Fall die Gefahr einer Diskriminierung von Meta IE birgt, da in den Beschlüssen, die als Reaktion auf 
die von NOYB nach dem Schrems-II-Urteil eingereichten „101 Beschwerden“ über die Nutzung von 
Google Analytics erlassen wurden, keine entsprechende Geldbuße vorgesehen ist und, da keine 

                                                             
376  
377 Siehe auch den verbindlichen Beschluss 1/2021, Rn. 291 und den verbindlichen Beschluss 3/2022, Rn. 356.  
378 Siehe oben, Rn. 84, Fn. 190 und Rn. 145.  
379 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 14.1. 
380 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 14.3. 
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vergleichbaren Maßnahmen gegenüber Google LLC ergriffen wurden381. Der EDSA nimmt ferner 
das Argument von Meta IE zur Kenntnis, dass die Verhängung einer Geldbuße „gegen die 
Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der Gleichbehandlung, die grundlegende Grundsätze 
des EU-Rechts sind“, verstoßen würde und „zu einer völlig inkohärenten Anwendung der DSGVO 
durch die betroffenen Aufsichtsbehörden führen würde“382. Meta IE verweist auch auf die 
nationalen Entscheidungen, die als Reaktion auf die „101 Beschwerden“ über die Nutzung von 
Google Analytics getroffen wurden383, sowie auf den „EuGH-Beschluss des EDSB“384 und den „EP-
Beschluss des EDSB“385 und betont, dass zwar in diesen Beschlüssen Verstöße festgestellt wurden, 
gegen die betreffenden Verantwortlichen jedoch keine Geldbußen verhängt wurden386. Darüber 
hinaus macht Meta IE geltend, dass die Verhängung einer Geldbuße im vorliegenden Fall 
diskriminierend sei und gegen den „allgemeinen Grundsatz der Selbstverbindlichkeit der 
bisherigen allgemeinen Praxis der Aufsichtsbehörden“ verstoße387. Darüber hinaus verstieße nach 
Ansicht von Meta IE die Verhängung einer Geldbuße gegen Meta Ireland gegen die Grundsätze 
der Verhältnismäßigkeit und der Rechtssicherheit388.  

 In Bezug auf die Grundsätze der Gleichbehandlung stellt der EDSA fest, dass das einzige Argument 
von Meta IE zur Untermauerung ihrer Auffassung, die Verhängung einer Geldbuße wäre 
diskriminierend, in der Behauptung bzw. Beobachtung besteht, dass die Beschlüsse, die im 
Anschluss an die von NOYB eingegangenen 101 Beschwerden ergangen seien, sowie die 
genannten Beschlüsse des Europäischen Datenschutzbeauftragten keine Geldbußen gegen die 
Verantwortlichen verhängt hätten, die in diesen Fällen betroffen waren. Der EDSA ist jedoch der 
Auffassung, dass diese Behauptung die Schlussfolgerung nicht infrage stellt, dass die Verhängung 
einer Geldbuße in diesem besonderen Fall erforderlich war.  

 Der von Meta IE genannte Grundsatz der Gleichbehandlung oder Nichtdiskriminierung ist ein 
allgemeiner Grundsatz des europäischen Rechts, der vom EuGH wie folgt erläutert wurde: „Die 
ungleiche Behandlung nicht vergleichbarer Sachverhalte stellt jedoch nicht ohne Weiteres eine 
Diskriminierung dar. Vielmehr liegt in manchen Fällen, die formell den Anschein einer 
Diskriminierung erwecken, materiell doch keine solche vor. Eine Diskriminierung im materiellen 
Sinne würde vorliegen, wenn gleich gelagerte Sachverhalte ungleich oder verschieden gelagerte 
gleich behandelt würden.“389  

 Daher ist der EDSA nicht der Auffassung, dass die Verhängung einer Geldbuße im vorliegenden 
Fall gegenüber Meta IE diskriminierend wäre, nur weil gegen andere Verantwortliche in anderen 
Fällen, in denen Übermittlungen nach dem Schrems-II-Urteil als Verstoß gegen die DSGVO 

                                                             
381 Sammelantwort, S. 2.  
382 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.1.  
383 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.2. 
384 Beschluss des Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 31. August 2021 zur vorübergehenden 
Genehmigung der Verwendung von Ad-hoc-Vertragsklauseln zwischen dem Gerichtshof der Europäischen Union 
und Cisco für die Übermittlung personenbezogener Daten bei der Nutzung von Cisco Webex und damit 
zusammenhängenden Diensten durch den Gerichtshof. 
385 Beschluss des Europäischen Datenschutzbeauftragten in der Beschwerdesache 2020-1013 von Mitgliedern 
des Parlaments gegen das Europäische Parlament vom 5. Januar 2022. 
386 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.4. 
387 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.7. 
388 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 8.8. 
389 Urteil des Gerichtshofs vom 17. Juli 1963, Italien/Kommission der EWG, C-13/63, ECLI:EU:C:1963:20, Rn. 4 
Buchstabe a; Urteil des Gerichtshofs vom 23. Februar 1983, Wagner/BALM, C-8/82, ECLI:EU:C:1983:41, Rn. 18.  



Angenommen  65 

gewertet wurden, keine Geldbußen verhängt wurden. Wie Meta IE selbst hervorhebt, räumt 
Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO jeder Aufsichtsbehörde die Befugnis ein, „je nach den 
Umständen des Einzelfalls zusätzlich zu oder anstelle der in diesem Absatz genannten 
Maßnahmen eine Geldbuße gemäß Artikel 83 zu verhängen“. Darüber hinaus weist der EDSA 
erneut auf die Feststellung des EuGH hin, dass die Aufsichtsbehörden bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben objektiv und unparteiisch handeln müssen390. Ein Verweis auf „Einzelfälle“ findet sich 
auch in Artikel 65 DSGVO, wonach der EDSA die einheitliche Anwendung der DSGVO in Einzelfällen 
sicherstellen muss. 

 Der EuGH hat auch Folgendes anerkannt: „Eine Diskriminierung … kann nicht vorliegen, wenn die 
unterschiedliche Behandlung der Unternehmen der unterschiedlichen Lage entspricht, in der sich 
diese Unternehmen befinden.“391 In diesem Zusammenhang stellt der EDSA fest, dass Meta IE den 
ähnlichen oder identischen Charakter der bei den Aufsichtsbehörden und dem EDSA anhängigen 
Fälle nicht nachgewiesen hat. Der EDSA weist ferner darauf hin, dass Artikel 83 Absätze 1 und 2 
DSGVO so formuliert wurden, dass willkürliche und diskriminierende Entscheidungen der 
Aufsichtsbehörden verhindert werden – sie enthalten klare Regeln und Kriterien, die von allen 
Aufsichtsbehörden bei der Durchsetzung der DSGVO und bei der Entscheidung über die je nach 
Schwere der betreffenden Verstöße am besten geeignete Vorgehensweise zu berücksichtigen 
sind. In diesem Zusammenhang hat der EDSA in Bezug auf Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO 
klargestellt, dass es „grundlegend wichtig ist, die Höhe der Geldbuße an den konkreten Fall 
anzupassen“, und dass sie „als Beispiel für die Anwendung des Grundsatzes der Fairness und der 
Gerechtigkeit im Einzelfall ausgelegt werden sollte“392.   

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass eine seiner Aufgaben gemäß Artikel 70 Absatz 1 
Buchstabe u DSGVO darin besteht, die einheitliche Anwendung der DSGVO sicherzustellen, indem 
unter anderem die Zusammenarbeit und der wirksame bilaterale und multilaterale Austausch von 
Informationen und bewährten Verfahren zwischen den Aufsichtsbehörden gefördert werden. Die 
Notwendigkeit, eine einheitliche Anwendung der DSGVO sicherzustellen, ist in der Tat besonders 
wichtig, wenn die Aufsichtsbehörden Beschwerden mit identischem Inhalt bearbeiten, die 
dieselben Verstöße betreffen, die von verschiedenen Verantwortlichen begangen wurden, wie im 
Fall der „101 Beschwerden“.  

 Der Streitfall, den der EDSA mit diesem verbindlichen Beschluss beizulegen hat, betrifft jedoch 
eine gesonderte eigene Untersuchung, deren Ergebnis derzeit von vier betroffenen 
Aufsichtsbehörden vor dem EDSA angefochten wird. Daher ist der EDSA gemäß 
Erwägungsgrund 136 der DSGVO, Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO und den Leitlinien des 
EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO rechtlich verpflichtet, in diesem Einzelfall über die 
Begründetheit der Einsprüche zu entscheiden. Da die Ähnlichkeit der von Meta IE angeführten 
Rechtssachen und der vorliegenden Rechtssache nicht nachgewiesen wurde, stellt die bloße 
Tatsache, dass in anderen Fällen wegen desselben Verstoßes keine Geldbuße verhängt wurde, 
keine diskriminierende Behandlung von Meta IE dar.    

 Daher kann der EDSA dem Argument von Meta IE nicht folgen, dass die Anweisung an die irische 
Aufsichtsbehörde, gegen Meta IE eine Geldbuße wegen Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 

                                                             
390 Urteil des Gerichtshofs vom 9. März 2010, Kommission/Deutschland, C-518/07, ECLI:EU:C:2010:125, Rn. 25. 
391 Urteil des Gerichtshofs vom 27. September 1979, Eridania, C-230/78, ECLI:EU:C:1979:216, Rn. 18. 
392 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 108. 
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DSGVO zu verhängen, gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung oder Nichtdiskriminierung 
verstoßen würde .  

 Darüber hinaus kann der EDSA der Auffassung von Meta IE nicht zustimmen, dass die Verhängung 
einer Geldbuße gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit verstoßen würde. Der Grundsatz der 
Rechtssicherheit ist ebenfalls ein allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts, der gebietet, dass 
„Rechtsvorschriften klar und bestimmt sein müssen, und der die Voraussehbarkeit der unter das 
Gemeinschaftsrecht fallenden Tatbestände und Rechtsbeziehungen gewährleisten soll“393. Der 
EDSA hat jedoch bereits darauf hingewiesen, dass nach ständiger Rechtsprechung 
Rechtssicherheit nicht absolut ist394 und von den Unternehmen eine angemessene 
Rechtsberatung erwartet wird, um die möglichen Folgen einer Vorschrift zu antizipieren und die 
Gefahr eines Verstoßes mit „besonderer Sorgfalt“ zu bewerten395. Außerdem kann der Umstand, 
dass das betroffene Unternehmen sein Verhalten, auf das sich die Feststellung des Verstoßes 
stützt, rechtlich fehlerhaft beurteilt hat, nicht dazu führen, dass es von der Verhängung einer 
Geldbuße befreit wird396. 

 Der EDSA ist der Auffassung, dass die DSGVO hinreichend klare und präzise Vorschriften sowohl 
in Bezug auf die Rechtmäßigkeit von Übermittlungen personenbezogener Daten in Drittländer als 
auch in Bezug auf die Ausübung von Abhilfebefugnissen durch die Aufsichtsbehörden im Falle von 
Verstößen enthält, einschließlich der Verhängung von Geldbußen. Da gemäß Artikel 83 Absatz 5 
Buchstabe c DSGVO bei Verstößen gegen die Artikel 44‒49 DSGVO die nach der Verordnung 
höchstmögliche Geldbuße verhängt wird, kann der EDSA nicht zustimmen, dass die Verhängung 
einer Geldbuße für den Verstoß gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO durch Meta IE unvorhersehbar 
wäre. Neben der Tatsache, dass die DSGVO klare und präzise Vorschriften für Geldbußen enthält, 
wird die Art und Weise, wie der EDSA die korrekte Anwendung von Artikel 83 DSGVO versteht, in 
den Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, die öffentlich und leicht zugänglich 
sind, ausführlich erläutert. Nicht zuletzt ist die Verhängung und Berechnung von Geldbußen ein 
Thema, das der EDSA bisher in allen verbindlichen Beschlüssen behandelt hat397, und drei dieser 
Beschlüsse betreffen Verstöße gegen die DSGVO, die von Meta IE begangen wurden398.  

 Unter diesen Umständen und in Ermangelung weiterer Argumente von Meta IE ist der EDSA der 
Auffassung, dass die von der DSGVO im vorliegenden Fall geregelte Rechtslage hinreichend 
vorhersehbar ist und den Grundsatz der Rechtssicherheit nicht gefährdet. 

 Daher ist der EDSA der Auffassung, dass die Anwendung der Grundsätze der Gleichbehandlung 
und der Rechtssicherheit nicht im Widerspruch zu der Schlussfolgerung des EDSA steht, wonach 

                                                             
393 Urteil des Gerichtshofs vom 15. Februar 1996‚ Duff u. a., C-63/93‚ ECLI:EU:C:1996:51‚ Rn. 20. 
394 Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 396, unter Verweis auf das Urteil des Gerichtshofs vom 14. April 2005, 
Belgien/Kommission, C-110/03, ECLI:EU:C:2005:223, Rn. 31; Urteil des Gerichts vom 17. Mai 2013, Trelleborg 
Industrie/Kommission, T-147/09, ECLI:EU:T:2013:259, Rn. 96; Urteil des Gerichts vom 13. Juli 2011, Schindler 
Holding u. a./Kommission, T-138/07, ECLI:EU:T:2011:362, Rn. 99. 
395 Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 369, unter Verweis auf das Urteil des Gerichtshofs vom 22. Oktober 
2015, AC-Treuhand/Kommission, C-194/14 P, ECLI:EU:C:2015:717, Rn. 42. Der Generalanwalt Campos Sanchez-
Bordona hat kürzlich auch betont, dass es Bereiche gibt, in denen „die Rechtsberatung üblicherweise die Regel 
und nicht die Ausnahme ist“ (Schlussanträge des Generalanwalts vom 9. Dezember 2021, französischer 
Kassationsgerichtshof, C-570/20, ECLI:EU:C:2021:992, Rn. 81), was beim Datenschutz der Fall ist. Siehe auch 
EGMR (Große Kammer), Kononov/Lettland, 17. Mai 2010, Rn. 185 und 215. 
396 Urteil des Gerichtshofs vom 18. Juni 2013, Schenker & Co. u. a., C-681/11, ECLI:EU:C:2013:404, Rn. 38. 
397 Siehe verbindliche Beschlüsse 1/2020, 1/2021, 1/2022, 2/2022, 3/2022, 4/2022 und 5/2022.  
398 Siehe verbindliche Beschlüsse 2/2022, 3/2022, 4/2022.  
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wegen des Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO durch Meta IE eine Geldbuße zu 
verhängen ist. 
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5 ANORDNUNG IN BEZUG AUF ÜBERMITTELTE 
PERSONENBEZOGENE DATEN 

 Analyse durch die federführende Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 

 Die irische Aufsichtsbehörde prüfte, „ob es als ‚geeignet, erforderlich und verhältnismäßig‘ 
angesehen werden könnte, Meta IE anzuweisen, die Rückgabe und/oder Löschung einiger oder 
aller personenbezogenen Daten, die bereits an Meta US übermittelt wurden, zu veranlassen“399. 
Die irische Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass „die Anordnung der massenhaften Rückgabe 
und/oder Löschung aller übermittelten Daten zu einem bestimmten Zeitpunkt unverhältnismäßig 
wäre“400.  

 Dennoch führt die irische Aufsichtsbehörde weiter aus, dass „es jedem einzelnen Nutzer offen 
stehen muss, die ihm durch Kapitel III der DSGVO verliehenen Rechte im Einklang mit dem Gesetz 
und in vollem Umfang auszuüben“401.  

 Zusammenfassung der von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen 
Einsprüche 

 Die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde erheben Einsprüche 
gegen die Wahl der Abhilfemaßnahmen im Beschlussentwurf der irischen Aufsichtsbehörde.  

 Die deutschen Aufsichtsbehörden stellen fest, dass in den Beschlussentwürfen vorgeschlagen 
wird, künftige Übermittlungen von Meta IE an Meta Platforms, Inc. in den USA auszusetzen 
(gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe j DSGVO), was bedeutet, dass die Abhilfemaßnahme keine 
Auswirkungen auf die personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern hat, die bereits in die USA 
übermittelt und dort verarbeitet wurden. Die deutschen Aufsichtsbehörden vertreten den 
Standpunkt, dass der Beschlussentwurf geändert werden sollte, indem eine Maßnahme nach 
Artikel 58 Absatz 2 Buchstaben d, f oder g DSGVO aufgenommen wird, mit der Meta IE 
angewiesen wird, „jede Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, in den USA von 
personenbezogenen Daten von Nutzern aus dem EWR, die an Meta Inc. mindestens seit dem 
Schrems-II-Urteil vom 16. Juli 2020 übermittelt wurden, innerhalb einer angemessenen Frist, die 
sechs Monate nach Abschluss dieses Verfahrens der Zusammenarbeit nicht überschreiten darf, 
einzustellen“402. In diesem Zusammenhang sind die deutschen Aufsichtsbehörden der Auffassung, 
dass die Rückgabe oder Löschung der unrechtmäßig in die USA übermittelten Daten eine 
„besonders wirksame Maßnahme“ darstellt403. 

 Die deutschen Aufsichtsbehörden bringen mehrere sachliche und rechtliche Argumente für die 
vorgeschlagene Änderung vor404. Insbesondere verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden auf 
den „unverhältnismäßigen Zugang der US-Behörden“ und das Fehlen wirksamer Rechtsbehelfe für 

                                                             
399 Beschlussentwurf, Rn. 9.49. 
400 Beschlussentwurf, Rn. 9.49. 
401 Beschlussentwurf, Rn. 9.49. 
402 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
403 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
404 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2‒6. 
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betroffene Personen405, was dazu führt, dass die Verarbeitung zuvor übermittelter Daten 
eingestellt werden muss. Laut den deutschen Aufsichtsbehörden ist dies „die einzige Möglichkeit, 
um sicherzustellen, dass die DSGVO vollständig durchgesetzt wird“406, da „andere Maßnahmen 
[…] im Beschlussentwurf nicht mit der DSGVO im Einklang stehen, weil sie nicht ausreichen, um 
den Verstoß zu beheben“407. Die deutschen Aufsichtsbehörden sind daher der Auffassung, dass 
„die Einstellung der Verarbeitung nicht anzuordnen […] zur Duldung der erfolgten rechtswidrigen 
Übermittlungen führen würde“408.  

 Die deutschen Aufsichtsbehörden befassen sich auch mit der Verantwortung der 
Aufsichtsbehörden, „die Anwendung der DSGVO zu überwachen und ihre Durchsetzung 
sicherzustellen“, und dass diese Verantwortung in Bezug auf Abhilfebefugnisse „sicherstellt, dass 
die DSGVO mit der gebotenen Sorgfalt vollständig durchgesetzt wird“409. Die deutschen 
Aufsichtsbehörden machen geltend, dass die Durchsetzungsverantwortung der 
Aufsichtsbehörden durch die Möglichkeit für betroffene Personen, ihre Rechte nach Kapitel III der 
DSGVO auf Beendigung der Verarbeitung ihrer unrechtmäßig übermittelten Daten auszuüben, in 
keiner Weise beeinträchtigt werde.410 Des Weiteren analysieren die deutschen Aufsichtsbehörden 
die Rechtsgrundlagen, die ihrer Ansicht nach dahingehende Abhilfebefugnisse vorsehen, die 
Einstellung der Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von bereits übermittelten 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern in den USA anzuordnen411. 

 Die irische Aufsichtsbehörde führt im Beschlussentwurf aus, dass „die Anordnung der 
massenhaften Rückgabe und/oder Löschung aller übermittelten Daten zu einem bestimmten 
Zeitpunkt unverhältnismäßig wäre“412, ohne – nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden – 
Argumente dafür vorzutragen, warum eine solche Abhilfemaßnahme unverhältnismäßig wäre413. 
Die deutschen Aufsichtsbehörden halten eine solche Anordnung nicht für übermäßig, 
insbesondere weil i) der Verantwortliche spätestens seit dem Schrems-II-Urteil wusste, dass „die 
Überwachungsprogramme, die auf [den geltenden US-Rechtsvorschriften] beruhen, nicht als auf 
das in einer demokratischen Gesellschaft unbedingt notwendige Maß beschränkt angesehen 
werden können“414 und ii) die Verpflichtung zur Rückgabe oder Löschung der Daten bereits 
sowohl in den erstgenannten als auch in den neuen Standardvertragsklauseln enthalten war, 
„wenn der Datenimporteur seinen Verpflichtungen aus den Standardvertragsklauseln nicht 
nachkommen kann“415. Angesichts der ausdrücklichen Bestätigung der Gültigkeit der früheren 
Standardvertragsklauseln im Schrems-II-Urteil und der Tatsache, dass die neuen 
Standardvertragsklauseln dem Wortlaut der alten Standardvertragsklauseln in Bezug auf die 
Verpflichtung zur Rückgabe oder Löschung der übermittelten Daten entsprechen, sind die 
deutschen Aufsichtsbehörden der Auffassung, dass „es keinen Zweifel daran gibt, dass die 

                                                             
405 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2. Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen in diesem 
Zusammenhang auch auf den Beschlussentwurf, in dem diese Aspekte insbesondere in den Rn. 7.169 und 9.51 
behandelt werden. 
406 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
407 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
408 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3.  
409 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2, unter Verweis auf das Schrems-II-Urteil, Rn. 108 und 112. 
410 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
411 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5‒6. 
412 Beschlussentwurf, Rn. 9.49. 
413 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
414 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4.  
415 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 



Angenommen  70 

Verpflichtung des Verantwortlichen, die Daten zurückzugeben/zu löschen, auch in den neuen 
Standardvertragsklauseln verhältnismäßig ist“416. Darüber hinaus weisen die deutschen 
Aufsichtsbehörden erneut darauf hin, dass sich die Parteien durch den Abschluss der 
Standardvertragsklauseln verpflichtet haben, die übermittelten Daten zurückzugeben oder zu 
löschen, „wenn der Datenimporteur seinen Verpflichtungen aus den Standardvertragsklauseln 
nicht nachkommen kann“417. Den deutschen Aufsichtsbehörden zufolge konnte die Auferlegung 
einer Anordnung zur Einhaltung der Vorschriften den Verantwortlichen daher nicht überraschen. 

 In Bezug auf die mit dem Beschlussentwurf verbundenen Risiken sehen die deutschen 
Aufsichtsbehörden ein dauerhaft hohes Risiko für die Grundrechte und Grundfreiheiten der 
betroffenen Personen, nämlich einen unverhältnismäßigen Zugang der US-Behörden zu den Daten 
von EWR-Nutzern ohne Rückgriff auf wirksame Rechtsbehelfe, wie sowohl der EuGH als auch die 
irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf festgestellt haben418. Darüber hinaus sind die 
deutschen Aufsichtsbehörden der Auffassung, dass der Beschlussentwurf in seiner derzeitigen 
Fassung einen gefährlichen Präzedenzfall darstellt, da die wirksame Durchsetzung der DSGVO 
nicht sichergestellt ist.419  

 Die französische Aufsichtsbehörde stellt fest, dass in dem Beschlussentwurf eine Anordnung zur 
Aussetzung künftiger Datenübermittlungen in die USA vorgeschlagen wird, jedoch keine 
Anordnung zur Einhaltung der Vorschriften in Bezug auf Daten enthalten ist, die bereits 
übermittelt wurden, in den USA gespeichert wurden und weiterhin von dem Unternehmen 
verarbeitet werden.420 Die französische Aufsichtsbehörde vertritt den Standpunkt, dass der 
Beschlussentwurf geändert werden sollte, indem eine Maßnahme gemäß Artikel 58 Absatz 2 
Buchstabe d DSGVO aufgenommen wird, mit der Meta IE angewiesen wird, die Verarbeitung von 
Daten, die rechtswidrig übermittelt wurden, zumindest seit dem Schrems-II-Urteil, insbesondere 
durch Rückgabe oder Löschung der Daten, mit den Vorschriften in Einklang zu bringen421. In Bezug 
auf den Erfüllungszeitraum stellt die französische Aufsichtsbehörde fest, dass die Anordnung „den 
betroffenen Personen die Ausübung ihrer Rechte ermöglichen muss. Insbesondere muss das 
Unternehmen es den betroffenen Personen ermöglichen, die Daten zu den Nutzerkonten 
abzurufen, bevor sie erforderlichenfalls gelöscht werden“422. 

 Die französische Aufsichtsbehörde bringt mehrere sachliche und rechtliche Argumente für die 
vorgeschlagene Änderung vor.423 Insbesondere vertritt die französische Aufsichtsbehörde die 
Auffassung, dass „die im Schrems-II-Urteil festgestellten Probleme nach der Übermittlungsphase 
bestehen bleiben, sobald die Daten in den Vereinigten Staaten gespeichert sind“, und dass diese 

                                                             
416 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
417 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
418 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2‒5, unter Verweis auf das Schrems-II-Urteil, Rn. 184, 197 f. 
und den Beschlussentwurf, Rn. 10.1. 
419 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5: „Die Verantwortlichen könnten gegen die DSGVO 
verstoßen, wären aber von der Aufsichtsbehörde nicht verpflichtet, die Verstöße vollständig abzustellen. 
Folglich könnten sich Verstöße für die Verantwortlichen auszahlen. Dies könnte zu einer Kultur der 
Nichteinhaltung der DSGVO führen. Es liegt auf der Hand, dass dies zu Risiken für die Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Personen führen würde.“ 
420 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 22‒23. 
421 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 25‒27. 
422 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 26. 
423 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23‒25. 
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Probleme gelöst werden sollten424. Darüber hinaus vertritt die französische Aufsichtsbehörde die 
Auffassung, dass die irische Aufsichtsbehörde zwar zu dem Schluss kommt, dass die 
Datenübermittlungen rechtswidrig waren, sie aber nicht „alle Konsequenzen der 
Rechtswidrigkeit“ zieht und es daher „nicht ermöglicht, die Datenverarbeitung mit den 
Vorschriften in Einklang zu bringen“425. Die französische Aufsichtsbehörde betont ferner, dass „die 
Rückgabe oder Löschung rechtswidrig übermittelter personenbezogener Daten darauf abzielt, die 
Ordnungsmäßigkeit einer Datenverarbeitung sicherzustellen, die nicht mit der DSGVO im Einklang 
stand“, und stellt fest, dass dies durch Erwägungsgrund 33 des Beschlusses über den 
Datenschutzschild veranschaulicht wird, in dem eine solche Maßnahme vorgesehen ist426. 

 In Bezug auf die Risiken, die sich aus dem Beschlussentwurf in seiner derzeitigen Fassung ergeben, 
verweist die französische Aufsichtsbehörde auf das Schrems-II-Urteil und die Feststellungen im 
Beschlussentwurf, und gelangt zu dem Schluss, dass die Risiken für die Privatsphäre der Nutzer 
des Facebook-Dienstes „in Fällen eintreten, in denen die US-Regierung auf die Daten zugreift“, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Tatsache, dass Facebook-Konten viele Informationen 
über das Privatleben der Nutzer enthalten können427.  

 Stellungnahme der federführenden Aufsichtsbehörde zu den Einsprüchen 

 Die irische Aufsichtsbehörde bestätigte, dass die unter diesem Punkt erhobenen Einsprüche   die 
geltende Schwelle erfüllen, sodass sie als „maßgeblich und begründet“ zu betrachten sind428.  Bei 
der Prüfung der Begründetheit der Einsprüche stellte die irische Aufsichtsbehörde fest, dass sich 
die Einsprüche „im Großen und Ganzen auf die Bedenken konzentrieren, dass der 
Beschlussentwurf ohne eine Anordnung der “"Massenrückübermittlung“ oder Löschung 
personenbezogener Daten, die bereits in die USA übermittelt wurden, die Verarbeitung nicht 
vollständig in Einklang mit der DSGVO bringt“429, und „da die Nutzer weder die Wahl noch die 
Möglichkeit hatten, der Übermittlung ihrer personenbezogenen Daten in die USA zu 
widersprechen, und in Anbetracht der primären Aufgabe der Aufsichtsbehörden, die Anwendung 
der DSGVO zu überwachen und ihre Durchsetzung sicherzustellen, erscheint es inkonsequent, den 
betroffenen Personen nun individuell die Last aufzuerlegen, die Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten zu beenden, da diese personenbezogenen Daten unrechtmäßig in die 
USA übermittelt worden sind“430.  

 Die irische Aufsichtsbehörde ging zunächst auf die Möglichkeit ein, ob eine Anordnung erlassen 
werden könnte, um die Rückgabe personenbezogener Daten, die bereits in die USA übermittelt 
wurden, anzuordnen, und wies darauf hin, dass sie der Auffassung sei, dass „Meta Ireland 
wahrscheinlich nicht in der Lage sein wird, einer solchen Anordnung nachzukommen“431. Die 
irische Aufsichtsbehörde wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass Meta IE in ihrem 
Datenübermittlungsbericht vom 2. Juli 2021 erläutert habe, warum es ihrer Ansicht nach nicht 

                                                             
424 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23. 
425 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 25. 
426 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 24. 
427 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23. 
428 „Interne Beurteilung des Status der Einsprüche“ der irischen Aufsichtsbehörde, Anhang zum Schreiben der 
irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE vom 28. September 2022. 
429 Sammelantwort, S. 3. 
430 Sammelantwort, S. 3. 
431 Sammelantwort, S. 3. 
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möglich sei, EWR-Nutzerdaten von Nicht-EWR-Nutzerdaten zu trennen432.  Angesichts der 
festgestellten Einschränkungen stellte die irische Aufsichtsbehörde fest, dass Meta IE offenbar 
nicht in der Lage ist, einer Anordnung zur „Massenrückübermittlung“ personenbezogener Daten, 
die bereits in die USA übermittelt wurden, nachzukommen.    

 Vor diesem Hintergrund ist die irische Aufsichtsbehörde der Auffassung, dass es wirkungslos wäre, 
eine Anordnung zu erlassen, mit der die „Massenrückübermittlung“ personenbezogener Daten 
angeordnet würde, die bereits in die USA übermittelt wurden, deren Bedingungen von dem 
Verantwortlichen oder dem betreffenden Auftragsverarbeiter nicht eingehalten werden 
können.433 

 In Bezug auf die Möglichkeit, eine Anordnung zur Anweisung der „Massenlöschung“ 
personenbezogener Daten, die bereits in die USA übermittelt wurden, zu erlassen, wies die irische 
Aufsichtsbehörde darauf hin, dass in Erwägungsgrund 129 der DSGVO Folgendes vorgesehen ist: 
„Die Befugnisse der Aufsichtsbehörden sollten in Übereinstimmung mit den geeigneten 
Verfahrensgarantien nach dem Unionsrecht und dem Recht der Mitgliedstaaten … ausgeübt 
werden.  Insbesondere sollte jede Maßnahme … das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, 
bevor eine individuelle Maßnahme getroffen wird, die nachteilige Auswirkungen auf diese Person 
hätte, … achten“.  Die irische Aufsichtsbehörde prüfte sodann die Unterschiede zwischen einer 
Anordnung zur „Massenlöschung“ personenbezogener Daten, die bereits in die USA übermittelt 
wurden, und der im Beschlussentwurf bereits vorgesehenen Anordnung zur Aussetzung der 
Übermittlung. In diesem Zusammenhang wies die irische Aufsichtsbehörde darauf hin, dass sich 
im Hinblick auf die im Beschlussentwurf vorgeschlagene Aussetzungsanordnung „etwaige 
Folgeauswirkungen auf einzelne Nutzer aus der Architektur der von Meta IE für die Erbringung 
ihrer Dienste entwickelten und eingesetzten Systeme und nicht aus der vorgeschlagenen 
Anordnung selbst ergeben würden“434.  Nach Auffassung der irischen Aufsichtsbehörde würde die 
Stellungnahme jedoch völlig anders aussehen, wenn der Beschlussentwurf auch „eine Anordnung 
zur „Massenlöschung“ aller personenbezogenen Daten, die bereits in die USA übermittelt wurden, 
enthalten würde“, da dies nach Ansicht der irischen Aufsichtsbehörde „eindeutig eine individuelle 
Maßnahme darstellen würde, von der nicht nur Meta Ireland, sondern auch alle betroffenen 
Personen betroffen wären, deren personenbezogene Daten infolge der Durchführung der 
Anordnung gelöscht werden müssten. Eine solche Anordnung würde sich wahrscheinlich auch auf 
Unternehmen und andere (gemeinnützige) Organisationen auswirken, die ihre Geschäftstätigkeit 
derzeit ausschließlich über Facebook oder in Abhängigkeit von Facebook ausüben“.435 Die irische 
Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, „dass diese Personen und Einrichtungen durch eine solche 
Anordnung beeinträchtigt würden“436, und erläutert die wahrscheinlichen nachteiligen 
Auswirkungen, die ihrer Ansicht nach für betroffene Personen, Unternehmen und gemeinnützige 
Organisationen eintreten würden. Darüber hinaus weist die irische Aufsichtsbehörde darauf hin, 
dass es schwierig sei, den vorübergehenden Charakter der Anordnung zur Aussetzung von 

                                                             
432 Sammelantwort, S. 3‒4. Insbesondere verweist die irische Aufsichtsbehörde auf die Argumente von Meta IE 
zur Vernetzung des Facebook-Dienstes und zur Unmöglichkeit, die Datenbankstandorte nach Gerichtsbarkeit 
neu zu sortieren.  
433 Sammelantwort, S. 4. 
434 Sammelantwort, S. 5. 
435 Sammelantwort, S. 5. 
436 Sammelantwort, S. 5. 
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Übermittlungen, die von keiner betroffenen Aufsichtsbehörde angefochten worden sei, mit einer 
Anordnung zur Löschung bereits übermittelter Daten in Einklang zu bringen437. 

 Die irische Aufsichtsbehörde wies ferner darauf hin, dass „es unklar ist, wie die beantragte 
Anordnung die in Artikel 17 vorgesehenen Ausnahmen berücksichtigen könnte und wie Meta 
Ireland sie in einer Weise erfüllen könnte, die nicht zur Löschung personenbezogener Daten führt, 
die von betroffenen Personen, Unternehmen und anderen Organisationen für die in Artikel 17 
Absatz 3 genannten Zwecke gemeinsam verarbeitet werden“438. Unter diesen Umständen kam die 
irische Aufsichtsbehörde zu dem Schluss, dass sie den Beschlussentwurf nicht ändern und die 
beantragte Anordnung aufnehmen könne, ohne den Personen und Einrichtungen, die durch die 
beantragte Anordnung beeinträchtigt werden könnten, das Recht zu gewähren, zuvor gehört zu 
werden.439 

 Vor diesem Hintergrund kommt die irische Aufsichtsbehörde zu dem Schluss, dass „die 
geeignetste Vorgehensweise darin besteht, den betroffenen Personen die Möglichkeit 
einzuräumen, zu prüfen, ob sie ihr Recht auf Löschung von personenbezogenen Daten, die 
möglicherweise bereits in die USA übermittelt wurden, ausüben möchten oder nicht“440.  

 Analyse des EDSA 

5.4.1 Beurteilung, ob die Einsprüche maßgeblich und begründet waren  

  Die Einsprüche der deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen Aufsichtsbehörde 
betreffen die Frage, „ob die im Beschlussentwurf vorgesehene Maßnahme mit der DSGVO 
vereinbar ist“441. 

 Der EDSA nimmt die Auffassung von Meta IE zur Kenntnis, nach der kein einziger Einspruch der 
betroffenen Aufsichtsbehörden die Schwelle nach Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllt442. Meta IE 
argumentiert, dass die betroffenen Aufsichtsbehörden ihre Einsprüche auf die spezifischen 
Abhilfemaßnahmen beschränken müssen, die die DPC als federführende Aufsichtsbehörde 
vorgeschlagen hat, und ob diese mit der DSGVO im Einklang stehen, und dass sie „ihre eigene 
Auffassung zu den angemessenen Abhilfemaßnahmen nicht ersetzen“ dürfen443, und gelangt zu 
dem Schluss, dass die Einsprüche der deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen 
Aufsichtsbehörde nicht maßgeblich sind.  

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass sich die betroffenen Aufsichtsbehörden nicht darauf 
beschränken, die von einer federführenden Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf 
dargelegten Abhilfemaßnahmen zu kritisieren, sondern von der federführenden Aufsichtsbehörde 
spezifische zusätzliche Abhilfemaßnahmen verlangen können, sofern der Einspruch hinreichend 
begründet ist, um nachzuweisen, dass die geplante Maßnahme der federführenden 
Aufsichtsbehörde nicht mit der DSGVO im Einklang steht444. Dies ist eine Möglichkeit, sowohl 

                                                             
437 Sammelantwort, S. 6. 
438 Sammelantwort, S. 6. 
439 Sammelantwort, S. 6.  
440 Sammelantwort, S. 6. 
441 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 32.  
442 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.3 und 2.11.  
443 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.4‒2.6 und Rn. 2.12. 
444 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 33 und Beispiele 5 und 6. Siehe oben, 
Rn. 66. 
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Verstöße zu beheben, die bereits im Beschlussentwurf festgestellt wurden, als auch 
gegebenenfalls von der betroffenen Aufsichtsbehörde in einem Einspruch festgestellte Verstöße 
zu beheben445. 

 Die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde lehnen einen 
bestimmten Teil des Beschlussentwurfs der irischen Aufsichtsbehörde ab, nämlich den Abschnitt 
zu den von der irischen Aufsichtsbehörde gewählten Abhilfemaßnahmen, mit der Begründung, 
dass im Beschlussentwurf zusätzlich zu der Anordnung zur Aussetzung von Übermittlungen eine 
weitere Anordnung hätte ergehen müssen446. Folgte man dem, würden diese Einsprüche zu einer 
anderen Schlussfolgerung hinsichtlich der Wahl der Abhilfemaßnahmen führen. Folglich hält der 
EDSA die Einsprüche für maßgeblich.  

 Der EDSA ist von dem Vorbringen von Meta IE, dass die in Rede stehenden Einsprüche nicht 
hinreichend begründet seien, nicht überzeugt447.   

 Der EDSA stellt fest, dass die deutschen Aufsichtsbehörden und die französische Aufsichtsbehörde 
hinreichend begründen, warum sie eine Änderung des Beschlussentwurfs vorschlagen und wie 
dies zu einer anderen Schlussfolgerung in Bezug auf Abhilfemaßnahmen führt, wie in den Rn. 196‒
201 oben erläutert448.  

 In Bezug auf die Risiken argumentiert Meta IE, dass die deutschen Aufsichtsbehörden und die 
französische Aufsichtsbehörde nicht hinreichend nachweisen, dass der Beschlussentwurf ein 
erhebliches Risiko für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen darstellt. 
Nach Ansicht von Meta IE begründen die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen 
Aufsichtsbehörden nicht, „in welchem Umfang die US-Behörden wahrscheinlich auf historische 
Nutzerdaten von Meta Ireland zugreifen werden“449. Darüber hinaus legt die französische 
Aufsichtsbehörde nach Ansicht von Meta IE „keine Informationen über die mutmaßlichen Risiken 
für Nutzer von Meta Ireland, die betreffenden personenbezogenen Daten oder den Umfang, in 
dem US-Behörden auf diese Daten zugreifen könnten“450 vor und „versucht fälschlicherweise, sich 
zur Begründung ihres Standpunkts auf den nicht mehr in Kraft befindlichen Privacy Shield-
Beschluss zu berufen“451. In Bezug auf den Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden 
argumentiert Meta IE: „Das praktische Risiko eines Eingriffs in die Datenschutz- und 

                                                             
445 Siehe verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 416, verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 265‒269, und 
verbindlicher Beschluss 5/2022, Rn. 231‒233.  
446 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 21‒24.  
447 In Bezug auf die Begründung der deutschen Aufsichtsbehörden behauptet Meta IE, dass die deutschen 
Aufsichtsbehörden „keine Begründung dafür liefern, warum die DPC in ihren Sachverhaltsfeststellungen im 
Irrtum ist“, ohne anzugeben, auf welches Element des Einspruchs der deutschen Aufsichtsbehörden sich diese 
Behauptung bezieht (Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.16). Meta IE gibt ein Beispiel, 
das sich nur auf die Sammelantwort und die entsprechende Antwort der deutschen Aufsichtsbehörden vom 
27. September 2022 bezieht. In diesem Beispiel wird nicht klargestellt, auf welches Element des Einspruchs der 
deutschen Aufsichtsbehörden Meta IE in ihrer Behauptung Bezug nimmt. In Bezug auf die von der französischen 
Aufsichtsbehörde vorgebrachten Fakten und rechtlichen Argumente macht Meta IE keinen Mangel geltend. Auf 
die Ausführungen von Meta IE zu dem von dem Beschlussentwurf ausgehenden Risiko wird im Folgenden 
eingegangen.  
448 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2‒6. Siehe Zusammenfassung oben, Rn. 195‒199. Einspruch 
der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 21‒27. Siehe Zusammenfassung oben, Rn. 200‒202. 
449 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.7 und 2.14. 
450 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.7‒2.9. 
451 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.8. 
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Rechtsbehelfsrechte von Nutzern von Meta Ireland infolge der Datenübermittlungen von Meta 
Ireland war stets gering, und ein solches Risiko betraf nur eine relativ begrenzte Zahl von 
Nutzern“452. 

 Diesbezüglich stellt der EDSA zunächst fest, dass die irische Aufsichtsbehörde das Vorbringen von 
Meta IE, wonach der Zugang der Regierung zu Daten in den USA „in der Praxis begrenzt und 
verhältnismäßig“ sei, nicht akzeptiert habe453. Tatsächlich ist die irische Aufsichtsbehörde der 
Ansicht, dass die Ausführungen von Meta IE in dieser Hinsicht „das Urteil des EuGH einfach 
ignorieren“454. Die irische Aufsichtsbehörde stellt ferner fest, dass Meta IE nicht nachweist, „dass 
die Praxis in den USA geeignet ist, die oben in den US-amerikanischen Rechtsvorschriften 
festgestellten Mängel zu beheben“455. Der EDSA weist außerdem erneut darauf hin, dass keine 
der Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde zu den von Meta IE begangenen Verstößen 
durch die von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen Einsprüche angefochten oder 
bestritten wird.  

 Der EDSA ist der Auffassung, dass die deutschen Aufsichtsbehörden eine Beeinträchtigung der 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen zum Ausdruck bringen, wenn der 
Beschlussentwurf unverändert bleibt, indem sie darauf hinweisen, dass die Rechte und Interessen 
der Personen, deren personenbezogene Daten bereits in der Vergangenheit übermittelt wurden, 
im EU-Recht nicht in hohem Maße geschützt werden456. Die Bedeutung dieser Beeinträchtigung 
wird durch das Schrems-II-Urteil belegt457. Die deutschen Aufsichtsbehörden sehen eine weitere 
nachteilige Auswirkung, nämlich dass der Beschlussentwurf einen gefährlichen Präzedenzfall für 
künftige Entscheidungen in Bezug auf andere Verantwortliche darstellt458. Daher stellt der EDSA 
fest, dass die deutschen Aufsichtsbehörden eindeutig die Bedeutung der mit dem 
Beschlussentwurf verbundenen Risiken für die betroffenen Personen belegen. 

 Der EDSA berücksichtigt, dass die französische Aufsichtsbehörde eine nachteilige Wirkung auf die 
Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen befürchtet, wenn der Beschlussentwurf 
unverändert bleibt, indem die in der Vergangenheit übermittelten personenbezogenen Daten 
trotz der Bedeutung der im Schrems-II-Urteil anerkannten Risiken dem Zugriff der US-Regierung 
ausgesetzt werden459. Daher stellt der EDSA fest, dass die französische Aufsichtsbehörde 
eindeutig die Bedeutung der mit dem Beschlussentwurf verbundenen Risiken für die betroffenen 
Personen belegt. 

 In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen stellt der EDSA fest, dass die oben genannten 
Einsprüche der deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen Aufsichtsbehörde nach 
Artikel 4 Nummer 24 DSGVO maßgeblich und begründet sind.   

                                                             
452 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 1, Rn. 2.15. Meta IE bezieht sich auf ihre Antwort zum 
vorläufigen Beschlussentwurf, Teil E, Rn. 3.9 bis 3.12. 
453 Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil E, Rn. 3.9 ff.  
454 Beschlussentwurf, Rn. 7.150, wobei insbesondere die Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen 
Beschlussentwurf, Teil E, Rn. 3.9 ff. genannt wird. 
455 Beschlussentwurf, Rn. 7.123‒7.126, wobei insbesondere die Stellungnahme von Meta IE zum vorläufigen 
Beschlussentwurf, Teil A, Rn. 2.4(C) und Teil E, Rn. 4.5 genannt wird. 
456 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4‒5. 
457 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3 und Fußnote 12. 
458 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
459 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23. 
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5.4.2 Beurteilung der Begründetheit 

1. Vorfragen im Zusammenhang mit dem Anwendungsbereich der von den deutschen 
Aufsichtsbehörden und der französischen Aufsichtsbehörde vorgeschlagenen Anordnung 

 Wie bereits erwähnt460, können die betroffenen Aufsichtsbehörden in ihren maßgeblichen und 
begründeten Einsprüchen alternative oder zusätzliche Abhilfemaßnahmen zu den im 
Beschlussentwurf vorgesehenen Maßnahmen vorschlagen, wenn sie der Auffassung sind, dass die 
geplanten Maßnahmen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nicht „geeignet, 
erforderlich und verhältnismäßig“ sind, um die Einhaltung der DSGVO sicherzustellen461.  

 In diesem Zusammenhang enthält Artikel 58 Absatz 2 DSGVO eine Liste von Abhilfebefugnissen, 
die von den Aufsichtsbehörden ausgeübt werden können, um die einheitliche Überwachung und 
Durchsetzung der DSGVO sicherzustellen. Alle Aufsichtsbehörden haben dieselben Befugnisse, 
unbeschadet zusätzlicher Befugnisse, die in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen sind.462 
Die Aufsichtsbehörden können daher entscheiden, welche Maßnahme unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalles am besten geeignet und erforderlich ist, müssen dabei jedoch 
sicherstellen, dass die DSGVO mit der gebotenen Sorgfalt vollständig durchgesetzt wird463. Vor 
diesem Hintergrund kann sich, wie der EDSA bereits ausgeführt hat, ein maßgeblicher und 
begründeter Einspruch auch auf andere Maßnahmen als Geldbußen beziehen, wobei die in 
Artikel 58 Absatz 2 DSGVO aufgeführten Befugnisse zu berücksichtigen sind464. Daher können die 
betroffenen Aufsichtsbehörden mit den von der federführenden Aufsichtsbehörde 
vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen nicht einverstanden sein, auch wenn die federführende 
Aufsichtsbehörde beschließt, keine bestimmte Abhilfemaßnahme zu verhängen465. Die 
betroffenen Aufsichtsbehörden erläutern dann klar, warum sie der Auffassung sind, dass eine 
andere oder zusätzliche Abhilfemaßnahme ergriffen werden sollte466, und zwar auf der Grundlage 
einer Begründung und Schlussfolgerung, die sich von der Begründung und Schlussfolgerung der 
federführenden Aufsichtsbehörde in Bezug auf die erhobenen Fakten und die getroffenen 
Feststellungen unterscheidet. 

 In diesem Fall erläutern die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden 
klar, warum die irische Aufsichtsbehörde ihrer Ansicht nach eine Anordnung in Bezug auf die 
Daten von EWR-Nutzern erlassen sollte, die unrechtmäßig in die USA übermittelt wurden und 
derzeit dort gespeichert werden467. Sie verweisen insbesondere auf das Risiko für die Grundrechte 
betroffener Personen, deren Daten unrechtmäßig in die USA übermittelt wurden und derzeit dort 
verarbeitet werden, wobei US-Behörden einen unverhältnismäßigen Zugriff haben und die 
betroffenen Personen keinen Zugang zu gerichtlichen Rechtsbehelfen haben468. Nach Ansicht der 
deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen Aufsichtsbehörde zieht die irische 

                                                             
460 Siehe oben, Rn. 66. 
461 Erwägungsgrund 129 der DSGVO. Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 92‒93. 
462 Artikel 58 Absatz 6 DSGVO und Erwägungsgrund 129 der DSGVO. 
463 Schrems-II-Urteil, Rn. 112. 
464 Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 92. 
465 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 32. Siehe auch Leitlinien des EDSA zu 
Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, Rn. 92.   
466 Leitlinien des EDSA zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 33.  
467 Siehe oben, Rn. 195‒202. 
468 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde Rn. 23; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2‒5.  
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Aufsichtsbehörde dadurch, dass sie keine solche Anordnung erlassen hat, nicht alle Konsequenzen 
aus der Rechtswidrigkeit der Übermittlungen.469   

 Daher bewertet der EDSA, ob die im Beschlussentwurf enthaltene geplante Maßnahme (in diesem 
Fall das Fehlen einer Maßnahme) angesichts der erhobenen Einsprüche nicht mit der DSGVO im 
Einklang steht und ob die irische Aufsichtsbehörde folglich in ihrem endgültigen Beschluss in 
Bezug auf geplante Maßnahmen auch eine Anordnung in Bezug auf die rechtswidrig in die USA 
übermittelten Daten aufnehmen muss470. Bei seiner Bewertung berücksichtigt der EDSA auch die 
Stellungnahmen von Meta IE sowie die einschlägige Rechtsprechung des EuGH471 und das mit der 
vorgeschlagenen Maßnahme verfolgte Ziel. 

 Der EDSA betont, dass die Übermittlung personenbezogener Daten nur dann erfolgen sollte, wenn 
diese Daten in dem Drittland ein Schutzniveau genießen, das dem in der EU im Wesentlichen 
gleichwertig ist472. Im Beschlussentwurf erkennt die irische Aufsichtsbehörde diese Verpflichtung 
an, indem sie eine vorübergehende Aussetzung von Übermittlungen gemäß Artikel 58 Absatz 2 
Buchstabe j DSGVO vorschlägt, um „sicherzustellen, dass die andauernden Eingriffe in die Rechte 
der betroffenen Personen so bald wie möglich beendet werden“473. Der vorübergehende 
Charakter einer solchen Anordnung wird von der irischen Aufsichtsbehörde gerechtfertigt, da 
„von Meta Ireland und/oder Meta US noch neue Maßnahmen entwickelt und umgesetzt werden 
können, um die festgestellten Mängel [im Beschlussentwurf] auszugleichen“474. Solche Mängel 
stellt der EuGH in den „sehr klaren Unzulänglichkeiten des US-Rechts“475 und ihren Auswirkungen 
„auf eine Beeinträchtigung des den betroffenen Personen gewährten Schutzes“476 fest. 

 Insbesondere stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass das US-Recht kein im Wesentlichen 
gleichwertiges Schutzniveau wie in der EU bietet, dass die von Meta IE angeführten 
Standardvertragsklauseln den unzureichenden Schutz nicht ausgleichen können und dass Meta IE 
über keine zusätzlichen Maßnahmen verfügt, die dies ausgleichen können477. Die irische 
Aufsichtsbehörde entscheidet über die Aussetzung von Übermittlungen, da es ihrer Ansicht nach 
keine anderen Mittel gibt, um den Schutz personenbezogener Daten478 in einer Situation 

                                                             
469 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde Rn. 25; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
470 In Bezug auf die von den deutschen Aufsichtsbehörden beantragte Anordnung, die Verarbeitung 
personenbezogener Daten einzustellen, stellt der EDSA fest, dass laut den deutschen Aufsichtsbehörden die 
Verarbeitung in den USA nur dann eingestellt wird, wenn die Daten zurückgegeben oder gelöscht werden 
(Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4). Daher wird der EDSA gleichzeitig den Antrag der deutschen 
Aufsichtsbehörden auf Einstellung der Verarbeitung und den Antrag der französischen Aufsichtsbehörde auf 
Rücksendung oder Löschung der Daten prüfen. In diesem Zusammenhang bezieht sich die „Rückgabe“ 
personenbezogener Daten auf ihre Rückgabe entweder in den EWR oder in ein Land, das ein angemessenes 
Schutzniveau für personenbezogene Daten bietet (siehe Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4).  
471 Siehe insbesondere Rechtssache C-311/18, in der es heißt, dass, wenn mehrere Maßnahmen gleichermaßen 
geeignet sind, die am wenigsten belastende zu wählen ist – Rn. 13. 
472 Schrems-II-Urteil, Rn. 93‒105 (insbesondere Rn. 94 und 105); Artikel 44‒46 DSGVO.    
473 Beschlussentwurf, Rn. 9.43(7). 
474 Beschlussentwurf, Rn. 9.46. Diese Möglichkeit wird auch in der Sammelantwort (S. 6) hervorgehoben, in der 
die irische Aufsichtsbehörde betont, dass das Ziel darin bestehe, „die Möglichkeit offenzulassen, dass die 
festgestellten Mängel noch behoben werden können“. 
475 Beschlussentwurf, Rn. 9.43(2). 
476 Beschlussentwurf, Rn. 9.39. 
477 Beschlussentwurf, Rn. 7.201. 
478 Beschlussentwurf, Rn. 9.13. 
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sicherzustellen, in der der Wesensgehalt des Grundrechts der Nutzer von Meta IE auf wirksamen 
gerichtlichen Rechtsschutz nicht gewahrt wird479.  

 Die irische Aufsichtsbehörde ist der Auffassung, dass, wenn die Daten weiterhin in die USA 
übermittelt würden, „das allgemeine Rechtssystem und die allgemeine Gesetzgebungspolitik 
erheblich untergraben würden“480. Dies steht im Einklang mit den Feststellungen der irischen 
Aufsichtsbehörde zum Verstoß gegen Artikel 46 DSGVO aufgrund des Fehlens zusätzlicher 
Maßnahmen, mit denen die festgestellten Mängel behoben werden könnten. Gleichzeitig stellt 
der EDSA fest, dass, wie die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden 
zutreffend hervorheben481, die Anordnung zur Aussetzung von Übermittlungen, wie sie im 
Beschlussentwurf formuliert ist, nur künftige Datenübermittlungen betrifft und sich daher nicht 
auf die personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern auswirkt, die bereits übermittelt wurden und 
in den USA verarbeitet werden482. In diesem Zusammenhang würden die von der irischen 
Aufsichtsbehörde ermittelten Risiken für die derzeit in den USA gespeicherten Daten trotz der von 
der irischen Aufsichtsbehörde vorgesehenen Abhilfemaßnahme weiterhin bestehen.483 Laut dem 
EuGH müssen die Aufsichtsbehörden geeignete Maßnahmen ergreifen, „um allen im 
Zusammenhang mit internationalen Datenübermittlungen festgestellten 
Unzulänglichkeitsfeststellungen abzuhelfen“484. Der EuGH betont ferner, dass die 
Hauptverantwortung der Aufsichtsbehörden, die Anwendung der DSGVO zu überwachen und 
durchzusetzen, „von besonderer Bedeutung ist, wenn personenbezogene Daten in ein Drittland 
übermittelt werden“485.  

 Vor diesem Hintergrund betonen die deutschen Aufsichtsbehörden, dass die Einstellung der 
Verarbeitung in den USA, einschließlich jeglicher Speicherung, die einzige Maßnahme ist, die 
diesen Risiken wirksam begegnen und zusammen mit der Anordnung, die Übermittlung 
auszusetzen, das Schutzniveau486 für die personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern 
wiederherstellen und aufrechterhalten kann. Die deutschen Aufsichtsbehörden betonen ferner, 
dass die Einstellung der Verarbeitung unter anderem im Zusammenhang mit einer Anordnung zur 
Einhaltung der Vorschriften nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO angewiesen werden 
könnte. Ebenso ist die französische Aufsichtsbehörde der Ansicht, dass Meta IE angewiesen 
werden sollte, die Verarbeitung mit der DSGVO in Einklang zu bringen487. 

                                                             
479 Beschlussentwurf, Rn. 8.41. Siehe auch Beschlussentwurf, Rn. 8.23‒8.45, 9.18 (insbesondere Fn. 188), 9.28 
und 9.41. 
480 Beschlussentwurf, Rn. 9.22. 
481 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, S. 22; Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2, 
Abschnitt b. 
482 In diesem Zusammenhang weist der EDSA erneut darauf hin, dass Artikel 44 DSGVO Folgendes vorsieht: „Alle 
Bestimmungen dieses Kapitels sind anzuwenden, um sicherzustellen, dass das durch diese Verordnung 
gewährleistete Schutzniveau für natürliche Personen nicht untergraben wird“, was für „[j]edwede Übermittlung 
personenbezogener Daten, die bereits verarbeitet werden oder nach ihrer Übermittlung an ein Drittland oder 
eine internationale Organisation verarbeitet werden sollen“, gilt und auch die Weiterübermittlung 
personenbezogener Daten umfasst. 
483 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2; Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23 und 
25. So verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden beispielsweise auf die Tatsache, dass den betroffenen 
Personen keine wirksamen Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen. 
484 Schrems II, Rn. 111.   
485 Schrems II, Rn. 108. 
486 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3‒4. 
487 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 27. 
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 Die deutschen Aufsichtsbehörden weisen ferner darauf hin, dass die Rückgabe oder Löschung der 
in den USA gespeicherten Daten von EWR-Nutzern eine „besonders wirksame Maßnahme“ 
darstellt, um die Verarbeitung einzustellen.488 Ebenso weist die französische Aufsichtsbehörde auf 
die Rückgabe oder Löschung der in den USA gespeicherten Daten von EWR-Nutzern als 
Maßnahme hin, mit der die Einhaltung der DSGVO sichergestellt werden soll.489  

 Der EDSA nimmt den Standpunkt von Meta IE in seiner Stellungnahme zu Artikel 65 und den darin 
genannten Unterlagen zur Kenntnis. In seiner Stellungnahme konzentriert sich Meta IE auf die 
konkreten Mittel, die die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden bei 
der Sicherstellung der Einhaltung der DSGVO für besonders wirksam halten, nämlich die Rückgabe 
oder Löschung der in den USA gespeicherten personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern. 
Zusammenfassend führt Meta IE aus technischer Sicht aus, dass eine Anordnung zur Rückgabe 
personenbezogener Daten deren Löschung nach sich ziehen würde und dass die Löschung 
personenbezogener Daten, die in US-Rechenzentren gespeichert sind, wiederum die Löschung 
aller personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, einschließlich der im EWR gespeicherten 
personenbezogenen Daten, zur Folge hätte490. 

 In diesem Zusammenhang betont der EDSA, dass die Verantwortlichen im Einklang mit dem 
Grundsatz der Rechenschaftspflicht für die Einhaltung der DSGVO verantwortlich sind und in der 
Lage sein müssen, deren Einhaltung nachzuweisen491. Dieser allgemeine Grundsatz ergibt sich aus 
spezifischen Pflichten des Verantwortlichen, einschließlich der Verpflichtung, geeignete 
technische und organisatorische Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen und den Nachweis 
dafür erbringen zu können, dass die Verarbeitung gemäß der DSGVO erfolgt und dass diese 
Maßnahmen erforderlichenfalls überprüft und aktualisiert werden492. Wie der EDSA bereits 
betont hat, hat das Recht auf Datenschutz aktiven Charakter und verlangt im Zusammenhang mit 
internationalen Übermittlungen, dass Exporteure und Importeure aktiv und kontinuierlich 
handeln, indem sie rechtliche, technische und organisatorische Maßnahmen ergreifen, die seine 
Wirksamkeit sicherstellen493.  

 Daher müssen die Verantwortlichen im Rahmen der Rechenschaftspflicht ihre 
Datenverarbeitungssysteme so gestalten oder erforderlichenfalls aktualisieren, dass die 
rechtmäßige Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß der DSGVO sichergestellt ist. Diese 

                                                             
488 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
489 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 24 und 26. 
490 In Bezug auf die Rückgabe personenbezogener Daten, die in den USA gespeichert sind, nimmt der EDSA die 
Auffassung von Meta IE zur Kenntnis, dass die Löschung die einzige Möglichkeit wäre, um sicherzustellen, dass 
die Daten von EWR-Nutzern nicht mehr in den USA gespeichert werden (Stellungnahme von Meta IE zu 
Artikel 65, Rn. 10.2–10.6). Der EDSA nimmt ferner die Stellungnahme von Meta IE zur Vernetzung des Facebook-
Dienstes Social Graph und dessen Replikation in allen Rechenzentren zur Kenntnis. Daher geht der EDSA davon 
aus, dass dieses Design dazu führt, dass die Daten aller Nutzer (einschließlich der Daten von EWR-Nutzern) in 
allen Rechenzentren, auf der Cache-Ebene sowie in den vollständigen Kopien der Nutzerdatenbank, die in oder 
in der Nähe jedes Rechenzentrums verfügbar sind, gespeichert werden. Meta IE zufolge besteht angesichts der 
Replikation der Nutzerdatenbank die einzige Möglichkeit, die in US-amerikanischen Rechenzentren als Teil des 
Social Graph gespeicherten EWR-Nutzerdaten zu entfernen, darin, diese Nutzer vollständig von Facebook zu 
entfernen (siehe insbesondere: Datenübertragungsbericht von Meta IE, 10‒14, 19, 24‒27; Nieh-
Sachverständigenbericht, Rn. 7‒13, 18‒21; Antwort von Meta IE auf Schrems, Teil B, Rn. 1.3‒1.6; Stellungnahme 
von Meta zum vorläufigen Beschlussentwurf, Teil F, Rn. 5.2‒5.3). 
491 Artikel 5 Absatz 2 DSGVO. 
492 Artikel 24 DSGVO. 
493 EDSA-Empfehlungen zu ergänzenden Maßnahmen, Rn. 3.  
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Verpflichtung sollte auch für Systeme gelten, die die kontinuierliche Übermittlung 
personenbezogener Daten in Drittländer erfordern, insbesondere in einem Fall wie dem 
vorliegenden, in dem der EuGH bereits zwei Mal festgestellt hat, dass das in den USA gewährte 
Schutzniveau dem in der EU gewährten Schutzniveau im Wesentlichen nicht gleichwertig ist.  

 Der EDSA erinnert daran, dass die Einhaltung der DSGVO auf unterschiedliche Weise erreicht 
werden kann und in diesem besonderen Fall nicht unbedingt die Rückgabe oder Löschung der in 
den USA gespeicherten Daten von EWR-Nutzern zur Folge haben muss, da der Verantwortliche 
andere technische Lösungen ermitteln könnte494. Zur Vermeidung von Zweifeln und angesichts 
der Stellungnahmen von Meta IE zur Rückgabe und Löschung der in den USA gespeicherten Daten 
von EWR-Nutzern betont der EDSA, dass in den Einsprüchen der französischen Aufsichtsbehörde 
und der deutschen Aufsichtsbehörden ausdrücklich gefordert wird, eine Anordnung zu erlassen, 
um die Verarbeitung mit den Vorschriften in Einklang zu bringen, was im Falle des Einspruchs der 
deutschen Aufsichtsbehörden in Form einer Anordnung zur Einstellung der Verarbeitung 
formuliert wird495. In beiden Fällen wird in den Einsprüchen die Rückgabe oder Löschung der 
Daten der EWR-Nutzer in den USA als Maßnahme genannt, mit der eine solche Einhaltung erreicht 
werden könnte. Andere mögliche Maßnahmen sind jedoch nicht ausgeschlossen. Dies wird 
insbesondere im Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden deutlich, in dem die deutschen 
Aufsichtsbehörden anerkennen, dass die Einstellung der Verarbeitung durch verschiedene 
Maßnahmen umgesetzt werden kann, und nur auf die Löschung personenbezogener Daten als 
Beispiel verweisen496. 

 Vor diesem Hintergrund wird der EDSA prüfen, ob er die irische Aufsichtsbehörde anweisen sollte, 
Meta IE anzuweisen, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, indem 
das Unternehmen die rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die DSGVO übermittelt 
wurden, in den USA einstellt.  Wird eine solche Anordnung auferlegt, obliegt es Meta IE, die 
geeigneten Maßnahmen zu ermitteln und umzusetzen, um die Verarbeitungsvorgänge 
entsprechend den Rechenschaftspflichten mit den Vorschriften in Einklang zu bringen.  

2. Vorfragen im Zusammenhang mit der Rechtsgrundlage  

 Zur Vermeidung von Zweifeln und angesichts der Argumente von Meta IE in Bezug auf die 
Rechtsgrundlage für die Anweisung zur Einstellung der Verarbeitung, wie von den deutschen 
Aufsichtsbehörden vorgeschlagen, möchte der EDSA diesen Aspekt als Vorfrage behandeln.  

 Gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO kann eine Aufsichtsbehörde einen 
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter anweisen, Verarbeitungsvorgänge gegebenenfalls auf 
bestimmte Weise und innerhalb eines bestimmten Zeitraums in Einklang mit den Bestimmungen 

                                                             
494 Darauf verweisen auch die deutschen Aufsichtsbehörden im Einspruch. Siehe insbesondere S. 4, wo die 
deutschen Aufsichtsbehörden erklären, dass „die einzige Möglichkeit, die vollständige Durchsetzung der 
DSGVO – mit Ausnahme einer Anordnung zur Löschung der bereits übermittelten personenbezogenen Daten – 
sicherzustellen, darin besteht, die Einstellung der Verarbeitung der personenbezogenen Daten in den USA 
anzuordnen“ (Hervorhebung hinzugefügt), und S. 5, wo es heißt: „Die Einstellung der Verarbeitung zuvor in die 
USA übermittelter personenbezogener Daten kann durch verschiedene Maßnahmen umgesetzt werden“. 
495 Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen mehrfach auf die Notwendigkeit, die Verarbeitung mit den 
Vorschriften in Einklang zu bringen. Siehe z. B. S. 3 „Die vollständige Einhaltung der DSGVO wäre nicht 
sichergestellt“, S. 4 „Die Auferlegung einer Anordnung zur Einhaltung der Vorschriften kann für den 
Verantwortlichen nicht überraschend sein“ und S. 5, wenn es um Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO geht. 
496 Siehe Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. Siehe auch S. 4 letzter Absatz.  
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der DSGVO zu bringen. Die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden 
erwähnen diese Bestimmung ausdrücklich als geeignete Abhilfemaßnahme in diesem Fall.497 
Meta IE argumentiert, dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO „nicht die Befugnis vorsieht, 
die Löschung zu verlangen oder von einem Verantwortlichen zu verlangen, die Rückgabe … von 
Daten, die von einem Dritten, einschließlich seines Auftragsverarbeiters, verarbeitet werden, zu 
ermöglichen“498. Meta IE macht ferner geltend, dass in Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe j, mit dem 
den Aufsichtsbehörden die Befugnis übertragen wird, die Aussetzung von Datenübermittlungen 
in ein Drittland anzuordnen, nicht auf die Rückgabe oder Löschung bereits übermittelter Daten 
Bezug genommen werde und dass nach Ansicht von Meta IE „dieses Fehlen auf eine Präferenz für 
die Aussetzung von Übermittlungen … hindeutet, ohne die vor der Aussetzung übermittelten 
personenbezogenen Daten zu beeinträchtigen“499.   

 Wie bereits erwähnt, führen die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen 
Aufsichtsbehörden in ihren Einsprüchen Beispiele für Maßnahmen an, die in diesem 
Zusammenhang besonders wirksam erscheinen, um die Verarbeitung mit den Vorschriften in 
Einklang zu bringen oder die Verarbeitung in den USA einzustellen, nämlich die Rückgabe oder 
Löschung der in den USA gespeicherten Daten von EWR-Nutzern. Der EDSA betont jedoch, dass 
möglicherweise andere Mittel zur Verfügung stehen, um die Einhaltung der Vorschriften zu 
erreichen, wie von den deutschen Aufsichtsbehörden im Einspruch anerkannt500.  

 In jedem Fall möchte der EDSA klarstellen, dass Artikel 58 DSGVO die Mittel darstellt, mit denen 
die Aufsichtsbehörden die in Artikel 57 DSGVO verankerten Aufgaben wahrnehmen können501. 
Insbesondere sieht Artikel 57 Absatz 1 DSGVO die Verpflichtung jeder Aufsichtsbehörde vor, die 
Anwendung der DSGVO „zu überwachen und durchzusetzen“. In diesem Zusammenhang ist in 
Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO eindeutig festgelegt, dass die Aufsichtsbehörde den 
Verantwortlichen anweisen kann, die Verarbeitung gegebenenfalls auf bestimmte Weise mit den 
Vorschriften in Einklang zu bringen. Mit anderen Worten: Die DSGVO bietet den 
Aufsichtsbehörden genügend Flexibilität, um gegebenenfalls über die am besten geeignete, 
notwendige und verhältnismäßige Maßnahme zu entscheiden, um die Verarbeitung mit den 
Vorschriften in Einklang zu bringen.  

 Wann immer der Gesetzgeber es für notwendig erachtete, den Inhalt einer Art von 
Abhilfemaßnahme festzulegen, hat er dies getan – dies ist bei den meisten Maßnahmen nach 
Artikel 58 Absatz 2 DSGVO der Fall. Die Tatsache, dass die Anordnung zur Einhaltung der 
Vorschriften der Aufsichtsbehörde einen Ermessensspielraum hinsichtlich der für ihre Umsetzung 
am besten geeigneten Art und Weise lässt, spiegelt die Absicht des Gesetzgebers wider, es den 
Aufsichtsbehörden zu ermöglichen, gegebenenfalls über die geeignete Abhilfemaßnahme 
entsprechend den Umständen des Einzelfalls zu entscheiden. Daher ist der EDSA der Auffassung, 

                                                             
497 Siehe Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 26‒27, und Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden, S. 5. In diesem Zusammenhang hält es die französische Aufsichtsbehörde für angebracht, 
Meta IE anzuweisen, die Verarbeitung bereits übermittelter Daten [mit den Vorschriften der DSGVO] in Einklang 
zu bringen (Rn. 26). Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen auf die Einstellung der Verarbeitung als 
Abhilfemaßnahme gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO zur Wiederherstellung des Schutzniveaus der 
DSGVO (S. 5).  
498 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 11.4. 
499 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, 1.11. 
500 Siehe Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5 am Ende. 
501 Siehe Giurgiu, A., & Larsen, T. A. (2016). Roles and powers of national data protection authorities. European 
Data Protection Law Review (EDPL), 2(3), 342–352, S. 348. 
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dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO nicht so ausgelegt werden kann, dass die 
Aufsichtsbehörde daran gehindert wäre, die am besten geeignete Maßnahme festzulegen, wenn 
die Aufsichtsbehörde dies für angemessen hält. Eine solche Auslegung würde die Bestimmung 
bedeutungslos machen und in direktem Widerspruch zur ständigen Rechtsprechung des EuGH 
stehen, wonach Datenschutzbegriffe im Lichte der in der Grundrechte-Charta verankerten 
Grundrechte auszulegen sind502. Darüber hinaus betont der EDSA, dass die Tatsache, dass in 
Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe j nicht auf das Schicksal der bereits übermittelten Daten Bezug 
genommen wird, die Aufsichtsbehörden nicht daran hindert, zusätzliche Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen, die den besonderen Umständen des Falles angemessen sind.  

 Daher stimmt der EDSA mit den deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen 
Aufsichtsbehörde darin überein, dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO die irische 
Aufsichtsbehörde ermächtigt, im vorliegenden Fall eine Anweisung zu erlassen, um die 
Verarbeitung in Einklang mit Kapitel V zu bringen, indem die rechtswidrige Verarbeitung, 
einschließlich der Speicherung, von personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter 
Verstoß gegen die DSGVO übermittelt wurden, in den USA eingestellt wird, sofern dies die 
geeignete, notwendige und verhältnismäßige Maßnahme darstellt, um die Einhaltung der DSGVO 
sicherzustellen. Entgegen der Auffassung von Meta IE ist der bloße Umstand, dass eine solche 
Anordnung den Verantwortlichen verpflichten kann, Unterstützung von seinem 
Auftragsverarbeiter in Anspruch zu nehmen, um diesem nachzukommen, rechtlich unerheblich. 
Andernfalls würde die Wirksamkeit einer Anweisung, die Verarbeitung mit den Vorschriften in 
Einklang zu bringen, davon abhängen, ob ein Auftragsverarbeiter beteiligt ist oder nicht503.  

 Die deutschen Aufsichtsbehörden sind ferner der Ansicht, dass die Einstellung der Verarbeitung 
auch auf einer Anordnung zur Beschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 58 Absatz 2 
Buchstabe f DSGVO beruhen könnte, indem sie in Bezug auf den räumlichen Anwendungsbereich 
beschränkt wird. Meta IE argumentiert, dass eine Maßnahme mit „dauerhafter und irreversibler“ 
Wirkung nicht auf Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe f DSGVO gestützt werden könne504. Der EDSA 
stellt fest, dass in Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe f DSGVO klar zwischen zwei Arten von 
Beschränkungen einschließlich Verboten der Verarbeitung unterschieden wird: eine 
vorübergehende oder endgültige Beschränkung. Daher fällt eine Anordnung zur Einstellung der 
Verarbeitung unabhängig von der Art der Einstellung nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe f DSGVO 
eindeutig in die Zuständigkeit der Aufsichtsbehörden.  

                                                             
502 Schrems-II-Urteil, Rn. 99‒101. Siehe auch Urteil des Gerichtshofs vom 6. November 2003, Lindqvist, C-
101/01, ECLI:EU:C:2003:596, Rn 84‒90; Schrems-I-Urteil, Rn. 38; Urteil des Gerichtshofs vom 20. Mai 2003, 
Österreichischer Rundfunk u. a., C-465/00, C-138/01 und C-139/01, ECLI:EU:C:2003:294, Rn. 68; Urteil des 
Gerichtshofs vom 13. Mai 2014, Google Spain und Google, C-131/12, ECLI:EU:C:2014:317, Rn. 68; Urteil des 
Gerichtshofs vom 11. Dezember 2014, Ryneš, C-212/13, ECLI:EU:C:2014:2428, Rn. 29).  
503 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 11.4. Darüber hinaus steht es voll und ganz im Einklang mit 
der Definition des Begriffs „Auftragsverarbeiter“ und mit der in Artikel 28 DSGVO verankerten Beschreibung 
der Beziehung zwischen dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter, ein Szenario in Erwägung zu 
ziehen, in dem der Verantwortliche den Auftragsverarbeiter auffordert, Maßnahmen in Bezug auf die 
personenbezogenen Daten vorzunehmen, die der Auftragsverarbeiter im Namen des Verantwortlichen 
verarbeitet. Der Auftragsverarbeiter verarbeitet nur Daten auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen 
(Artikel 28 Absatz 3 Buchstabe a DSGVO). Siehe EDSA-Leitlinien 07/2020 zu den Begriffen „Verantwortlicher“ 
und „Auftragsverarbeiter“ in der DSGVO, Version 2.1, angenommen am 20. September 2022, insbesondere 
Rn. 116‒121. 
504 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, 1.10 b). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=ecli:ECLI%3AEU%3AC%3A2003%3A294&locale=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=ecli%3AECLI%3AEU%3AC%3A2003%3A294
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI:EU:C:2003:294#%20
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=ecli%3AECLI%3AEU%3AC%3A2014%3A317
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI:EU:C:2014:317
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI:EU:C:2014:317#%20
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=ecli%3AECLI%3AEU%3AC%3A2014%3A2428
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=ecli:ECLI:EU:C:2014:2428
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=ecli:ECLI:EU:C:2014:2428#%20
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 Schließlich nimmt der EDSA in Bezug auf Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO zur Kenntnis, dass 
Meta IE in ihrer Stellungnahme 39/2021 nicht mit dem Standpunkt des EDSA einverstanden ist505. 
Der EDSA hält jedoch an seinem Standpunkt fest, dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO eine 
gültige Rechtsgrundlage für eine Aufsichtsbehörde darstellt, um die Löschung unrechtmäßig 
verarbeiteter personenbezogener Daten von Amts wegen anzuordnen, wenn ein solcher Antrag 
nicht von der betroffenen Person gestellt wurde506.  

 In jedem Fall ist der Umfang der Einsprüche, wie bereits erläutert, weiter gefasst, da die 
französische Aufsichtsbehörde ausdrücklich eine Anweisung fordert, die Verarbeitung mit den 
Vorschriften in Einklang zu bringen, und die deutschen Aufsichtsbehörden auf eine Anweisung zur 
Einstellung der Verarbeitung verweisen, die ihrer Ansicht nach auf der Grundlage von Artikel 58 
Absatz 2 Buchstabe d DSGVO erlassen werden könnte. 

 Angesichts des Wortlauts der Einsprüche der französischen Aufsichtsbehörde und der deutschen 
Aufsichtsbehörden ist es für den EDSA klar, dass das Ziel in beiden Fällen darin besteht, die 
Einhaltung der DSGVO in Bezug auf die Verarbeitung von unrechtmäßig in die USA übermittelten 
und derzeit dort gespeicherten Daten von EWR-Nutzern sicherzustellen507. Daher ist der EDSA in 
diesem besonderen Fall der Auffassung, dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO die 
geeignetste Abhilfemaßnahme zur Behebung des Verstoßes vorsieht.  

3. Die Geeignetheit einer Anordnung, die Verarbeitung in Einklang mit Kapitel V DSGVO zu bringen, 
indem die rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von personenbezogenen 
Daten von EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die DSGVO übermittelt wurden, in den USA 
eingestellt wird 

 In den folgenden Absätzen wird der EDSA die Geeignetheit, Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit der von der französischen Aufsichtsbehörde und den deutschen 
Aufsichtsbehörden beantragten Anordnung unter Berücksichtigung des verfolgten Ziels bewerten, 
nämlich die Verarbeitung von Daten von EWR-Nutzern, die rechtswidrig in die USA übermittelt 
wurden und derzeit in den USA gespeichert sind, mit der DSGVO in Einklang zu bringen. Dies würde 
erreicht, wenn die unrechtmäßige Verarbeitung der Daten von EWR-Nutzern in den USA, 
einschließlich der Speicherung, eingestellt würde, wie die deutschen Aufsichtsbehörden in ihrem 
Einspruch anführen.  

Geeignetheit 

 Der EDSA stellt fest, dass Bestimmungen darüber, was mit in ein Drittland übermittelten 
personenbezogenen Daten geschieht, sobald die betreffende(n) Übermittlung(en) ausgesetzt 
oder beendet ist/sind, nichts Neues sind. Wie die deutschen Aufsichtsbehörden zu Recht 
betonen508, enthielten die alten Standardvertragsklauseln der Europäischen Kommission für 

                                                             
505 Insbesondere ist Meta IE der Auffassung, dass Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO keine Rechtsgrundlage 
für Aufsichtsbehörden darstellt, um die Löschung personenbezogener Daten anzuordnen, die nicht zuvor von 
einer betroffenen Person angefordert wurden (Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 11.1 ff.). 
506 Stellungnahme des EDSA 39/2021, Rn. 28. 
507 In dem Einspruch verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden mehrmals darauf, dass die Verarbeitung mit 
den Vorschriften in Einklang gebracht werden müsse (siehe Fußnote 495). Siehe auch den Einspruch der 
französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 21‒27.  
508 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3‒4. 
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Übermittlungen zwischen Verantwortlichen und Auftragsverarbeitern509 eine Klausel, in der die 
Pflichten des Datenimporteurs in Bezug auf die bereits übermittelten personenbezogenen Daten 
dargelegt wurden, sobald die Parteien die Beendigung der Datenverarbeitungsdienste vereinbart 
haben510. Diese Klausel wurde als Verpflichtung im Falle der Kündigung des Vertrags in allen 
Modulen der aktualisierten Standardvertragsklauseln umgesetzt511. Ebenso sah 
Erwägungsgrund 33 des Privacy Shield-Beschlusses, wie von der französischen Aufsichtsbehörde 
betont, auch Bestimmungen darüber vor, was mit den übermittelten personenbezogenen Daten 
im Falle von Organisationen geschieht, die die Grundsätze dauerhaft nicht einhalten. Dies ist 
insbesondere im Zusammenhang mit einer Beziehung zwischen Verantwortlichen und 
Auftragsverarbeitern von Bedeutung, in der die Verantwortlichen gemäß Artikel 28 Absatz 1 
DSGVO nur Auftragsverarbeiter einsetzen dürfen, die ausreichende Garantien bieten, um die 
DSGVO einzuhalten und den Schutz der Rechte der betroffenen Personen sicherzustellen.  

 Der EDSA nimmt die diesbezüglichen Argumente von Meta IE zur Kenntnis512. Der EDSA stimmt 
zu, dass sich die in Erwägungsgrund 33 des Privacy Shields und Klausel 12 der alten bzw. Klausel 16 
Buchstabe d der aktuellen Standardvertragsklauseln vorgesehenen Situationen von der 
vorliegenden Rechtssache unterscheiden, in der die Aussetzung der Übermittlungen infolge der 
Anordnung der irischen Aufsichtsbehörde erfolgen wird. Diese Bestimmungen unterstreichen 
jedoch eindeutig, dass das Schicksal der bereits übermittelten Daten festgelegt werden muss, 
sobald der Datenimporteur keine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der übermittelten Daten 
hat und/oder die Einhaltung der DSGVO, insbesondere ihres Kapitels V, unabhängig vom Grund 
nicht garantieren kann. Dies ist eine logische Folge aus Artikel 44 DSGVO, der den Schutz 
personenbezogener Daten sicherstellt, die in Drittländer übermittelt werden.  

 Unter Berücksichtigung der Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde in ihrem 
Beschlussentwurf und insbesondere des von Meta IE begangenen Verstoßes gegen die DSGVO 
und der im Schrems-II-Urteil festgestellten und von der irischen Aufsichtsbehörde bestätigten 
Risiken sowie der vorstehenden Elemente und Erwägungen ist der EDSA der Auffassung, dass eine 
Anordnung, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, indem die 
rechtswidrige Verarbeitung in den USA, einschließlich der Speicherung, von personenbezogenen 
Daten von EWR-Nutzern eingestellt wird, wobei die Daten unter Verstoß gegen die DSGVO 
übermittelt wurden, im vorliegenden Fall angemessen ist, um die Nichteinhaltung der DSGVO zu 
beheben.  

 Im folgenden Abschnitt wird der EDSA prüfen, ob die Anordnung unter Berücksichtigung der 
Umstände des Einzelfalls auch erforderlich und verhältnismäßig ist.  

                                                             
509 Beschluss 2010/87 der Kommission, aufgehoben am 26. September 2021 (im Folgenden „alte 
Standardvertragsklauseln“). 
510 Siehe Klausel 12 der alten Standardvertragsklauseln. 
511 Anhang des Durchführungsbeschlusses 2021/914 der Kommission (im Folgenden „aktuelle 
Standardvertragsklauseln“), Klausel 16 Buchstabe d. 
512 Meta IE argumentiert insbesondere, dass Erwägungsgrund 33 des Privacy Shields unter ganz bestimmten 
Umständen der anhaltenden Nichteinhaltung Anwendung finde, was bei Meta IE nicht der Fall sei, und dass 
Meta IE daher, selbst wenn Meta IE ihre Übermittlungen im Rahmen des Privacy Shields vorgenommen hätte, 
nicht verpflichtet gewesen wäre, die personenbezogenen Daten zurückzugeben oder zu löschen (Stellungnahme 
von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, 1.4). In Bezug auf die Standardvertragsklauseln behauptet Meta IE, dass die 
Rückgabe oder Löschung erst dann ausgelöst werde, wenn die Standardvertragsklauseln beendet würden, nicht 
jedoch, wenn sie ausgesetzt würden. Dies beweist laut Meta IE, dass eine Anordnung zur Rückgabe oder 
Löschung der Daten unverhältnismäßig wäre (Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, 1.17‒1.18). 
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Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit 

 Im Beschlussentwurf vertritt die irische Aufsichtsbehörde die Auffassung, dass eine Anordnung 
zur Rückgabe oder Löschung bereits übermittelter personenbezogener Daten „übertrieben“ wäre 
und dass es jedem einzelnen Nutzer freisteht, seine Rechte gemäß der DSGVO „in vollem Umfang“ 
auszuüben513. Die französische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden stimmen 
der irischen Aufsichtsbehörde nicht zu und sind der Auffassung, dass die Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die rechtswidrig in die USA übermittelt und derzeit in den USA 
gespeichert werden, wie oben erläutert, mit der DSGVO in Einklang gebracht werden muss, und 
verweisen auf einige konkrete Maßnahmen, mit denen eine solche Einhaltung erreicht werden 
könnte. Meta IE konzentriert sich in seinen Stellungnahmen stark auf diese konkreten 
Maßnahmen und argumentiert, dass die Rückgabe der Daten nicht geeignet sei514 und die 
Löschung angesichts ihrer „erheblichen und dauerhaften nachteiligen Auswirkungen“515 noch 
erforderlich sei, da die abschreckende Wirkung bereits durch die Anordnung der Aussetzung der 
Übermittlung erreicht werde516, und auch nicht verhältnismäßig sei, da die Anordnung der 
Aussetzung der Übermittlung vorübergehend und die Anordnung der Löschung der Daten 
unwiderruflich sei517. In seinen Stellungnahmen geht Meta IE nicht auf andere mögliche Mittel ein, 
um die Verarbeitung mit den Vorschriften in Einklang zu bringen518.  

 Einleitend betont der EDSA, dass die Möglichkeit für betroffene Personen, ihre Rechte gemäß der 
DSGVO auszuüben, die Aufsichtsbehörden nicht daran hindert, geeignete Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen, um einen Verstoß zu beheben. Der EDSA stimmt einem Standpunkt grundsätzlich nicht 
zu, bei dem in der Praxis die Durchsetzung der DSGVO von individuellen Maßnahmen abhängig 
gemacht würde, ohne die Verantwortlichen zu verpflichten, die festgestellten Verstöße 
abzustellen. Dieser Standpunkt würde nach Ansicht des EDSA die wirksame Anwendung eines der 
beiden allgemeinen Ziele der DSGVO, nämlich des Schutzes der „Grundrechte und 
Grundfreiheiten natürlicher Personen und insbesondere ihres Rechts auf Schutz 
personenbezogener Daten“, untergraben519.   

 Wie der EDSA bereits in Erinnerung gerufen hat, sind die Aufsichtsbehörden verpflichtet, 
angemessen zu reagieren, um Verstöße gegen die DSGVO im Einklang mit den ihnen in Artikel 58 
Absatz 2 DSGVO zur Verfügung stehenden Mitteln zu beheben520. Abhilfemaßnahmen sollten 
angewandt werden, soweit sie entsprechend den Umständen des Einzelfalls geeignet, erforderlich 
und verhältnismäßig sind521. Dies macht deutlich, dass die Abhilfemaßnahmen und die Ausübung 
von Befugnissen durch die Aufsichtsbehörden auf den konkreten Fall zugeschnitten sein 

                                                             
513 Beschlussentwurf, Rn. 9.49. 
514 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 10.5. 
515 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 12.7. 
516 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 12.9. 
517 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, 12.12‒12.14. 
518 Meta IE argumentiert, dass „jede Anordnung, die Verarbeitung [von Daten von EWR-Nutzern in den USA] in 
der von der Hamburger Aufsichtsbehörde und der französischen Aufsichtsbehörde gewünschten Weise 
einzustellen, in Wirklichkeit eine Anordnung zur Löschung all dieser Daten wäre“ (Stellungnahme von Meta IE 
zu Artikel 65, 10.6). Der EDSA geht auf dieses Argument insbesondere in Rn. 261 dieses verbindlichen 
Beschlusses ein. 
519 Artikel 1 Absatz 2 DSGVO. 
520 Schrems II, C-311/18, Rn. 111 und verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 278, verbindlicher Beschluss 4/2022, 
Rn. 280, und verbindlicher Beschluss 5/2022, Rn. 305.  
521 Erwägungsgrund 129 der DSGVO. 
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müssen522. Dies steht im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des EuGH, wonach die 
Maßnahmen nicht die Grenzen dessen überschreiten dürfen, was zur Erreichung der rechtmäßig 
verfolgten Ziele geeignet und erforderlich ist; wenn mehrere geeignete Maßnahmen zur Auswahl 
stehen, ist die am wenigsten belastende zu wählen; ferner müssen die verursachten Nachteile in 
angemessenem Verhältnis zu den angestrebten Zielen stehen523.  

 Der EDSA hat stets darauf hingewiesen, dass bei der Wahl der geeigneten Abhilfemaßnahme 
sichergestellt werden muss, dass eine solche Maßnahme erforderlich ist, um die DSGVO 
durchzusetzen und den Schutz der betroffenen Personen bei der Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten sicherzustellen524. Wenn mehrere geeignete Maßnahmen zur Auswahl 
stehen, verlangt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, dass die am wenigsten belastende 
Maßnahme gewählt wird und dass sie keine im Hinblick auf das verfolgte Ziel unverhältnismäßigen 
Nachteile verursacht525. 

 Der EDSA nimmt die Argumente zur Kenntnis, die in den Einsprüchen der französischen 
Aufsichtsbehörde und der deutschen Aufsichtsbehörden vorgebracht wurden, um die 
Notwendigkeit einer Anordnung in Bezug auf personenbezogene Daten von EWR-Nutzern zu 
rechtfertigen, die rechtswidrig in die USA übermittelt und derzeit dort gespeichert werden. 
Insbesondere verweist die französische Aufsichtsbehörde auf die „erheblichen Risiken“ der 
Verletzung der Privatsphäre natürlicher Personen aufgrund des Zugriffs auf Daten durch US-
Behörden, wie sie im Schrems-II-Urteil und im Beschlussentwurf festgestellt wurden526. Die 
deutschen Aufsichtsbehörden verweisen auch auf das Risiko eines „unverhältnismäßigen Zugriffs 
der US-Behörden“ und das Fehlen wirksamer Rechtsbehelfe, was ihrer Ansicht nach „ein 
dauerhaftes hohes Risiko für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen zur 
Folge hat, das durch die im Beschlussentwurf vorgesehene Maßnahme nicht behoben wird“527. 

 Wie in Rn. 224 erwähnt, ist die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf der Auffassung, dass 
die „sehr eindeutigen Unzulänglichkeiten im US-Recht“ den Schutz der betroffenen Personen 
untergraben und der Wesensgehalt ihres Grundrechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz 
nicht geachtet wird528. In Anbetracht dieser Feststellungen argumentieren die französische 
Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden, dass die Verarbeitung von Daten von 
EWR-Nutzern, die rechtswidrig in die USA übermittelt und derzeit dort gespeichert werden, mit 
der DSGVO in Einklang gebracht werden muss529. Die irische Aufsichtsbehörde geht nicht auf die 

                                                             
522 Verbindlicher Beschluss 1/2021, Rn. 256; verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 278, verbindlicher 
Beschluss 4/2022, Rn 280, und verbindlicher Beschluss 5/2022, Rn 266.  
523 Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 2012, Electrabel/Kommission, T-332/09, ECLI:EU:T:2012:672, Rn. 279; 
Urteil des Gerichtshofs vom 13. November 1990, The Queen/Ministry of Agriculture, Fisheries and Food, ex parte 
FEDESA u. a., C-331/88, ECLI:EU:C:1990:391, Rn. 13; Urteil des Gerichts vom 26. Oktober 2017, Marine 
Harvest/Kommission, T-704/14, ECLI:EU:T:2017:753, Rn. 580; Urteil des Gerichtshofs vom 5. Mai 1998, 
Vereinigtes Königreich/Kommission, C-180/96, ECLI:EU:C:1998:192, Rn. 96; Urteil des Gerichtshofs vom 
3. September 2009, Prym und Prym Consumer/Kommission, C-534/07 P, ECLI:EU:C:2009:505, Rn. 223. 
524 Siehe zum Beispiel auch den verbindlichen Beschluss 3/2022, Rn. 284, und den verbindlichen 
Beschluss 4/2022, Rn. 286. 
525 Urteil des Gerichts vom 26. Oktober 2017, Marine Harvest/Kommission, T-704/14, Rn. 580, Verweis auf die 
Rechtssache T-332/09, Urteil des Gerichts vom 12. Dezember 2012, Electrabel/Kommission, Rn. 279. 
526 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 23. 
527 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 2. 
528 Beschlussentwurf, Rn. 9.43 (2), 9.39, 8.41. Siehe auch Beschlussentwurf, Rn. 7.46–7.153, wo es um die Frage 
geht, ob das US-Recht ein im Wesentlichen gleichwertiges Schutzniveau bietet. 
529 Siehe oben, Rn. 195‒202. 
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Argumente und Bedenken der französischen Aufsichtsbehörde und der deutschen 
Aufsichtsbehörden hinsichtlich der Risiken ein, denen die bereits in die USA übermittelten und 
derzeit in den USA gespeicherten Daten unterliegen.  

 In diesem Zusammenhang ist der EDSA der Auffassung, dass das mit der Anordnung verfolgte Ziel, 
Verarbeitungsvorgänge mit den Vorschriften in Einklang zu bringen, legitim ist. Der EDSA nimmt 
das Argument von Meta IE zur Kenntnis, dass das praktische Risiko einer Einflussnahme auf Daten 
von EWR-Nutzern, die in die USA übermittelt wurden, „seit jeher äußerst begrenzt“ gewesen sei 
und dass bei zuvor in die USA übermittelten Daten von EWR-Nutzern das potenzielle Risiko „noch 
begrenzter“ sei530. Wie oben analysiert, ist der EDSA von diesem Argument jedoch nicht 
überzeugt531. 

 Der EDSA nimmt ferner die Argumente von Meta IE zur Kenntnis, wonach eine 
Löschungsanordnung aufgrund des „sehr erheblichen zusätzlichen nicht wiedergutzumachenden 
Schadens“, den sie verursachen würde, im Hinblick auf die abschreckende Wirkung unnötig und 
unverhältnismäßig wäre532.  Wie bereits erwähnt, ist die Löschung der in den USA gespeicherten 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern jedoch nur eine der Möglichkeiten, die Verarbeitung 
mit den Vorschriften in Einklang zu bringen. Ob eine solche Maßnahme auch die Löschung aller 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern zur Folge hätte, wäre in jedem Fall eine Folge der 
Architektur des Systems, das Meta IE für die Bereitstellung des Facebook-Dienstes gewählt hat. 
Folglich liegt es in der Verantwortung des Verantwortlichen, geeignete Maßnahmen zu ermitteln 
und umzusetzen, um die Verarbeitung unrechtmäßig in die USA übermittelter und derzeit in den 
USA gespeicherter Daten von EWR-Nutzern mit der DSGVO in Einklang zu bringen.  

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass bei der Beurteilung, ob mit einer bestimmten 
Abhilfemaßnahme das verfolgte Ziel erreicht wird, neben der Abschreckungswirkung der 
Maßnahme mehrere Faktoren zu berücksichtigen sind, nämlich ihre Fähigkeit, einen Verstoß zu 
beheben und das Schutzniveau der DSGVO wiederherzustellen. Im vorliegenden Fall zeigen die 
vorstehenden Erwägungen, dass die Anordnung, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO in 
Einklang zu bringen, indem die rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die DSGVO übermittelt 
wurden, in den USA eingestellt wird, erforderlich ist, um das angestrebte Ziel zu erreichen, nämlich 
dass die Verarbeitung von Daten von EWR-Nutzern, die rechtswidrig in die USA übermittelt 
werden und derzeit dort gespeichert sind, mit der DSGVO im Einklang steht.  

 In Bezug auf die Verhältnismäßigkeit der vorgeschlagenen Anordnung sieht Erwägungsgrund 129 
der DSGVO vor, dass geprüft werden sollte, ob die zur Behebung eines Verstoßes gewählten 
Maßnahmen im Hinblick auf das verfolgte Ziel „überflüssige Kosten“ und „übermäßige 
Unannehmlichkeiten“ für die betroffenen Personen verursachen. Im vorliegenden Fall ist sich der 
EDSA der Notwendigkeit bewusst, zum einen sicherzustellen, dass die personenbezogenen Daten 
der betroffenen Personen im Einklang mit der DSGVO verarbeitet werden und keinen 
unverhältnismäßigen Risiken ausgesetzt sind, und zum anderen die Integrität dieser Daten und 
die Rechte der betroffenen Personen sicherzustellen.  

                                                             
530 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, Rn. 1.3. 
531 Siehe oben, Rn. 95. 
532 Stellungnahme von Meta IE Artikel 65, Rn. 12.2, 12.5, 12.7, 12.9–12.13. Siehe auch Stellungnahme von 
Meta IE zu Artikel 65, Anhang 2, Rn. 1.21. 
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 Der EDSA hat bereits darauf hingewiesen, dass die Schwere des Verstoßes ein wichtiges Element 
ist, das bei der Bewertung der Verhältnismäßigkeit einer Abhilfemaßnahme zu berücksichtigen ist, 
wie Erwägungsgrund 148 der DSGVO zeigt533. In diesem Fall betont die irische Aufsichtsbehörde 
nach dem Schrems-II-Urteil, dass der Wesensgehalt des Grundrechts auf einen gerichtlichen 
Rechtsbehelf in Bezug auf betroffene Personen, deren Daten in die USA übermittelt werden, nicht 
geachtet wird534. Dies trägt dazu bei, den in Rede stehenden Verstoß als besonders schweren 
Verstoß zu betrachten, wie in –Rn. 99 dieses verbindlichen Beschlusses festgestellt wurde.  

 Der EDSA nimmt die Stellungnahmen von Meta IE zur Kenntnis, in denen geltend macht wird, dass 
angesichts der inhärenten Verflechtung des Social Graph des Facebook-Dienstes „jede 
Anordnung, die ‚Verarbeitung von Daten von Nutzern‘ von Meta Ireland in den USA ‚einzustellen‘, 
in Wirklichkeit eine Anordnung zur Löschung solcher Daten darstellt“535. 

 Der EDSA ist jedoch der Auffassung, dass die von der französischen Aufsichtsbehörde und den 
deutschen Aufsichtsbehörden vorgeschlagene Anordnung dem Verantwortlichen keine 
bestimmte Art und Weise vorschreibt, ihr nachzukommen. Vielmehr räumt sie Meta IE genügend 
Spielraum ein, um zu ermitteln, wie die Anordnung im Einklang mit ihren Rechenschaftspflichten 
am besten umgesetzt werden kann. In Anbetracht dessen ist der EDSA der Auffassung, dass dies 
die am wenigsten belastende Maßnahme ist, da der Verantwortliche letztlich die Wahl der 
konkreten Art und Weise der Befolgung der Anordnung treffen wird. Es versteht sich von selbst, 
dass die Rechte der betroffenen Personen, wie sie sich aus Artikel 24 Absatz 1 DSGVO ergeben, 
bei der Entscheidung über die Mittel zur Einhaltung und bei der Durchführung der dafür 
erforderlichen Schritte gewahrt werden müssen.  

 Daher ist der EDSA der Auffassung, dass die vorgeschlagene Anordnung in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, da sie die am wenigsten belastende Maßnahme ist und 
keine unverhältnismäßigen Nachteile im Hinblick auf das verfolgte Ziel mit sich bringt. 

Schlussfolgerung 

 Auf der Grundlage der vorstehenden Schlussfolgerungen ist der EDSA der Auffassung, dass eine 
Anweisung, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, indem die 
rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von personenbezogenen Daten von 
EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die DSGVO übermittelt wurden, in den USA eingestellt 
wird, unter den Umständen des Einzelfalls geeignet, erforderlich und verhältnismäßig ist.  

                                                             
533 In Erwägungsgrund 148 der DSGVO heißt es beispielsweise: „Im Falle eines geringfügigeren Verstoßes oder 
falls voraussichtlich zu verhängende Geldbuße eine unverhältnismäßige Belastung für eine natürliche Person 
bewirken würde, kann anstelle einer Geldbuße eine Verwarnung erteilt werden.“ Der EDSA bestätigte, dass „die 
in diesem Erwägungsgrund enthaltenen Hinweise für die Verhängung von Abhilfemaßnahmen im Allgemeinen 
und für die Wahl der Kombination von Abhilfemaßnahmen, die der begangenen Zuwiderhandlung angemessen 
und verhältnismäßig ist, relevant sein können“. Verbindlicher Beschluss 1/2021, Rn. 256, und verbindlicher 
Beschluss 4/2022, Rn. 280. 
534 Beschlussentwurf, 8.23, 8.27, 8.37, 8.41, 8.45.a, 9.28 und 9.43. 
535 Stellungnahme von Meta IE zu Artikel 65, Rn. 10.6. InIm ihrem Datenübermittlungsbericht erläutert Meta IE 
ferner, dass es kein „separates Archiv der Daten eines Nutzers … gibt, das aus dem Rest der [Nutzerdatenbank] 
extrahiert und an einen anderen physischen Ort übertragen werden kann“ (Rn. 26). Darüber hinaus heißt es im 
Nieh-Sachverständigenbericht, dass „eine vollständige Replikation des Social Graph in oder in der Nähe jedes 
Rechenzentrums von entscheidender Bedeutung ist, da eine Aufteilung des Social Graph auf der Grundlage des 
geografischen Standorts kaum geeignet wäre, die meisten Fragen zu beantworten, die nicht direkt durch die 
Caches befriedigt werden können“ (Rn. 16). 
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 In Bezug auf die Frist für die Erfüllung einer solchen Anordnung nimmt der EDSA das Ersuchen der 
französischen Aufsichtsbehörde zur Kenntnis, dass diese Frist „den betroffenen Personen die 
Ausübung ihrer Rechte gestattet“536. Die französische Aufsichtsbehörde legt keinen konkreten 
Zeitrahmen fest. Die deutschen Aufsichtsbehörden sind der Auffassung, dass der Anweisung 
„innerhalb einer angemessenen Frist, die sechs Monate nach Abschluss dieses Verfahrens der 
Zusammenarbeit nicht überschreiten darf“, nachgekommen werden sollte537. 

 Einerseits geht der EDSA davon aus, dass die Einhaltung der Anordnung technische und 
organisatorische Anpassungen von Meta IE erfordern kann. Andererseits stellt der EDSA fest, dass 
der von den deutschen Aufsichtsbehörden vorgeschlagene Erfüllungszeitraum erheblich länger ist 
als die im Beschlussentwurf vorgesehene Frist für die Aussetzung der Übermittlung. Daher ist der 
EDSA der Auffassung, dass ein Zeitraum von sechs Monaten, wie von den deutschen 
Aufsichtsbehörden gefordert, Meta IE ausreichend Zeit zur Ermittlung und Umsetzung der 
spezifischen Maßnahmen bietet, um die Verarbeitungsvorgänge in Einklang zu bringen.  

 Die Anweisung, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, sollte am Tag 
der Mitteilung des endgültigen Beschlusses der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE wirksam 
werden. 

 Auf der Grundlage der vorstehenden Erwägungen weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, 
in ihren endgültigen Beschluss eine Anordnung an Meta IE aufzunehmen, Verarbeitungsvorgänge 
mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, indem die rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich 
der Speicherung, von personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die 
DSGVO übermittelt wurden, innerhalb von sechs Monaten nach dem Datum der Mitteilung des 
endgültigen Beschlusses der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE in den USA eingestellt wird. 

6 VERBINDLICHER BESCHLUSS 

 Aus den vorstehend dargelegten Gründen und im Einklang mit der Aufgabe des EDSA gemäß 
Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe t DSGVO, verbindliche Beschlüsse gemäß Artikel 65 DSGVO 
anzunehmen, erlässt der EDSA gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO folgenden 
verbindlichen Beschluss. 

 Der EDSA richtet diesen verbindlichen Beschluss gemäß Artikel 65 Absatz 2 DSGVO an die 
federführende Aufsichtsbehörde (die irische Aufsichtsbehörde) und an alle betroffenen 
Aufsichtsbehörden.  

Verhängung einer Geldbuße 

 Der EDSA beschließt, dass die Einsprüche der österreichischen Aufsichtsbehörde, der deutschen 
Aufsichtsbehörden, der französischen Aufsichtsbehörde und der spanischen Aufsichtsbehörde 
gegen das Fehlen einer Geldbuße für den Verstoß von Meta IE gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO 
im Beschlussentwurf die Anforderungen von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllen. 

 Der EDSA kommt zu dem Schluss, dass in Anbetracht der in diesem verbindlichen Beschluss 
vorgenommenen Bewertung der einschlägigen Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 DSGVO, auf die 
in den maßgeblichen und begründeten Einsprüchen Bezug genommen wird, nämlich der in 

                                                             
536 Einspruch der französischen Aufsichtsbehörde, Rn. 26.  
537 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6.  
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Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, b, d, g und k DSGVO genannten Umstände sowie der Kriterien 
nach Artikel 83 Absatz 1 DSGVO, die Entscheidung der irischen Aufsichtsbehörde, wegen des 
Verstoßes von Meta IE gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO keine Geldbuße zu verhängen, nicht mit 
der DSGVO vereinbar ist.  

 Insbesondere weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, auf der Grundlage der oben 
analysierten und wie folgt zusammengefassten Bewertung der einschlägigen Umstände in 
Artikel 83 Absatz 2 DSGVO eine Geldbuße gegen Meta IE zu verhängen: 

• die Schwere des Verstoßes unter Berücksichtigung des besonders großen Umfangs der 
Verarbeitung und der sehr hohen Zahl betroffener Personen538 sowie der langen Dauer des 
Verstoßes, der noch andauert539 (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO); 

• die zumindest grobe Fahrlässigkeit des Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 seitens Meta IE 
(Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO)540; 

• der hohe Grad der Verantwortung von Meta IE (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO)541; 

• die Vielzahl von Kategorien personenbezogener Daten, einschließlich personenbezogener 
Daten, die unter Artikel 9 DSGVO fallen, die von dem Verstoß betroffen sind (Artikel 83 
Absatz 2 Buchstabe g DSGVO)542;  

• der Umstand, dass Meta IE durch die Gestaltung des FB-Dienstes daran gehindert wird, diesen 
Dienst in der EU/im EWR ohne die internationalen Übermittlungen an FB zu erbringen, die als 
Verstoß gegen die DSGVO angesehen werden, was darauf hindeutet, dass ein erheblicher Teil 
der Gewinne aus der Erbringung des Dienstes in der EU aus dem Verstoß gegen die DSGVO 
resultiert (Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe k DSGVO)543. 

 Vor diesem Hintergrund weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, gegen Meta IE wegen 
Verstoßes gegen Artikel 46 Absatz 1 DSGVO eine Geldbuße zu verhängen, die mit den 
Grundsätzen der Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit und Abschreckung nach Artikel 83 Absatz 1 im 
Einklang steht.  

 Der EDSA weist die irische Aufsichtsbehörde ferner an, bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße 
die einschlägigen erschwerenden Umstände nach Artikel 83 Absatz 2 DSGVO, d. h. die in Artikel 83 
Absatz 2 Buchstaben a, b, d, g und k DSGVO genannten Umstände, wie oben beschrieben und 
ausgeführt, gebührend zu berücksichtigen. Auf der Grundlage der Bewertung der Umstände nach 
Artikel 83 Absatz 2 Buchstaben a, b und g DSGVO ist der EDSA der Auffassung, dass der Verstoß 
schwerwiegend ist544, was gemäß den Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen545 
dazu führen sollte, dass der Ausgangsbetrag für die weitere Berechnung der Geldbuße an einem 
Punkt zwischen 20 % und 100 % des geltenden gesetzlichen Höchstbetrags festgesetzt wird.  

 In Bezug auf den Umsatz des Unternehmens weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, den 
Gesamtumsatz aller Einheiten, aus denen das Einzelunternehmen besteht (d. h. konsolidierter 

                                                             
538 Siehe Rn. 89 bis 96 oben.  
539 Siehe Rn. 97 und 98 oben. 
540 Siehe Rn. 100 bis 115 oben. 
541 Siehe Rn. 116 bis 125 oben. 
542 Siehe Rn. 128 bis 133 oben. 
543 Siehe Rn. 137 bis 140 oben. 
544 Siehe Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 61. 
545 Leitlinien des EDSA für die Berechnung von Geldbußen, Rn. 61, dritter Spiegelstrich. 
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Umsatz der von Meta Platforms, Inc. geleiteten Gruppe), für das Geschäftsjahr vor dem Datum 
des endgültigen Beschlusses zu berücksichtigen.  

Anordnung in Bezug auf übermittelte personenbezogene Daten 

 Der EDSA beschließt, dass die Einsprüche der deutschen Aufsichtsbehörden und der französischen 
Aufsichtsbehörde gegen das Fehlen einer Anordnung in Bezug auf die unrechtmäßig in die USA 
übermittelten und derzeit in den USA gespeicherten Daten im Beschlussentwurf die 
Anforderungen von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllen. 

 Der EDSA kommt zu dem Schluss, dass in den Einsprüchen der deutschen Aufsichtsbehörden und 
der französischen Aufsichtsbehörde gefordert wird, Meta IE anzuweisen, Verarbeitungsvorgänge 
mit Kapitel V DSGVO in Einklang zu bringen, indem sie die rechtswidrige Verarbeitung, 
einschließlich der Speicherung, von personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter 
Verstoß gegen die DSGVO übermittelt wurden, in den USA einstellt.   

 Der EDSA kommt zu dem Schluss, dass angesichts der in diesem verbindlichen Beschluss 
vorgenommenen Bewertung der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit einer 
solchen Anordnung die Entscheidung der irischen Aufsichtsbehörde, keine Anordnung in Bezug 
auf Daten von EWR-Nutzern zu erlassen, die rechtswidrig in die USA übermittelt wurden und 
derzeit in den USA gespeichert sind, nicht mit der DSGVO vereinbar ist.  

 Vor diesem Hintergrund weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, in ihren endgültigen 
Beschluss eine Anweisung an Meta IE aufzunehmen, Verarbeitungsvorgänge mit Kapitel V DSGVO 
in Einklang zu bringen, indem die rechtswidrige Verarbeitung, einschließlich der Speicherung, von 
personenbezogenen Daten von EWR-Nutzern, die unter Verstoß gegen die DSGVO übermittelt 
wurden, innerhalb von sechs Monaten nach dem Datum der Mitteilung des endgültigen 
Beschlusses der irischen Aufsichtsbehörde an Meta IE in den USA eingestellt wird. 

7 ABSCHLIEßENDE BEMERKUNGEN 

 Dieser verbindliche Beschluss ist an die irische Aufsichtsbehörde und die betroffenen 
Aufsichtsbehörden gerichtet. Die irische Aufsichtsbehörde muss ihren endgültigen Beschluss auf 
der Grundlage dieses verbindlichen Beschlusses gemäß Artikel 65 Absatz 6 DSGVO erlassen. 

 Der EDSA weist erneut darauf hin, dass sein derzeitiger Beschluss den Bewertungen, die der EDSA 
in anderen Fällen, auch mit denselben Parteien, vorzunehmen hat, nicht vorgreift, wobei er den 
Inhalt des entsprechenden Beschlussentwurfs und die Einsprüche der betroffenen 
Aufsichtsbehörden berücksichtigt. 

 Gemäß Artikel 65 Absatz 6 DSGVO muss die irische Aufsichtsbehörde ihren endgültigen Beschluss 
auf der Grundlage des verbindlichen Beschlusses unverzüglich erlassen, spätestens jedoch einen 
Monat, nachdem der Ausschuss seinen verbindlichen Beschluss mitgeteilt hat.  

 Die irische Aufsichtsbehörde muss dem Ausschuss das Datum mitteilen, an dem ihr endgültiger 
Beschluss dem Verantwortlichen mitgeteilt wird546. Dieser verbindliche Beschluss wird gemäß 

                                                             
546 Artikel 65 Absatz 6 DSGVO.  
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Artikel 65 Absatz 5 DSGVO unverzüglich veröffentlicht, nachdem die irische Aufsichtsbehörde dem 
Verantwortlichen ihren endgültigen Beschluss mitgeteilt hat547. 

 Die irische Aufsichtsbehörde wird dem Ausschuss ihren endgültigen Beschluss mitteilen548. Gemäß 
Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe y DSGVO wird der dem EDSA mitgeteilte endgültige Beschluss der 
irischen Aufsichtsbehörde in das Register der Beschlüsse aufgenommen, die dem 
Kohärenzverfahren unterliegen. 

Für den Europäischen Datenschutzausschuss 

Vorsitzende 

 

(Andrea Jelinek) 

 

 

 

                                                             
547 Artikel 65 Absätze 5 und 6 DSGVO.  
548 Artikel 60 Absatz 7 DSGVO.  
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